Bundesgesetzblatt ” 

Teil II Z 1998 

1996 Ausgegeben zu Bonn am 2. Mai 1996 Nr. 19 


Tag Inhalt Seite 

23. 4. 96 Gesetz zu dem Abkommen vom 10. Juni 1993 zwischen der Regierung der Bundesrepublik 

Deutschland und der Regierung der Ukraine über den Luftverkehr. 642 

GESTA; XJ001 

24. 4. 96 Verordnung zu dem Abkommen vom 12. September 1995 zwischen der Regierung der Bundesrepublik 

Deutschland und dem Europäischen Währungsinstitut über den Sitz des Instituts. 653 

29. 3. 96 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Übereinkommens zur Errichtung der Afrikanischen 

Entwicklungsbank. 658 

29. 3. 96 Bekanntmachung über den Geltungsbereich der Satzung der Internationalen Kupferstudiengruppe ... 658 

29. 3. 96 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Rahmenäbereinkommens der Vereinten Nationen 

über Klimaänderungen. 659 

1. 4. 96 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Montrealer Protokolls über Stoffe, die zu einem 

Abbau der Ozonschicht führen. 659 

1. 4. 96 Bekanntmachung überden Geltungsbereich des Übereinkommens über Straßenverkehrszeichen ... 660 

1. 4. 96 Bekanntmachung über den Geltungsbereich der Änderung von 1990 des Montrealer Protokolls über 

Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht führen. 660 

1. 4. 96 Bekanntmachung über den Geltungsbereich der Änderung von 1992 des Montrealer Protokolls über 

Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht führen. 661 

1. 4. 96 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über wichtige Linien 

des internationalen Kombinierten Verkehrs und damit zusammenhängende Einrichtungen (AGTC) ... 661 

1. 4. 96 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Übereinkommens über die Annahme einheitlicher 
Bedingungen für die Genehmigung der Ausrüstungsgegenstände und Teile von Kraftfahrzeugen und 
über die gegenseitige Anerkennung der Genehmigung. 662 

3. 4. 96 Bekanntmachung über das Inkrafttreten des Übereinkommens zum Schutz der Alpen (Alpenkonvention) 662 

3. 4. 96 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Internationalen Übereinkommens über Maßnahmen 

auf Hoher See bei Ölverschmutzungs-Unfällen . 663 

3. 4. 96 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Haager Übereinkommens über das auf Unterhalts¬ 
pflichten anzuwendende Recht. 664 

3. 4. 96 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Abkommens über die Internationale Anerkennung 

von Rechten an Luftfahrzeugen. 665 

4. 4. 96 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Übereinkommens über Feuchtgebiete, insbesondere 

als Lebensraum für Wasser- und Watvögel, von Internationaler Bedeutung. 665 

4. 4. 96 Bekanntmachung über den Geltungsbereich von Änderungen des Übereinkommens über Feucht¬ 
gebiete, insbesondere als Lebensraum für Wasser- und Watvögel, von internationaler Bedeutung .... 666 

4. 4. 96 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Übereinkommens zur Errichtung der Multilateralen 

Investitions-Garantie-Agentur (MIGÄ-Übereinkommen). 666 

11. 4. 96 Bekanntmachung des deutsch-niederländischen Verwaltungsabkommens über die Rechtsstellung der 

niederländischen Organisation „Stichting Bijzondere Scholen voor Ondenvijs op Algemene Gronds- 

lag III (STOAG III)“ in der Bundesrepublik Deutschland . 667 

12. 4. 96 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Übereinkommens über das Verbot oder die 

Beschränkung des Einsatzes bestimmter konventioneller Waffen, die übermäßige Leiden verursachen 

oder unterschiedslos wirken können, sowie der Protokolle zu diesem Übereinkommen. 669 

23. 4. 96 Bekanntmachung der Neufassung des Internationalen Übereinkommens von 1969 über die zivilrecht¬ 
liche Haftung für Ölverschmutzungsschäden in der Fassung des Protokolls von 1992. 670 

23. 4. 96 Bekanntmachung der Neufassung des Internationalen Übereinkommens von 1971 über die Errichtung 
eines Internationalen Fonds zur Entschädigung für Ölverschmutzungsschäden in der Fassung des 
Protokolls von 1992 . 685 























Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil 11 Nr. 19, ausgegeben zu Bonn am 2. Mai 1996 




Gesetz 

zu dem Abkommen vom 10. Juni 1993 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und der Regierung der Ukraine 
über den Luftverkehr 

Vom 23. April 1996 


Oer Bun<testag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Kiew am 10. Juni 1993 Unterzeichneten Abkommen zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Ukraine über 
den Luftverkehr wird zugestimmt. Das Abkommen wird nachstehend veröffent¬ 
licht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 20 Abs. 1 in Kraft tritt, 
Ist Im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und wird im Bundesgesetz¬ 
blatt verkündet. 


Berlin, den 23. April 1996 

Der Bundespräsident 
Roman Herzog 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister für Verkehr 

WIssmann 

Der Bundesminister des Auswärtigen 

Kinkel 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und der Regierung der Ukraine 
über den Luftverkehr 

yrofla 

Mi>K ypnflOM OeflepaTMBoV PecnyaniKH HiMenHUHa 

Ta ypnflOM yKpai'HM 
npo noBirpBHe cno/iyneHH« 


Inhaltsübersicht 

Präambel 

Artikel 1 Begriffsbestimmungen 

Artikel 2 Gewährung von Verkehrsrechten 

Artikel 3 Bezeichnung urnt Betriebsgenehmigur^g 

Artikel 4 Widerruf oder Einschränkung der Betriebsgenehmigung 

Artikel 5 Gleichbehandlung bei den Gebühren 
Artikel 6 Befreiung von Zöllen und sonstigen Abgaben 
Artikel 7 Überweisung von Einkünften 

Artikel 8 Grundsätze für den Betrieb des vereinbarten Linienverkehrs 
Artikel 9 Übermittlung von Betriebsangaben ur\d Statistiken 
Artikel 10 Tarifa 

Artikel 11 Gewerbliche Tätigkeiten 
Artikel 12 Luftsicherheit 

Artikel 13 Einreise urKf Kontrolle der Reisedokumente 

Artikel 14 Meinurvgsaustausch 
Artikel 15 Konsultationen 
Artikel 16 Beilegung von Streitigkeiten 
Artikel 17 Mehrseitige Übereinkommen 

Artikel 18 Registrierung bei der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation 
Artikel 19 Frühere Abkommen 
Artikel 20 Inkrafttreten, Geltungsdauer 
Artikel 21 Kündigung 


npeaMÖyna 
CTarw 1 
CTarr« 2 
CTaTT« 3 
CraTTji 4 

CTarra 5 
CTarra 6 
CraTTfl 7 
CraTTn 8 
CraTT« 9 
Crarr« 10 
CTarrn 11 
CraTTR 12 
CraTTR 13 

CraTTR 14 
CTaTTR 15 
CTarrn 16 
CTarrn 17 
CraTTR 18 
CraTTR 19 
CraTTR 20 
CraTTR 21 


SmIct 

BHSHaMeHHR nOHRTb 

Ha^aHMR KOMepüi^vix npae 

npHSHaMeHHR M /toSBi/i Ha nonboria 

CKacyaaHHR mh oöMemeHHR /toaaony Ha a^i^HeHMR nonb- 
oTle 

He/tHCKpHMiHai4iR npM cTRryaaHHi aöopia 
Sai/ibHeHHR BIA cnnaTH MMra ra iHUJHx aöopia 
riepeKaa aapoÖneHHx kouitIb 

npMHqnnH, rkI peryntotoTb eKcnnyaraLtiK) AoroaipHHX /liHiA 
Hsa^hhr eKcnnyaraülMHOi iH4x^>MaLtiT ra CTaTMCTMKM 
TapH(|)H 

KoMepMiüfHa Ai^^bHkrrb 
AaiaitiHHa öeaneKa 

iMMirpaqiR ra KOHTpo/tb AOKyMeHTia. weoöxiAHMx npn nepe- 
aeaeHHi 

OÖMiH AyMKaMH 
KoHcy/ibTatti? 

BperymoaaHHR cnopia 
BararocTopoHHi KOHaeHLtii 

PeecTpaitiR a MijKHapOAHiM opraHiaaüiT L^HainsHOI aalai^iT 
rionepeAHi yroAM 

HaÖyTTR HMHHOCTi, CTpOK pji\ 

Brpara mvihhoctI 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und 

die Begieaing der Ukraine - 

Vertragsparteien des Abkommens über die Internationale Zivil¬ 
luftfahrt, zur Unterzeichnung aufgelegt in Chicago am 7. Dezem¬ 
ber 1944, 

in dem Wunsch, ein Abkommen über die Einrichtung und den 
Betrieb des Fluglinienverkehrs zwischen ihren Hoheitsgebieten 
und darüber hinaus zu schließen - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeuten, soweit sich aus 
dessen Wortlaut nichts anderes ergibt, 


VpqA (DeAepaTMBHOl PecnyÖ/iiKH HlMeHHMHa 

Ta 

yp^A VKpaiHM 

RKi £ ysacHiiKaMM KoHBeHqiT npo Mi)KHapOAHy qnei/ibHy 
aeiattiK), eiAKpHToT A^n niAnMcaHHn e HtKaro 7 rpyAHn 1944 
poKy; 

6a>KaiOHii yKfiacTM VroAy, »Ka CTOcyerbcn BCTaHoeneHHn ^ 
SAiMCHeHHq noeiTpRHMX cno/iyneHb Mi)K i aa Me^aMM Tx 
BlAnoBiAHMx TepMTopiM; 

AOMOBkinncb npo TaKe: 

CraTT« 1 

BM3HaHeHHfl nOHSTb 

(1) y LfiH yroAi, RKU 40 KOHTeKCT He npnnycKae iHiue: 
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a) »Zh/illuftfahrt-Abkommen*' das am 7. Dezember 1944 in Chica¬ 
go zur UnterzeichnurYg aufgelegte Abkommen über die Inter¬ 
nationale Zivilluftfahrt einschließlich aller nach dessen Arti¬ 
kel 90 angenommenen Anhänge und aller Änderungen der 
Anhänge oder des Zivilluftfahrt-Abkommens selbst r^ch des¬ 
sen Artikeln 90 urKi 94. soweit diese Anhänge und Änderun¬ 
gen für beide Vertragsparteien in Kraft getreten oder von ihnen 
ratifiziert worden sind; 

b) J.uftfahrtbehörde“ in bezug auf die Bundesrepublik Deutsch¬ 
land das Bundesministerium für Verkehr, in bezug auf die 
Ukraine das Verkehrsministerium der Ukraine oder in beiden 
Fällen jede andere Person oder Stelle, die zur Wahrnehmung 
der diesen Behörden obliegenden Aufgaben ermächtigt ist; 

c) «bezeichnetes Unternehmen" jedes Luftfahrtuntemehmen, 
das eine Vertragspartei der anderen Vertragspartei nach Arti¬ 
kel 3 schriftlich als ein Unternehmen bezeichnet hat. das auf 
den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien internationalen 
Fluglinienverkehr betreiben soll. 


(2) Die Begriffe ..Hoheitsgebiet". ..Ftuglinienverkehr^. „internatio¬ 
naler Ruglinienverkehr* und J.andung zu nichtgewerblichen 
Zwecken" haben für die Anwendung dieses Abkommens die in 
den Artikeln 2 und 96 des Zivilluftfahrt-Abkommens festgetegte 
Bedeutung. 

(3) Der Begriff „Taiir bedeutet den Preis, der für die internatio¬ 
nale Beförderung (d. h. die Beförderung zwischen Punkten in den 
Hoheitsgebieten von zwei oder mehr Staaten) von Fluggästen. 
Gepäck oder Fracht (ausgenommen Post) zu berechnen Ist. und 
schließt folgerKtes ein: 

a) jeden Durchgangstarif oder Betrag, der für eine internationale 
Befördemng zu berechnen ist, die als solche vermarktet und 
verkauft wird, einschließlich derjenigen Durchgangstarife, die 
unter Verwendung von anderen Tarifen oder von AnschluB- 
tarifen für eine Beförderung auf internationalen Streckenab¬ 
schnitten oder auf inländischen Streckenabschnitten, die 
Teil des internationalen Streckenabschnitts sind, gebildet 
werden; 

b) die Provision, die für den Verkauf von Flugscheinen für die 
Beförderung von Ruggästen und deren Gepäck oder für die 
entsprechenden Maßnahmen bei der Beförderung von Fracht 
zu zahlen ist; 

c) die Bedingungen, nach denen sich die Anwendbarkeit des 
Tarifs oder des Beförderur^spreises oder die Provisionszah- 
tung richtet 

Er umfaßt auch 

d) alle wesentlichen Leistungen, die in Verbindung mit der Beför¬ 
derung erbracht werden; 

e) jeden Tarif für die als Zusatz zu eirter internationalen Beförde¬ 
rung verkaufte Beförderung auf eir>em inländischen Strecken¬ 
abschnitt. der für rein inländische Flüge nicht verfügbar ist und 
der nicht allen Beförderern im intematkmalen Verkehr und 
deren Kunden zu gleichen Bedingungen zur Verfügung ge¬ 
stellt werden kann. 

Artikel 2 

Gewährung von Verkehrsrechten 

(t) Eine Vertragspartei gewährt der anderen Vertragspartei zum 
Betrieb des internationalen Fluglinienverkehrs durch die bezetch- 
neten Unternehmen das Recht 

a) ihr Hoheitsgebiet ohne Landung zu überfliegen; 

b) in ihrem Hoheitsgebiet zu nichtgewerbtichen Zwecken zu 
landen; 

c) in ihrem Hoheitsgebiet an den genannten Punkten auf den 
nach Absatz 2 festgelegten Linien zu landen, um Ruggäste. 
Gepäck, Fracht und Post gewerblich aufzunehmen und abzu¬ 
setzen. 


(а) TepMiH J<0HBeHL4ia" osHasae KoHBeHMito npo MbKHappA^ 
itMBi/ibHy asiaqiio, BiAKpMTy Ana niAnacaHHa b Siicaro 7 rpyA* 
HB 1944 poKy. Ta BK/sosae öyAb-nKMä Aoastok. npHäHBTMM 
ariAHo ai CTarreio 90 uie! KoHBeHitT. ra öyAb-BKy nonpaoKy 
AO ßppßTKm aöo KoHBeMi^l, npMiW^ arlAHO s IT CTarraMM 
90 Ta 94. y TaKiM Mipi. b bkIh vf Aoastkh ä nonpaBKM Ai^i 
AHB HH paTMCbiKoeaNl oöoMa AoroeipHHMM CTopoHauM; 

(б) TepMiH .^aiaL^iHHi BJiaAH" ctocobho (t>eAepaTMBHoT Pecnyön- 
Ikm HiMessMHa - OeAopa/ibHe MiHicrepcTBO TpaHcnopTy. a 
CTOCOBHO VKpaTHH * MiHicTepCTBO TpaHcnopTy yKpaiHM; aÖo 
B oöox BMnaAKax - ÖyAb-BKy ocoöy mm oprau. ynoBHOBa)KeHt 
SAiMCHiOBaTM cbyHKLiiT. BKi BMKOHyiOTb araASHi BnaAM; 

(it) TepMiH „npHSHaMeHe aeianiAnpHeMCTBo" oaHasae aeia- 
niAnpHCMCTBo, nxe OAHa /^oeipHa CTOpona npnaHaMMna, 
RMCbMOBO nOBiAOMMBUJM iHlUy AorOBlpHy CTOpOHy, BiAnOBiAHO 
AO CTarri 3 Miel VroAH bk aBianiAnpnEMCTBO, bko ynoBHO- 
BeuKOHe 3AiMCHK)BaTM MixcHapoAHt noBlTpBHi cnonyMeHHB no 
MapLupyrax, BCTaHoeneHMX ariAHO ai CTarreio 2 (2) i 4 i£T Vro- 
AM. 

(2) TepMiHM „TepMTopin". „noBlTpBHe cnonyMeHHB", „MixcHa- 
poAHe noBhpBHe cnonyHeHHB" Ta „aynnHKa a HOKOMepi^iMHMMM 
L^nBMM" B Liiä VroAi MaiOTb aHaMeHHB, HSAaHi Tm y CTarrax 2 i 96 
KoHBeHi4iT. 

(3) TepMiH „TapM<t)" oaHanae uiHy, BKa npuaHaMeHa aa Mi>KHa- 
poAHe nepeseaeHHB (toÖto. nepeeeaeHHB Mixe nyHKraMM na 
TepHTopinx abox aöo Öinbui pßpmae) nacaxcMpie, Öaraxcy mm 
B aHTaxey (BMKntOMaiOMM nourry) i MicTMTb: 

(a) ÖyAb-BKMM HacKpiaHMM TapMct) aöo eyuy, BKa npnaHaMeHa aa 
Mi)KHapoAHe nepeBeaeHHB, u\o BMCTaBnene na pMHKy i B)Ke 
enpoASHe, bk/hombiomm HacKpiaHi TapHC^M. poapaxosaHi ao- 
nnaTH aa nepeeeaeHHB Mepea MlxoiapOAHi AinbHMqi aöo 
BHyrpiujHi AinbHML^i, bkI € MacTMHOK) MixcHapoAHoT AinbHMt4i; 


(ö) KOMiciMHMii aöip, cn/iaMyeaHMM niA Mac npoAaxcy kbhtkIb aa 
nepBBeaeHHB nacaxenpiB Ta Öaraxey aöo niA ^bc yK/iaAeHHB 
BiAnoBiAHMx yroA 3 a nepeeeaeHHB saHraxey; 

(l^ yMOBM, BKi BH 3 HaMaiOTb aacTOcyBaHHB TapifWby aÖo i^iHM aa 
nepeBeaeHHB mm cnnaTy KOMieiäHoro aöopy. 

Bin xaK 0 >K MiCTMTb: 

(A) ÖyAir^BKi cyTTtBi nepeearM. HaABHi y aB'naKy a BMKOHaHHBM 
nepeeeaeHHa; 

(e) öyAb-BKMM TapMcb aa nepeeeaeHHB na BHyrpiujHiM AinbHML 4 i. 
npoAaHe b aoabtok ao Mi)KHapoAHoro nepeseaeHHB. bko ho 
noAaHe b npoAaxe Ann bmioiiomho BHyrpiujHboro nonbory I He 
Moxee öyTM HSAaHe Ha piBHMx yMOeax yciM MixenapoAHMM 
nepeBisHMKaM i cnoxcMsaMaM amx noenyr. 


Ctsttsi 2 

HaAaHHB KomepitiäHMX npas 

(1) Koxena /]oroeipHa CTopona HSAacTb iHiu \ih ß/oros ipH im Cto- 

pOHi 3 MBTOIO aAiMCHOHHM MiXCHapOAHMX nOBfTpHHMX CnonyMeHb 

npMSHaMeHMMM aBianiAnpMeMCTBaMM npaeo: 

(а) 3Aitk:HK>BaTM noniT Mepea TepMTopiio öea rK>caAKM* 

(б) npMaeM/iBTMCB Ha TT TepMTopil a HeKOMepqiäHMMM i^iiiRMM*. 

(l() npMaeMnBTMCM na TT TepMTOpiT b nyHicrax, BMaHaMOHMx Ha 
Mapuipyrax, BcraHOB/ieHMX BlArx>BiAHO ao rryNKry 2 HMxcMe. 
u{oÖ npMMMaTM na ÖopT aÖo aHmaTM nacaxenplB, Öaraxe. 
BSiHTaxe i noujTy Ha KOMepitiMHiä ochobI. 
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(2) Die Linien, auf denen die bezeichneten Unternehmen der 
Vertragsparteien internationalen Fluglinienverkehr betreiben 
können, werden In einem Fluglinienplan durch Notenwechsel 
festgelegt. 

(3) Nach Absatz 1 wird den bezeichneten Unternehmen einer 
Vertragspartei nicht das Recht gewährt, im Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei Fluggäste, Gepäck, Fracht und Post auf¬ 
zunehmen und gegen Entgelt an einen anderen Ort innerhalb des 
Hoheitsgebiets dieser anderen Vertragspartei zu befördern (Ka¬ 
botage). 

Artikel 3 

Bezeichnung und Betriebsgenehmigung 

(1) Der internationale Fluglinienverkehr auf den nach Artikel 2 
Absatz 2 festgelegten Linien kann jederzeit aufgenommen wer¬ 
den, wenn 

a) die Vertragspartei, der die in Artikel 2 Absatz 1 genannten 
Rechte gewährt werden, ein oder mehrere Unternehmen 
schriftlich bezeichnet hat und 

b) die Vertragspartei, die diese Rechte gewährt, dem oder den 
bezeichneten Untenr>ehmen die Genehmigung erteilt hat, den 
Fluglinienverkehr zu eröffnen. 

(2) Die Vertragspartei, die diese Rechte gewährt, erteilt vorbe¬ 
haltlich der Absätze 3 und 4 dieses Artikels und des Artikels 9 
unverzüglich die Genehmigung zum Betrieb des internationalen 
Fluglinienverkehrs. 

(3) Eine Vertragspartei kann von jedem bezeichneten Unter¬ 
nehmen der anderen Vertragspartei den Nachweis verlangen, 
daß es in der Lage ist, den Erfordernissen zu entsprechen, die 
nach den Gesetzen und sonstigen Vorschriften der erstgenannten 
Vertragspartei für den Betrieb des internationalen Luftverkehrs zu 
erfüllen sind. 

(4) Eine Vertragspartei kann jedem bezeichneten Unternehmen 
der anderen Vertragspartei die Ausübung der nach Artikel 2 
gewährten Rechte verweigern, wenn das Unternehmen auf Ver¬ 
langen nicht den Nachweis erbringen kann, daß die Mehrheit des 
Eigentums an dem Unternehmen und seine tatsächliche Kontrolle 
Staatsangehörigen oder Körperschaften der anderen Vertrags¬ 
partei oder dieser selbst zustehen. 

(5) Eine Vertragspartei kann nach Maßgabe der Absätze 1 bis 4 
ein von ihr bezeichnetes Unternehmen durch ein anderes Unter¬ 
nehmen ersetzen. Das neu bezelchnete Unternehmen genießt die 
gleichen Rechte und unterliegt den gleichen Verpflichtungen wie 
das Unternehmen, an dessen Stelle es getreten ist. 

Artikel 4 

Widerruf oder Einschränkung 
der Betriebsgenehmigung 

Fine Vertragspartei kann die nach Artikel 3 Absatz 2 erteilte 
Genehmigung widerrufen oder durch Auflagen einschränken, 
wenn ein bezeichnetes Unternehmen die Gesetze oder sonstigen 
Vorschriften der die Rechte gewährenden Vertragspartei oder die 
Bestimmungen dieses Abkommens nicht einhält oder die daraus 
sich ergebenden Verpflichtungen nicht erfüllt. Vor dem Widerruf 
oder der Einschränkung werden Konsultationen nach Artikel 15 
durchgeführt, es sei denn, daß zur Vermeidung weiterer Verstöße 
gegen Gesetze oder sonstige Vorschriften eine sofortige Ein¬ 
stellung des Betriebs oder sofortige Auflagen erforderlich sind. 


(2) MapujpyTM, sa «kmmm npHSHaseHi aBiani/^npweMCTBa flo- 
fDBipHMX CrOp lH 3M0>KyTb 3/;iHCH»OBaTM MixCHapO^Hi nOBirpflHi 
cnonyseHHa, öyflyxb SKasaHi b Jaöfiniti MapiiipyriB uj/inxoM 
oöMiMy HoraMM. 

(3) BKasaHe b nyHKTi 1 He Öyfle posrna/^aTHCfl ctocobho 
npHSHaHeHHx aBiani^npweMCTB OAHiel floroeipHoi CropoHw «k 
npaeo npHHMaTn na öopx Ha TepMTopii Ihuioi floroeipHot Cxopo- 
HH naca>KHpiB. öarsuK, BaHTa>K i nouiiy nepeeeaeHHH aa 
BMHaropofly b Ihujhm nyKT Ha repHTOpii iHiuoi' floroeipHoT Cto- 
pOHM {Ka6oTa>K). 

Crarro 3 

npHSHaMOHHH jl ^038 i/1 
Ha 3AliÜCHeHH8 nO/1bOTiB 

(1) SfliwcHeHH« MiJKHapOflHHx noBijpHHMX cnonyMBHb no 
Mapuipyrax, BMSHaHGHMX BiAnoeiAHo ao CTarri 2 (2) ui ei' Vfoam. 
Mojxe poanonaTHca b 6yAb-«KHH Mac aa yMOBn, bkiuo 

(а) floroBipHa CropOHa, hkIh HaAani npaea, BKaaaHi y CTarri 2 

(1) uiei VroAH, npHSHaMHna OAHe mh aeianiAn- 

pMCMCTB nncbMOBO, i 

( б ) AoroBipHa CTopoHa, ana HaAae 141 npaea. a^^ A^bI/i 
aBianiAnpHeMCTBy hh asianiAnpHeMCTBaM rombth 
noBirpflHe cno/iyMeHHH. 

(2) /^oroBipHa CropoHa, »Ka HaAae 14! npaea, ia 3acTepe)KeH- 
HflM nyHKTie 3 i 4 hidkmb, a TaK0>K CTarri 9 14 !ei VroAM öea 
aaTpHMKH BiArtOBiAHMH Pß3B\n Ha 3AiHCHeHHB M i>KHapOAHOrO 
noB tTpHHoro cno/iyMeHHH. 

(3) KoxcHa /loroBipHa CTopoHa Moxce BHMaraTH bIa ÖyAb-HKoro 
aBianiAnpHeMCTsa, npHaHaseHoro iHUioio A^roBlpHOio Cropo- 
H0(0, noA^TH AO^asH roro, 040 boho zpßTHe BHKOHyeaTM BHMorH, 
BH3HaMeHi saKOHaMM Ta npaBMnaMH nepiuol Ao^oBipHOi Cto- 
pOHH, BKi perynK>K3Tb SAi^CHeHHB Mi)KHapOAHHX -nOBiTpHHHX 
cnonyseHb. 

(4) Ko>KHa AO^'OBlpHa CTOpOHa MOJKG BiAMOBMTM ÖyAb'HKOMy 
aBianiAnpHeMCTBy, npHSHaseHOMy iHiuoK) AoroBipHoio CTOpo- 
HOK), KOpHCTyBaTMCH npaBaMH, HaABHMMH SriAHO 31 CTaTTeiO 2 
UieT VroAH, nKU40 TaKe aalaniAnpHeMCTBO b 3mo3I aobocth 3a 
BHMoroto, 040 nepeeaxcHe aonoAiHHa Ta ct^aKTHsHHH KOHTponb 
NBA TSKHM aeiantAnpHeMCTBOM HanexcaTb rpoMaA^naM mh Kop- 
nopauiflM iHiuoI Ao<‘OBipHoT Ctopohh. 

(5) Ko>KHa AoroBipHa CTOpona sriAHO 3 nonoxceHHHMH BHUte- 
3a3HaMeHHx nyHKTis 1 - 4 msthmo npaeo aaMlHHTH asianiAn- 
pneMCTBO, HKe bohs npM3HaHHna, Ihuihm aeianlAnpHeMCTBOM. 
llloHHO npHSHaMene aeianlAnpHeMCTBO msthmb tbkI m npaea i 
HecTH TSKi m soöOB’naaHHn, 9\k i aBianiAnpneMCTBO, «Ke boho 
saMiHse. 

Crarr« 4 

CKacyBaKH» hm oÖMeMteHHM ft/ozeony 

Ha aAlMCHOHNfl nO/lbOTlB 

Koxcna AoroBipna CropoHa Moxce CKacysaTH mm oöMexcMTM 
uinnxoM BCTaHOBneHHB yMoe Aoaain, HaAaHMM BiAnoetAHO 
CTaTTi 3 (2) ui et VroAM, y paai, HKU40 ue aeianiAnpneMCTBO He b 
3M03i AOTpMMyeaTMCb saKOHiB i npaenn AofOBipHoi Ctopohm, 
HKa HaAae npaaa, aöo ne b 3M03i AOTpHMysaTMCb nonoxcenb 
UieT VroAM mm BMKOHyeaTM 3o6oB’n3aHHn, U40 a uboro BMn/iM- 
eatoTb. Taxe cKacyaaHHn mm o6Me>KeHHH 6y^e sacTOCOBano 
nic/ifl KOHcy/ibTauii, hk nepeAöaMeno CTaTTeto 15 uiel VroAM, 
HKLUO Ti/lbKM HOraMHe npMnMHBHHH 3AiMCHeHHn nO/lbOTlB MM 
BCTaHOB/ieHHH yMOB He e cyrreßMM aanoÖiraHH« noAa/ib- 
LUMM nOpyiUeHHHM SaKOHiB MM npaBM/1. 


Artikel 5 Crarrn 5 

Gleichbehandlung bei den Gebühren HeAMCKpMMlHauln npM crnryBaHHi 360p ie 

Die Gebühren, die im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei für die 36opM, cTaryBaHl na TepMTopit oAHiel AoroeipHoT Ctopohm 
B enutzung der Flughäfen und anderer Luftfahrteinrichtungen aa KOpMCTyeaHHn aeponopraMM Ta ihuimmm aeiauiMHMMM sacoöa- 
durch die Luftfahrzeuge jedes bezeichneten Unternehmens der mm noBlTpnHMMM cyAHSMM öyAb-flKoro npMSHaMeHoro aeianiAn- 
anderen Vertragspartei erhoben werden, dürfen nicht höher sein pMeMCtea iHiuoi’ Ctopohm, He öyAyrb BMiui Hi)K Ti, »Ki CTnryiOTb- 
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als die Gebühren, die für Luftfahrzeuge eines inländischen 
Unternehmens in ähnlichem internationalen Fluglinienverkehr er¬ 
hoben werden. 

Artikel 6 

Befreiung von Zolien 
und sonstigen Abgaben 

(1) Die von jedem bezeichneten Unternehmen der einen Ver¬ 
tragspartei verwendeten Luftfahrzeuge, die in das Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei einfliegen und aus ihm wieder ausflie¬ 
gen oder es durchfliegen, einschließlich der an Bord befindlichen 
Treibstoffe, Schmieröle, Ersatzteile, üblichen Ausrüstungsgegerv 
stände und Bordvorräte, bleiben frei von Zöllen urKj sonstigen bei 
der Einfuhr, Ausfuhr oder Durchfuhr von Waren erhobenen Ab¬ 
gaben. Das gilt auch für an Bord der Luftfahrzeuge befindliche 
Waren, die auf dem Rüg über dem Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragspartei verbraucht werden. 


(2) Treibstoffe, Schmieröle, Ersatzteile, übliche Ausrustungs- 
gegenstände und Bordvorräte, die in das Hoheitsgebiet der einen 
Vertragspartei vorübergehend eingefuhrt werden, um dort unmit¬ 
telbar oder nach Lagerung in die Luftfahrzeuge eines bezek:hne- 
ten Unternehmens der anderen Vertragspartei eingebaut oder 
sonst an Bord genommen zu werden oder aus dem Hoheitsgebiet 
der erstgenannten Vertragspartei auf andere Weise wieder aus¬ 
geführt zu werden, bleiben frei von den in Absatz 1 genannten 
Zöllen und sonstigen Abgaben. Werbematerial und Beförderungs¬ 
dokumente jedes bezeichneten Unternehmens der einen Ver¬ 
tragspartei bleiben bei der Einfuhr In das Hoheitsgebiet der ande¬ 
ren Vertragspartei ebenfalls von den in Absatz 1 genannten Zöllen 
und sonstigen Abgaben frei. 

(3) Treibstoffe und Schmieröle, die im Hoheitsgebiet der einen 
Vertragspartei an Bord der Luftfahrzeuge jedes bezeichneten 
Unternehmens der anderen Vertragspartei genommen und Im 
internationalen Rugllnienverkehr verwendet werden, bleiben frei 
von den in Absatz 1 genannten Zöllen und sonstigen Abgaben 
und von etwaigen besonderen Verbrauchsabgaben. 

(4) Eine Vertragspartei kann die in den Absätzen 1 bis 3 ge¬ 
nannten Waren unter Zollüberwachung hatten. 

(5) Soweit für die in den Absätzen 1 bis 3 genannten Waren 
Zölle und sonstige Abgaben nicht erhoben werden, unterliegen 
diese Waren nicht den sonst für sie gelterKfen wirtschaftlichen 
Ein-, Aus- und Durchfuhrverboten und -beschränkungen. 

(6) Jede Vertragspartei gewährt für Gegenstände und Dienst¬ 
leistungen. die jedem bezeichneten Unternehmen der anderen 
Vertragspartei geliefert bzw. erbracht und für Zwecke seines 
Geschäftsbetriebs verwendet werden, auf der Grundlage der Ge- 
ger^eitigkeit eine Entlastung von der Umsatzsteuer oder von 
ähnlichen indirekten Steuern. Die Steuerentlastung kann durch 
eine Befreiung oder Erstattung erfolgen. 

Artikel 7 

Überweisung von Einkünften 

Jede Vertragspartei gewährt jedem bezeichneten Unternehmen 
der anderen Vertragspartei das Recht, die durch den Verkauf von 
Beförderungsdiensten Im Luftverkehr Im Hoheitsgebiet der ande¬ 
ren Vertragspartei erzielten Einkünfte jederzeit, auf jede Weise, 
frei und ohne Beschränkung in jeder frei konvertierbaren Währung 
zum amtlichen Wechselkurs an seine Hauptniederlassung zu 
überweisen. 

Artikel 8 

Grundsätze für den Betrieb 
des vereinbarten Unienverkehrs 

(1) Jedem bezeichneten Unternehmen jeder Vertragspartei wird 
in billiger und gleicher Weise Gelegenheit gegeben, den Flüg¬ 


en 3 noBtTpnHoro cy/^na MaqloHa/ibHoro aeiani^npHeMCTBa, u^o 
3Aii^K>c no/^iöHi Mi^KHapo/v^i nosirpnHi cnonyseHHn. 

Crarni 6 

SeinbHeHHn bIa ennam Murra 

Ta iHllfMX SÖOplB 

(1) noaiTpnHl cyAf^a, bki eKcnnysTyioTbcn öyAt^nKMM npusHa- 
MeHMM aBlanlAnpneMCTBOM OAHieT Ctopohm i BXOAnxb na, 
BiAnpaenmoTbcn norlM 3 aöo npo/iiraiOTb nepea repHTOpiio 
IhuioI AoroeipHoI CropoHM, a raKOxe na/iMBo, MacTMnbHi Mare- 
pianii, sanacHl nacTMHM, KOMnneKTHe oönaAHaHHS i öopTOBl 
sanacM, 140 SHaxoAnrbcn na Öopry raKMx noBhpnHMx cyAOH, 
ÖyAyTb 3B i/ibHOH 1B lA CH/iaTM MMTa TB Ihujmx SÖOp iB, CTSryBaHMX 
y 36'n3Ky 3 iMnopTyBaHMSM, eKcnopTysaHNnM aöo rpaHSHTOM 
TOBapiB. I4e tskoxc ÖyAS sacTocoByoaTvicb a^ Toeapie, bkI 
3HaxöAnTbcn Ha öopxy noBirpnHMx cyAOH ra BMTpasaiOTbcn nlA 
Mac nonbory sepes xepiiTOpiK) ocTaHHbol AoroBipHoT Cropo- 

HH. 

(2) rianMBO, MacTM/ibHl Marepia/iM, aanacHi sacTMHH, KOM¬ 
nneKTHe oÖnaAHaHHB ra öoproei sanacM, THMsacoBO iMnopro- 
BaHi Ha repirropiio öyAtv-nKoT CropoHU, a^ bohh neraüHO hh 
nienn aöepeTxeHHn BcraHOBneHi aöo Ihujhm mmhom Banri na 
öopT noBiTpHHoro cyAHa npHSHaMeHoro aalanlAnpHEMCTBa 
IhujoI AoroeipHoT CTopoHM, ate Ihujmm mmhom SHOBy eKcnopro- 
BaHi 3 TepMTopiT nepuJoT AoroBipnoT CropOHM, öyAyxb 
SBinbHOHi BiA cnnaTM MMta Ta iHMuiMx aÖoplB, sraASHMX y 
nyHKTi 1 BMute. PeKnaMHi MarepianM ja nepeeisHi AOKyMeHTM 
öyAb-HKOro npHSHaMeHÖro aBianiAnpneMCTBa laKom öyAyrb 
SBinbHeHi bIa ennaxH mhtb xa Ihiumx aöoplB, sasHaMeHMx bmiab 
B nyHKxi 1, KonM bohm öyAyxb iMnopxoBaHi Ha xepMxopiio IhujoT 
AoroBipHoT CxopOHM. 

(3) rianMBO xa MacxMnbHi MaxepianM, Bsnxi Ha öopx noeixpn- 
Horo cyAHa npMSHaMeHoro aeianiAnpHeMcxBa öyAb-nKoT ßp- 
roBipHoi CxopoHM Ha xepMTOpiT iHUJO? AoroeipHoT CxopoHM xa 
BMKOpMCxaHi nlA Mac 3Aijk:HeHHn MixcHapOAHMx nosixpnHMX 
cnonyseHb, ÖyAyxb 3b inbHeH i b Ia ennaxM MHxa xa Ihiumx 3 ^p Ib, 
sraA^HMx y nyHKxi 1 bmiab, xaKO)K i bIa ennaxM ÖyAb-nxMx Ihujmx 
cneAianbHMx cnoxcMBMMx söopiB. 

(4) EyAb-BKa Ac>roBipHa Cxopona Moxce aöepiraxM MaMHO, 
sraASHe b nyHKxax 1-3 bmiab, niA mmxhmm HarnnAOM. 

(5) Rkiao He cxnryioxbcn MMxa aÖo inuji aÖopM, rkmmm oöxna- 
Aaexbcn Manno, araABHe b nyHKxax 1 - 3 bmiab, xaxe uaMHO ne 
6ypß niAnnraxM eKOHOMfSHMM caHKülsM mm oÖMexceHHBM Ha 
iMnopxyBaHHB, eKcnopxysaHHn aÖo xpaHSMx, hkI Mornn Ö saexo- 
coByBaxMCb B iHuiOMy BMnaAKy. 

(6) KoxcHa AoroBlpHa CxopoHa Ha ochobI BsaeMHoexi HBAaexb 
3BlnbHeHHn BIA ennaxM noAaxKy 3 oöiry aöo noAibHMx nenpnuMx 
noAaxKiB na xoBapM xa nocnyrM, bkI naAaioxbcn ÖyA^-nKOMy 
BBianiAnpMeMCXBy, npHSHaMenoMy iHiuofo Atx'OBipHOio Cxopo- 
HOK), i BMKOpMCTOByiOXbCn 3 MCXOK) ftOTO AlHnbHOCXi. SBinbHeH- 
HB bIa ennaxM noAaxKiB Moxce 3A>MCHiOBaTMCB y (^opMi Heexnry- 
BBHHB aöo BiAUJKOAyBBHHB. 

CTaxTn 7 

riepeKaa aapoöneHiix kouixIb 

Ko)KHa AoroBipHB CxoTOHa HaAacTb ÖyAb-nKOMy aeianiAnpH- 
EMCXBy, npMSHaMeHOMy Ihujok) AoroBipHoio CxopoHoio, npaao 
nepeKaayBBTM b csiM ronoBHMä o<t>ic y öyAb-nKMÜ mbc ÖyAb-n- 
KHM MMHOM, BinbHO l 063 OÖMeXCBHb, y ^A^HKIM Bl/lbHO KOHBOp- 
TOBaHiä aanioxi xa 3a oct>iAtMHMM KypeoM oÖMlHy ß/oxo^, oxpM- 
MaHMÜ bIa npoAaxry aBiaxpaHcnopxHMX fKx:nyr Ha xepMiopii 
iHUJO I AoroBipHoT CropOHM. 

CxaTTB 8 

llpMHAMnM, fIKi pery/IKMOTb 
eKcnnyaxaitiio AorosIpHMx niHiü 

(1) ByAb-MKOMy npHsnaMeHOMy aBian^yipMEMCTsy ko)khoi 
AoroeipHoT CxopoHM öyAe HBAana cnpaBeAnnea xa pisHa mo)k- 
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linienverkehr auf den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien 
zu betreiben. 

(2) Beim Betrieb des internationalen Fluglinienverkehrs auf den 
nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien nimmt jedes bezeich- 
nete Unternehmen einer Vertragspartei auf die Interessen jedes 
bezeichneten Unternehmens der anderen Vertragspartei Rück¬ 
sicht, damit der von diesen Unternehmen auf den gleichen Linien 
oder Teilen derselben betriebene Fluglinienverkehr nicht unge¬ 
bührlich beeinträchtigt wird. 

(3) Der Internationale Fluglinienverkehr auf den nach Artikel 2 
Absatz 2 festgelegten Linien dient vor allem dazu, ein Beförde¬ 
rungsangebot bereitzustellen, das der voraussehbaren Verkehrs¬ 
nachfrage nach und von dem Hoheitsgebiet der Vertragspartei 
entspricht, welche die Unternehmen bezeichnet hat. Das Recht 
dieser Unternehmen, Beförderungen zwischen den im Hoheitsge¬ 
biet der anderen Vertragspartei gelegenen Punkten einer nach 
Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linie und Punkten in dritten Staa¬ 
ten auszuführen, wird im Interesse einer geordneten Entwicklung 
des internationalen Luftverkehrs so ausgeübt, daß das Beförde¬ 
rungsangebot angepaßt ist 

a) an die Verkehrsnachfrage nach und von dem Hoheitsgebiet 
der Vertragspartei, welche die Unternehmen bezeichnet hat, 

b) an die in den durchflogenen Gebieten bestehende Verkehrs¬ 
nachfrage unter Berücksichtigung des örtlichen und regiona¬ 
len Fluglinienverkehrs, 

c) an die Erfordernisse eines wirtschaftlichen Betriebs der Flug¬ 
linien des Durchgangsverkehrs. 

(4) Um eine billige und gleiche Behandlung jedes bezeichneten 
Unternehmens zu gewährleisten, bedürfen die Frequenz der 
Flugdienste, die vorgesehenen Luftfahrzeugmuster hinsichtlich 
ihrer Kapazität sowie die Flugpläne der Genehmigung durch die 
Luftfahrtbehörden der Vertragsparteien. 

(5) Erforderlichenfalls sollen sich die Luftfahrtbehörden der 
Vertragsparteien bemühen, eine zufriedenstellende Regelung des 
Beförderungsangebots und der Frequenzen zu erreichen. 

Artikel 9 

Übermittlung von 
Betrtebsangaben und Statistiken 

(1) Jedes bezeichnete Unternehmen teilt den Luftfahrtbehörden 
der Vertragsparteien spätestens einen Monat vor Aufnahme des 
Fluglinienverkehrs auf den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten 
Linien und vor Beginn jeder folgenden Flugplanperiode die Art der 
Dienste, die vorgesehenen Luftfahrzeugmuster und die Flugpläne 
mit. Kurzfristige Änderungen sind unverzüglich mitzuteüen. 

(2) Die Luftfahrtbehörde der einen Vertragspartei stellt der 
Luftfahrtbehörde der anderen Vertragspartei auf Ersuchen alle 
regelmäßigen oder sonstigen statistischen Unterlagen der be¬ 
zeichneten Unternehmen zur Verfügung, die vernünftigerweise 
angefordert werden können, um das von jedem bezeichneten 
Unternehmen der erstgenannten Vertragspartei auf den nach 
Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien bereitgestellte Beförde¬ 
rungsangebot zu überprüfen. Diese Unterlagen müssen alle An¬ 
gaben enthalten, die zur Feststellung des Umfangs sowie der 
Herkunft und Bestimmung des Verkehrs erforderlich sind. 


/iMBicTb sAiilCHioBaTM noBiTp^Hi cnonyseHHR no Mapuipyrax, 
BcraHOB/ieHvix BiflnoeiflHO flo CTarrl 2 (2) qieT Vro;^. 

(2) ni/^ Hac SAi^HeHHR MiMHapo^HMx noeirpnHHx cnonyseHb 
no Mapuipyrax, BcraHOB/ieHiix ei/^noBi^Ho CTarrl 2 (2) qieT 
VroAH, öy^b-siKG npii3HaHeH6 aBiani^npneMcrBO ÖyAb-ifKoT 
floroBipHoi CropoHM öyfle öparw flo yBarw iHrepecM öyAb-flKoro 
npMSHaneHoro aaiani/itnpMEMCTBa ihuioT /foroBipHOl CropOHM 

roro, iqoö He sas/^TM ujkoavi noBlrpnHMM nepeBeaeHHnM, 
RKi ocraHHE aeianiAnpHeMCTBo 3 /^Ihchk>e no l|mx me Mapuipy- 
rax aöo Ix Ai^^HHuinx. 

(3) ronOBHOlO MBTOtO Mi>KHapOAH(1X rtOBITpnHMX 

cnonyMeHb no Mapujpyrax, BcraHoeneHvix BiAnoeiAHO pp Crarri 
2 (2) qiel VroAM, ÖyA© HaAaHHn cMHocri, cnieposMipHol 3 npor- 
HosoeaHMM nonHTOM Ha nepeBeseHHB 3 ra Ha repMTopito pp- 
roBipHoI CropoHM, bkb npHSHasae aBianiAnpHEMcrea. npaeo 
raKHx asianiAnpHeMcrB nepeB03HTH KOMepqiMHe 3aBaHTa)KeH- 
HB mm nyHKraMH na Mapiupyri, BcraHoeneHOMy BlAnoelAHO ao 
C rarri 2 (2) qiel VroAM, «Ki SHaxoA^rbCB Ha repiiTOpi» iHuiOf 
/loroBipHOl CropOHH, ra nyHKraMii b rperix Kpalnax, ÖyAO bmko- 
pMcraHO B inrepecax nnanoMipHoro posBHTKy Mi>KHapOAHoro 
noBiTpBHoro Tpancnopry tbkhm mhhom, iqo CMHicTb aanexoirb 
BW 

(а) nonnry Ha nepeseaeHHH 3 ra na repHropiK) A^roBipHoT 
CropoHH, BKa npiiSHaMae asianlAnpHEMCTBa; 

(б) nonMTy na nepeeeaeHHB, icHyroHoro b aonax, sepea «Ki npo- 
xoA^Tb noBirpBHi cnonyHBHHn, 3 ypaxysaHHBM MicqeoHx ra 
perioHa/ibHMX noBirpnHMX cno/iyneHb; 

(14) BHMor eKOHOMiHHoi eKcn/iyaraqil nacKpisHHx Mapuipyris 
nepeeeseHHB. 

(4) Li(o6 HaAarH cnpaeeA/inay ra piBHy MOxoiHBicrb excnnya- 
raqii AoroBipHMx /iIhIh öyAb-BKOMy npHSHaneHOMy aeianlA’ 
npHEMcrey. nacrora cnonyseHb, Ttmn BkiKOpHcroeyBaHiix 
noBlrpBHHx cyABH ctocobho EMHocri, a raKo>K po3K/iaAM pejfcie 
ÖyAyrb ntAnnrarM 3arBepA>KeHHro aBiaqlHHHMH enaAaMM Ao- 
roBipHHx CropiH. 

(5) ABtaqtHHi snepyi AoroeipHnx CropiH, 3a HeoÖxiAHiCTK), 
HaMarariiMyrbCB AOCBrrn aaAoeinbHoro noroAx<eHH« ctocobho 
T paHcnopTHOi EMHocri ra Macror. 

CraTTB 9 

HaABHHB eKcnnyaraqltiHOi 

iH(}>opMai4iV ra craTHCtMKM 

(1) Ko>KHe npHSHaneHe aBianlAnpHEMcrao öyAO HaAaearH 
aBiaqiHHHM enaA^M AoroBipHHX CropiH hg mghuj Htm sa Micnqb 
AO nonarKy SAi^HGHHB noBirpBHHx cno/iyneHb BiAnoBiAHo ao 
Crarri 2 (2) qiEi VroAH ra ao nonarKy koxchofo nacrynHoro 
nepiOAy. Ha hkhh BcraHOB/iio erben p03K/iaA. rnn oöc/iyroBy- 
BaHH«, THnw noßirpnHMX cyAOH, iqo GKcn/tyaryiOTbcn. i po3K/ia- 
AH pGHCiB. KopOTKOHaCHi 3MiHH nOB iAOM/IBIOTbCn HGraHHO. 

(2) AeiaqlHHi enaAM oahIeI AoroaipHol CropOHH ÖyAyrb Ha- 
AaeaTH aeiaqiHHHM anaA^M iHUJoI CropoHH 3 a Tx npoxaHHflM 
raKi nepioAHMHi aöo crarMcrHHHi abhI iaoao npHSHaMGHHx 
aBianiAnpHEMCTB, bki Moxcyrb Öyrn oörpyHTOBaHO saxoAaHi 3 
MGTOio nepernnAy emhocti, ftKa naAa erben öyAb-nKtiM npHSHa- 
MGHHM aBianiAnpHEMCTBOM nepuioT AoroelpHOi CropOHM Ha 
Mapujpyrax, BcraHOB/ieHHx siAnoBlAHO ao Crarri 2 (2) qie? 
VroAH. Taxi a^hI noBHHHi BJcnioHarH bcio iHct)opMaqiK), 
HeoöxiAHy A^n BMSHaHGHHn oöenry, noxOAX<eHHn ra npHSHaseH- 
Hn raKHx nepeeeseHb. 


Artikel 10 Crarrn 10 

Tarife TapM(t>ii 

(1) Die Tarife, die von einem bezeichneten Unternehmen auf (1) TapM4>H, nxi aacTOCOsyiOTbcn npn3HaHeHHM aeianiAn- 
den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien angewendet pmemctbom na Mapujpyrax, BcranoBneHMx BiAnoBiAHO ao 
werden, bedürfen der Genehmigung durch die Luftfahrtbehörde CTarTi2 (2) qlEi VroAM, niArwraK)Tb3aTBepA>KeHH»o aeiaqiHHn- 
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der Vertragspartei, In deren Hoheitsgebiet der Abgangspunkt der 
Flugreise liegt. 

(2) Die bezeichneten Unternehmen berücksichtigen in ihren 
Tarifen die Betriebskosten, einen angemessenen Gewinn, die 
bestehenden Wettbewerbs* und Marktbedingungen sowie die In¬ 
teressen der Nutzer. Die zuständige Luftfahrtbehörde darf die 
Erteilung der Genehmigung nur dann ablehnen, wenn ein Tarif 
diesen Kriterien nicht entspricht. 

(3) Die bezeichneten Unternehmen legen den Luftfahrtbehör- 
den die Tarife spätestens einen Monat vor dem vorgesehenen 
ersten Anwendungstag zur Genehmigung vor. 

(4) ist die Luftfahrtbehörde einer Vertragspartei mit einem ihr 
zur Genehmigung vorgelegten Tarif nicht einverstar>den, so unter¬ 
richtet sie das betroffene Unternehmen innerhalb von einund¬ 
zwanzig Tagen nach dem Tag der Vortage des Tarifs. Der Tarif 
darf in diesem Fall nicht angewendet werden. Anzuwenden ist 
weiterhin der bisherige Tarif, der durch den neuen Tarif ersetzt 
werden sollte. 

(5) Ist die Luftfahrtbehörde einer Vertragspartei der Auffassung, 
daß ein Tarif, der von der Luftfahrtbehörde der anderen Vertrags¬ 
partei genehmigt wurde und von deren bezeichneten Unterneh¬ 
men angewendet wird, Absatz 2 nicht entspricht, so kann die 
Luftfahrtbehörde der erstgenannten Vertragspartei die Luftfahrt¬ 
behörde der anderen Vertragspartei um Konsultationen nach Arti¬ 
kel 15 ersuchen. 

Artikel 11 

Gewerbliche Tätigkeiten 

(1) Jede Vertragspartei gewährt jedem bezeichneten Unter¬ 
nehmen der anderen Vertragspartei auf der Grundlage der 
Gegenseitigkeit das Recht, in ihrem Hoheitsgebiet Niederlassun¬ 
gen sowie Verwaltungs-, kaufmännisches und technisches Per¬ 
sonal zu unterhalten, soweit'sie von dem bezeichneten Unter¬ 
nehmen benötigt werden. 

(2) Bei der Einrichtung der Niederlassungen und der Beschäfti¬ 
gung des Personals nach Absatz 1 sind die Gesetze und sonsti¬ 
gen Vorschriften der betreffenden Vertragspartei, wie die Gesetze 
und sonstigen Vorschriften über die Einreise von Ausländem und 
ihren Aufenthalt im Hoheitsgebiet der betreffenden Vertragspartei, 
einzuhalten. Das in den Niederlassungen nach Absatz 1 beschäf¬ 
tigte Personal benötigt jedoch keine Arbeitseriaubnis. 

(3) Jede Vertragspartei gewährt jedem bezeichneten Unter¬ 
nehmen der anderen Vertragspartei auf der Grundlage der 
Gegenseitigkeit das Recht der Selbstabfertigung von Fluggästen, 
Gepäck, Fracht und Post für die bezeichneten Unternehmen oder 
andere Luftfahrtuntemehmen der anderen Vertragspartei. Dieses 
Recht schließt den den Flughäfen vorbehaltenen Bereich der 
luftseitigen Bodenverkehrsdienste (Verkehrsabfertigung der Luft¬ 
fahrzeuge) nicht ein. 

(4) Jede Vertragspartei gewährt jedem bezeichneten Unter¬ 
nehmen der anderen Vertragspartei das Recht, setrre Beförde¬ 
rungsleistungen auf eigenen Beförderungsdokumenten unmittel¬ 
bar in eigenen Verkaufsräumen sowie durch seine Agenten im 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei an jeden KurKlen in 
jeder Währung zu verkaufen. 

Artikel 12 
Luft&icherheit 

(1) In Übereinstimmung mit ihren völkerrechtlichen Rechten und 
Pflichten bekräftigen die Vertragsparteien Ihre gegenseitige Ver¬ 
pflichtung, die Sicherheit der Zivilluftfahrt vor widerrechtlichen 
Eingriffen zu schützen. Ohne den allgemeinen Charakter Ihrer 
völkerrechtlichen Rechte und Pflichten einzuschränken, haruleln 
die Vertragsparteien insbesondere im Einklang mit dem am 
14. September 1963 in Tokyo Unterzeichneten Abkommen über 


MM Bna^aMM floroBipMOi CropoHw, Ha repHTopii «ko? SHaxo- 
nyHKT BiAnpaB/ieHHH nepeeeseHHe. 

(2) flpM BcraHOBneHHi cboix rapMCpiB npHSHaneHi aeiani/^n- 
pMeMGTsa öyAVTb ÖpaxM p/o yearii coöieapTicTb eKcnnyaraüit, 
posyMHMM npMöyroK, nepeeeuKHi yMOBki KOHKypeHi^ii ra pMHKy, a 
TaKO)K iHTepecM cnoKMBaniB TpaHcnopTHMX nocnyr. Komho- 
reHTHi aBiai^iüHi b/isam Moxyru BiAMOBMTVf b saxBep/pKeHHi 
xaKoro xapifK^y xi/ibKM b xoMy pasi, bkiao bIh hb BiAnoBiAae 
L^MM KpMXepiflM. 

(3) TapMCpM öyAyxb noAaHi npMSHaMeHHMM aeianiAnpMeM- 

cTBaMM aBiaAiHMHMM B/iaABM atim saxBepA^eHHn He mchuj him 
3a OAMH MtcHAb Ao nepeAöaHeHO? BBeABHHB. 

(4) Rkiao aeiaL^iMHi enaAM OAHiei AoroeipHoT CxopoHM He 

aroAHi 3 xapMCpoM, HaAaHHM a^h 3axBepA>KeHHB, bohm 
npoiH(t>opMyK>xb saiHxepecoBane aBlaniAnpHSMCXBo npoxeroM 
ABaAunxM OAHoro ahm nicnn a^xm HaAaMHB xaKoro xaptKpy. V 
xaKOMy pa3i xapncp He 6ypfi sacxocoByeaxMCb. ao 

Aboro sacy xapncf), KoxpM^ noBMHeH öye ÖyxM aaMiHeHMM hobmm 
T apM(t)OM, öyAe npoAPBxcyBaxM aacxocoByeaxMCb. 

(5) Rkiao aBiaiiiMHi enaAM AoroBipHoT CxopOHM Bsaxcaioxb, 
140 ÖyAb-BKMM xapHcp, 3axBepA)KeHMA aeiaitiMMMMM enaAaMM 
IhuioT AoroBipHoi CxopoHM xa BMKopMcxoByBaHMä M npHSHase- 
HMM aBlaniAnpMeMcxBOM, He aiAnoeiAae nonoxceHHnM nyHKxy 2 
BMute, aBia 4 iMHl enaAM nepuioT CxopoHn Moxcyxb sanirraTM koh- 
cynbxaL 4 iT a aaiaüiMHMMM B/iaAaMM IhujoT CxopOHM BiAnoBiAHO 
AO Cxaxxi 15 Miel VroAM. 

Cxaxxii 11 

KoMepitiMHa AinnbHlcrb 

(1 ) Ko>KHa AoroB ipHa CxopOHa Ha ochob i eaa smhocx i HaAacxb 
npHSHaneHOMy aBianiAnpneMCXBy ihujoT AoroeipHoT CxopoHH 
npaBO yxpMMyeaxM Ha cboTh xepMxopii xaxi ocpicM, a xaKOxc 
aAMiHicTpaxviBHHM, KOMepitiHHHM xa xexHiHHMH nepcoHan, nxi 
HeoöxiAHi npHaHaneHOMy aeianlAnpHeMCXBy. 

(2) BiAKpMXTH ocpiciB xa npaiteB/iaiiJxyBaHHn nepcoHony, ara- 
ABHoro B nyHKxi (1) bmiab, öyAyxb npoBOABHi ariAHO a aaKOHaMM 
M npaennaMM BiAnoeiAHoT AorosipHoT CxopoHM, xaKMx, hk aaxo- 
HM xa npaenna, 140 cxocyioxbcn Aonycxy xa nepeöyaaHHB iho- 
aeMLfiB Ha xepnxopiT BiAnoaiAHoT AoroaipHoT CxopOHM. A^m 
nepcoHany, npaüfoiosoro b araABHHX y nyHKxi 1 BMi4e ocpicax, 
He ÖyAB, OAHSK, BMMaraxMca Aoaein Ha poöoxy. 

(3) Ko>KHa AoroB ipHa CxopoHa Ha ochobI eaaeMHocx i HaAacxb 
6yAb~BK0My npnaHaseHOMy asianiAnpiieMCXBy ihuioI AoroeipHoi 
CxopoHM npaBO caMocxiHHoro o^nyroeyBaHHB nacaMMpiB. 
Öaraxcy, BaHxaxcy xa rKMuxM a^h npnaHaMeHMX aöo ihlijhx 
BBianiAnpHeMcxB iHiuoT AoroeipHoT CxopOHM. IJe npaeo ne 
BKmoHae BMKOHaHHB nocnyr ae iaöopxoBoro HaaeMHoro 
xexHiHHoro oöcnyroByBaHH« (HaaeMHe xexHiHHe oÖcnyroeyeaH- 
hh noBixpRHHx cyABH), BKe aanMuiaexbCB npeporaxHSOio cny>K6 
aeponopxy. 

(4) KoxcHa AoroBipHa Cxopona HaAacxb ÖyAb-HKOMy npHsna- 
HBHOMy aeianiAnpMeMCXBy Ihuio? AoroeipHoT CropoHH npaeo 
npoAaBaxM cboT xpaHcnopxni noc/iyrM a BMKOpHcxaHHAM ena- 
CHMx nepeBisHMx AOKyMenxis öeanocepeAHbO y cboTx enacHHX 
ocpicax no npOAaxcy xa nepea cboTx arenxia na xepHTOpii IhujoT 
AoroBipHoT CxopoHM öyAb-HKOMy noKynivo b öyAb-HKlÄ ea- 
nioxi. 

Crarxfi 12 
ABla4iäHa öeaneica 

(1) SriAHO ai cboImm npaeaMH xa aoöOB'naaHHHMM b mbjkbx 
M ix(HapoAHoro npaea AoroeipHi CxopoHH niAXBepA^Kyioxb 
npHHHBxe HMMM BsaeMHe aotee'naaHHfl saxHu^axH ÖeaneKy 
UHBtnbHoi aBiaqli bIa axxie HeaaKOHHoro BXpynaHHH. He oöMe- 
xcyiOHM aaranbHe aacxocyBaHHn cboTx npae ra aoöoB'naaHb 
ariAHO a Mi)KHapoAHMM npaeoM, Aoroeipni CxopoHM, aoxpeMa, 
ÖyAyxb A'^rrM eiAnoeiAHO ao nonoxceHb KoHeeHAi? npo anoHHHH 
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strafbare und bestimmte andere an Bord von Luftfahrzeugen 
begangene Handlungen, dem am 16. Dezember 1970 in Den 
Haag Unterzeichneten Übereinkommen zur Bekämpfung der 
widerrechtlichen Inbesitznahme von Luftfahrzeugen, dem am 
23. September 1971 in Montreal Unterzeichneten Übereinkom¬ 
men zur Bekämpfung widerrechtlicher Handlungen gegen die 
Sicherheit der Zivilluftfahrt und dem am 24. Februar 1988 in 
Montreal Unterzeichneten Protokoll zur Bekämpfung widerrechtli¬ 
cher gewalttätiger Handlungen auf Flughäfen, die der internatio¬ 
nalen Zivilluftfahrt dienen, in Ergänzung des am 23. September 
1971 in Montreal beschlossenen Übereinkommens zur Bekämp¬ 
fung widerrechtlicher Handlungen gegen die Sicherheit der Zivil¬ 
luftfahrt. 

(2) Die Vertragsparteien gewähren einander auf Ersuchen jede 
erforderliche Unterstützung, um die widerrechtliche Inbesitz¬ 
nahme ziviler Luftfahrzeuge und andere widerrechtliche Handlun¬ 
gen gegen die Sicherheit solcher Luftfahrzeuge, ihrer Fluggäste 
und Besatzung, von Flughäfen und Flugnavigationseinrichtungen 
sowie jede sonstige Bedrohung der Sicherheit der Zivilluftfahrt zu 
verhindern. 

(3) Wird ein ziviles Luftfahrzeug widerrechtlich In Besitz genom¬ 
men oder werden sonstige widerrechtliche Eingriffe gegen die 
Sicherheit eines solchen Luftfahrzeugs, seiner Fluggäste und 
Besatzung sowie gegen die Sicherheit von Flughäfen oder Flug¬ 
navigationseinrichtungen begangen oder angedroht, so unterstüt¬ 
zen die Vertragsparteien einander in gegenseitigen Konsultatio¬ 
nen durch Erleichterung des Fernmeldeverkehrs und sonstige 
geeignete Maßnahmen, um solche Vorfälle oder solche Bedro¬ 
hungen so rasch zu beenden, wie dies bei möglichst geringer 
Gefährdung von Leben durchführbar ist. 

(4) Jede Vertragspartei trifft alle ihr durchführbar erscheinenden 
Maßnahmen, um sicherzustellen, daß ein Luftfahrzeug, das 
widerrechtlich in Besitz genommen wurde oder hinsichtlich des¬ 
sen andere widerrechtliche Eingriffe vorgenommen wurden und 
das sich in Ihrem Hoheitsgebiet am Boden befindet, dort festge¬ 
halten wird, sofern nicht sein Abflug aufgrund der vordringlichen 
Verpflichtung zum Schutz des Lebens der Besatzung und der 
Fluggäste erforderlich wird. Diese Maßnahmen sollten, soweit 
durchführbar, auf der Grundlage gegenseitiger Konsultationen 
getroffen werden. 

(5) Die Vertragsparteien handeln in ihren gegenseitigen Bezie¬ 
hungen im Einklang mit den Luftsicherheitsvorschriften, die von 
der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation festgelegt und zu 
Anhängen des Zivilluftfahrt-Abkommens bestimmt werden, soweit 
diese Sicherheitsvorschriften auf die Vertragsparteien anwendbar 
sind; sie verlangen, daß die Halter von in ihr Register eingetrage¬ 
nen Luftfahrzeugen und die Luftfahrzeughalter, die ihren Hauptge¬ 
schäftssitz oder ihren ständigen Aufenthalt in ihrem Hoheitsgebiet 
haben, sowie die Betreiber von Flughäfen in ihrem Hoheitsgebiet 
im Einklang mit diesen Luftsicherheitsvorschriften handeln. 

(6) Jede Vertragspartei erklärt sich damit einverstanden, daß 
von diesen Luftfahrzeughaltern verlangt werden kann, die in Ab¬ 
satz 5 genannten Sicherheitsvorschriften einzuhalten, die von der 
anderen Vertragspartei für den Einflug in ihr Hoheitsgebiet, den 
Ausflug aus ihrem Hoheitsgebiet oder den Aufenthalt in ihrem 
Hoheitsgebiet festgelegt wurden. Jede Vertragspartei gewährlei¬ 
stet, daß in ihrem Hoheitsgebiet Maßnahmen zum Schutz von 
Luftfahrzeugen und zur Durchleuchtung von Fluggästen. Besat¬ 
zung und Handgepäck sowie zur Durchführung angemessener 
Sicherheitskontrollen bei Gepäck, Fracht und Bordvorräten vor 
und bei dem Einsteigen oder Beladen wirksam angewendet wer¬ 
den. Jede Vertragspartei wird jedes Ersuchen der anderen Ver¬ 
tragspartei um vernünftige besondere Sicherheitsmaßnahmen zur 
Abwendung einer bestimmten Bedrohung wohlwollend prüfen. 

(7) Weicht eine Vertragspartei von den Luftsicherheitsvorschrif- 
ten dieses Artikels ab, so kann die Luftfahrtbehörde der anderen 
Vertragspartei um sofortige Konsultationen mit der Luftfahrtbehör¬ 
de der erstgenannten Vertragspartei ersuchen. Kommt innerhalb 
eines Monats nach dem Datum dieses Ersuchens eine zufrieden¬ 
stellende Einigung nicht zustande, so ist dies ein Grund, die 


Ta flenKi Ihlui sktm, ü\o SfllMCHroiOTbcn na öopry noairpflHHX 
cyfleH, niflnucaHoi b TokIo 14 eepecHn 1963 poKy, KoHBeHitli 
npo öopoTböy 3 HeaaKOHHUM saxonnoHHnM noBirpflHux cyflen, 
niflnucaHO» b faaai 16 rpy^H« 1970 poKy, KoHBeHMti npo 6 o- 
poTböy 3 HeaaKOHHMMM aKTaMM, cnpnMoeaHMMM nporw öeaneKvi 
LtMBinbHOi aBiaL^ii, nl/^nMcaMO? b MoHpea/ii 23 eepecHn 1971 
poKy, npoTOKo/iy npo öopoTböy 3 HeaaKOHHUMn aKraMw HacM/ib- 
CTBa b aeponoprax, u^o oöcnyroByioTb Mi^KHapo/^Hy LiMsi/ibHy 
aBiaitiK), ni^nvicaHoro b MoHpeani 24 nioToro 1988 poKy, «kmü 
flonoBHioe Kohbghi^Iio npo öopoTböy 3 HeaaKOHHMMvi aKtaMM, 
cnpnMOBaHMMH npoTM öesneKn MHBi/ibHOl aBlaitli, BHMHeHy b 
M oHpeani 23 BepecHB 1971 poKy. 

(2) /^oroBipHi CropoHid saöesneMaTb sa npoxaHHnM bck) 
HeoöxiflHy flonoMory oflna oflHin Ann sanoöiraHHa neaaKOHHOMy 
saxonneHKK) itiieinbHoro noBirpnuoro cy^Ha ra Ihuimm aKTaM 
HeaaKOHHoro BTpynaHHn, cnpaMOBaHUM nporvi öesneKvi raKoro 
noBiTpBHoro cy^Ha, Moro naca>K^piB ra eKina)Ky, aeponoprie ra 
aepoHaeiraüiMHHx sacoÖiB, a TaKO>K öyAb-nKiii IhujIm aarposi 
öeaneMi itHBlnbHoi aBiaitii'. 

(3) y BMnaAKy aöo sarposH Aiw, noB’aaaHMx 3 HesaKOHHUM 
saxonneHHnM i^viBinbHoro noBiTpnnoro cy^Ha aÖo 3 Ihiummii 
aKTaMM HeaaKOHHoro BTpyMaHH«, cnpaMOBanuMM npOTM öeane- 
KM nosirpaHUx cyAOH, Tx nacaMMpie ra eKina>Ky, aeponopris ra 
aepOHaBtraLtiMHkfx sacoötB, AoroeipHi CropoHH, npoBOA^MVi 
KOHcy/ibTaiiii, AonoMO)t<yTb OAHa oahim lunaxoM no/ierujeHHB 
3B’fl3Ky Ta B>KMBaHHB B 1^006 iAHMX 33X0^18, cnpnMOBaHMx Ha 
Te, U 406 ycyHyTH ujbhako i, BiAnoBiAHO, 3 MiHiManbHHM pnaviKOM 
A/ifl )KHTTR TaKi AÜ’ HM 3arpo3y AiM- 

(4) Kox<Ha /]oroBipHa CTopOHa bmmbo saxoAle, KOTpi bohb 
Mome BBaxcaTM npaKTMHHo HeoöxiAHMMM, u^oö saöesnesMTM sa- 
TpMMaHHB Ha 3 eM/i i noBiTpaHoro cyAHa, «Ke zasnang aKTy Heaa- 
KOHHoro saxonneHHn Ta 3HaxoAHTbCfl Ha Vi TepMTOpii, hkiao 
T i/ibKM BiAnpaB/ieHH« ne BMK/iMKaHO Heoöx Iah icTio aöeperrM 
x<MTTH H/ienaM eKina>Ky i nacaxcMpaM. L(i aaxoAH, hkij^o mo>k- 
JIMBO, MaiOTb ÖyTM B>KMTi HB SaCBAl BSaeWHMX KOHCy/lbTatiiM. 


(5) floroBipHi CTopoHM y cboTx BiAHOCMHax öyAyTb a*^tm 
BiAnoBiAHO f\o no/io>KeHb 3 aeiaAlMHoT öesneKM, BCTaHOB/ieHM- 
MM M IxcHapOAHOK) opraHiaaitieio MMBi/ibHO? aalaitiT Ta BMSHase- 
HMMM HK flOA^TKH ßß KOHBeHüif B TOMy CTynOH 1 , B HKOMy TBKI 
nonojKeHHH 3 ÖeaneKM sacTocoBHi ao Ao^’OBjpHMX CTopin; bohm 
BMMaraTMMyTb, 1406 GKcnnyaTaHTM noBiTpHHMX cyAeH (x pee- 
CTpaL|iT aöo eKcnnyaTaHTM nosiTpaHMX cyAen, hkI nocTiMHo 
öaayiOTbCH hm MatOTb ocHOBne Micqe A'^^^octI na ix Tepn- 
Topii, Ta GKcnnyaTaHTM aeponopTie Ha ix TepMTopii 
BiAHOBiAHO AO TaxMX nonoxceHb 3 aBiaitiMHoT öeaneKM. 

( 6 ) Ko>KHa floroBipHa CTOpona noroA>KyeTbCH 3 tmm, U 40 ao 
T aKMX CKcnnyaTaHTiB noeiTpHHMX cyAen M 0 )Ke öyrM BMcyHyra 
BMMora AOAOp>KyBaTMCb nono>KeHb 3 asiaitiMHoT öeaneKM. ara- 
ABhmx y nyHKTi 5 BMUte, Korpi nepeAbanaroTbCH Ihuiok) Ao- 
roBlpHOK) CTopoHOio A^H npMÖyTTH Ha, BlAnpaeneHMH 3 aÖo 
nepeöyBaHHH b Mex<ax TepMTOpil Miel iniijoi AoroeipHoT Cto- 
poHM. Ko>KHa AoroBipHa CropoHa saÖesneHMTb B>KMBaHHH 
ecbeKTMBHMX saxoAiB y Me)Kax TT TepMropiT a^h aaxMCTy 
noBlTpHHMx cyAGH Ta nepeeipKM nacaxcMpie. eKina>Ky, noKna)Ki. 
a TaKoxc aacTOcyeaHHR BiAnoeiAHMX aaxoAiB ÖeaneKM utOAO 
6 ara>Ky, BaHTa>Ky Ta öopTOBMx aanaclB nepeA i hIa nac npMMOMy 
Ha öopT HM HaBaHTaxceHHH. KoxcHa AoroaipHa CTopona TaKO)K 
Ao 6 po 3 MHnM 80 poarnnne öyAb-nKe npoxaHHH IhuioT Ctopohm 
LAOAO B>KMBaHHH oörpyHTOBaHMX cneitianbHMX saxoAio 3 öeane- 
KM y BiAnoBiAb Ha KOHKpeTHy sarpoay. 

( 7 ) Rkiao AoroBipHa CTopona ne AOTpMMyeTbc« nono)KeHb 3 
aBiaqlMHoT öeaneKM, aeiaMii^Hi enaAM IhujoT AoroBipnoT Ctopo¬ 
hm M 0 >KyTb sanMTaTM HeraMHoro npoBGAeHH« KOHcynbTaqiv^ 3 
aeiaüiMHMMM enaAOMM nepuJoT AoroeipnoT Ctopohm. Homoxc- 
nMBiCTb AOCnrHeHHH aaAOBinbHoT aroAM npoTRroM MiCHLt« bIa 
A aTM TaKoro aanMTy apoöMTb niACTasM, ü^oö biamobmtm b na- 
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Betriebsgenehmigung eines oder mehrerer Luftfahrtuntemehmen 
der erstgenannten Vertragspartei vorzuenthalten, zu widerrufen, 
einzuschränken oder mit Auflagen zu versehen. Wenn eine ernste 
Notlage dies erfordert, kann eine Vertragspartei vor Ablauf dieses 
Monats vorläufige Maßnahmen treffen. 

Artikel 13 
Einreise und 

Kontrolle der Relsedokumente 

(1) Auf Ersuchen einer Vertragspartei gestattet die andere 
Vertragspartei den Unternehmen, die in beiden Staaten Luftver¬ 
kehrsrechte ausüben, die Durchführung von Maßnahmen, die 
gewährleisten sollen, daß nur Fluggäste mit den für die Einreise in 
oder die Durchreise durch den ersuchenden Staat erforderlichen 
Reisedokumenten befördert werden. 

(2) Jede Vertragspartei nimmt eine Person, die an ihrem Zielort 
zurückgewiesen wurde, nachdem dort festgestellt worden war, 
daß sie nicht einreiseberechtigt war, zum Zweck der Überprüfung 
auf, wenn sich diese Person vor ihrer Abreise nicht nur im unmit¬ 
telbaren Transit im Hoheitsgebiet dieser Vertragspartei aufgehal¬ 
ten hat. Die Vertragsparteien weisen eine solche Person nicht in 
das Land zurück, in dem zuvor festgestellt worden ist, daß sie 
nicht einreiseberechtigt ist. 

(3) Diese Bestimmung hindert die Behörden nicht daran, eine 
zurückgewiesene, nicht einreiseberechtigte Person einer weiteren 
Überprüfung zu unterziehen, um festzustellen, ob sie schließlich 
in dem Staat aufgenommen werden kann, oder um Vorkehrungen 
für ihre Weiterbeförderung, Entfernung oder Abschiebung in einen 
Staat, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt oder in dem sie aus 
anderen Gründen Aufnahme finden kann, zu treffen. Hat eine 
Person, von der festgestellt worden ist, daß sie nicht einreisebe¬ 
rechtigt ist. Ihre Reisedokumente verloren oder zerstört, so er¬ 
kennt eine Vertragspartei statt dessen ein von den Behörden der 
Vertragspartei, bei der festgestellt wurde, daß die Person nicht 
einreiseberechtigt ist, ausgestelltes Dokument an, das die Um¬ 
stände von Abflug und Ankunft bestätigt. 

Artikel 14 

Meinungsaustausch 

Zwischen den Luftfahrtbehörden der Vertragsparteien findet 
nach Bedarf ein Meinungsaustausch statt, um eine enge Zusam¬ 
menarbeit und eine Verständigung In allen die Anwendung dieses, 
Abkommens berührenden Angelegenheiten herbeizuführen, 

Artikel 15 
Konsultationen 

Zur Erörterung von Änderungen dieses Abkommens oder des 
Fluglinienplans oder von Auslegungsfragen kann eine Vertrags¬ 
partei jederzeit Konsultationen beantragen. Das gilt auch für Erör¬ 
terungen über die Anwendung des Abkommens, wenn nach An¬ 
sicht einer Vertragspartei ein Meinungsaustausch nach Artikel 14 
kein zufriedenstellendes Ergebnis erbracht hat. Die Konsultatio¬ 
nen beginnen innerhalb von zwei Monaten nach Eingang des 
Antrags bei der anderen Vertragspartei. 

i 

Artikel 16 

Beilegung von Streitigkeiten 

(1) Soweit eine Meinungsverschiedenheit über die Auslegung 
oder Anwendung dieses Abkommens nicht nach Artikel 15 beige¬ 
legt werden kann, wird sie auf Verlangen einer Vertragspartei 
einem Schiedsgericht unterbreitet. 

(2) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, indem jede 
Vertragspartei ein Mitglied bestellt und beide Mitglieder sich auf 
den Angehörigen eines dritten Staates als Vorsitzenden einigen, 
der von den Regierungen bestellt wird. Die Mitglieder werden 
inr\erhalb von zwei Monaten, der Vorsitzende innerhalb von drei 


/^aHHl, cKacyeaTH, oÖMe>KHTH aöo BcraHOSHTH ymobm ctocobho 
/^osBony Ha BHKOHaHHH nonbOTlB aBianiAnptieMCTB nepujoT 
roBipHoI CropoHH. Rku^o i^e BHMaraeTbcn KpaHHboio HeoÖxiA* 
HtcTK), KO)KHa /iforoBipHa CropOHa moxco Bx^HearH THMHacoBi 
saxo/^H Ao saKlHseHH» Micnü^i. 

CraTTfi 13 

lMMirpat4lSl Ta KOHTpOJIb AOKyMeHTiB, 
hboöxIahhx npM nepeaeaeHHl 

(1) 3a sanHTOM öy/^nKoI CropoHM iHiua AoroeipHa CropoHa 
AOSBOJIMTb aBianiAnpHtMCTBaM, BKI BHKOpHCTOBytOTb KO- 
MepüiHHi npasa b oÖox KpaiHax, BxcHeaTM saxo/tiB, rapaHryto- 
MHX, 1140 nepeB03flTbcn Ti/ibKM naca>KMpM 3 nepeeisHMMM AOKy- 
MeHTaMH, Korpi BMMaraioTbcn B’ia^y aöo TpaHSHTy nepea 
KpaTHy, ma noflßna sannr. 

(2) Ko)KHa AoroeipHa CropoHa npMHMe nepeBipKM ocoöy, 
noeepHeny 3 nyHKry npHSHaneHHa nic/ie BM3HaHHe TT neflony- 
uteHOK) B i^en nyHKT, BKU40 14» ocoöa paHiiu nepeöysa/ia Ha IT 
TepMTopil nepeA nocaAKOio na öopT, BHK/iioHaiOHH BMnaAOK 
npBMoro TpaH3irry. Aoroeipna CropoHa He öy^o noBepraTH 
raxy ocoöy b KpalHy, bohb paHiiu Öyna BHSHaHa HBAonyu^e- 

HOIO. 

(3) L|e nonoxceHHB ne npnnycKae nepeiiJKOAX(eHHn aoP^kbb- 
HHM Bna^aM npoBOAMTn noAanbUjy nepeeipKy noeepHyroT hb- 
Aonyu4eHoT ocoÖh Ana BHSHaHeHHB TT moxoihboto nepeÖyBaHHB 
B KpalH I aöo 3poöHTH npMroTyBaHHB Ann TT Tpanccbepy, nepe- 
Miu^eHHH HM Aonopjai^il s KpalHy, rpOMaABHMHOM hkoT Bona 
E,a6o flß tHUiMM HMHOM MOXCHHBe TT nepoöyBaHHB. RKU40 ocoöa, 
Korpa öyna BMSHaHa HBAonyuteHOio, 3aryÖM/ia aöo Mae notUKOA' 
xceHi AOKyMeHTM, HeoöxiAHi niA nac nepeeeseHHe, AoroeipHa 
CropoHa npMMMe saMicTb hmx AQKyMeHT, nocBlAHyiOHMA oöcra- 
BMHM BiAnpaB/ieHHB Ta npMöyrre, »kmm BMnMcaHMH AOp)KaBHMMM 
BnaAaMM AoroeipHoT CropoHM, ßfi ocoöa öyna BMSHaHa hcao- 
nyu^eHOK). 


CraTTH 14 
OömIh AYMKaMM 

Mi>K aBiai 4 jMHMMM BnaAaMM AoroeipHMx CropiH sa noTpeöoio 
öyAo npOBOAHTMCb oÖMiH Ay^^^M^ Aon AOcnrHeHHM TicHoro 
cniBpoÖiTHMUTBa i sroAM 3 ycix nnraHb utoAO sacTocyBaHH« üieT 
VroAH. 

CraTTfi 15 
KoHcy/ibTai4i? 

y öyAb-HKMM Hac öyAb-eKOlO AoroeipHoto CropoHOK) MOX(yTb 
öyTM 3anMTaHi KOHcynbTaL4iT 3 mbtok) oÖroBopeHHM nonpasoK 
AO uieT YroAM hm TaönMi4i Mapuipyrie aöo 3 nuraHb U40AO Tny- 
MaHeHHM. Te xc caue cTOcyerbcn AHCKyciM U40AO aacrocyBaHnn 
qiel VroAH, BKiito öyAb-BKa AoroeipHa CropoHa eeeixcae, 1140 
OÖMiH AyMKBMM B MBxcax 3acT0cyBaKHB CTaiTi 1414! el yroAH He 
npMSBie AO ÖyAb-MKMX aaAoeinbHMX pesynbraTie. TaKl KOHcynb- 
TaL4iT poanoHHyTbce npornroM abox mIchüIb 3 pßTVi OAOpxcaHHB 
sanMTy iHuiofO AoroBipHoio CropoHOK). 

CTarrsi 16 

Bpery/iicmaHHfi cnopla 

(1) RKLi40 öyAb-BKMii cn ip 114OAO TnyMaseHHa mm 3acTocyBaHHB 
i4teT yroAM He Moxce öyrM BperynboeaHMM BiAnoeiAHO ao 
C raTTi 15 14!el yroAH, nnraHHe jk)ro BMpiujeHHe öyAe HaABHo 
apölTpajKHOMy cyAy «a BMMory öyAb-BKol CropoHM. 

(2) TaKMM apÖiTpaxcHMM cyA öyAe KOxcHoro paay opraH iaoea- 
HMM 3riAH0 3 TaKMMM nonoxceHHBMM: Koxoia AoroeipHa Cropona 
npM3HaHMTb no OAHOMy apöirpy, a 14! A^a apöhpM AOMOBneTbcn 
CTOCOBHO Tx ronOBM - rpOMaA^HMHa TpeTbOl KpalHM, BKMjl npM3- 
HaHaeTbCfl yp^AaMM. TaKl apÖiTpM ÖyAyrb npM3HaHeHi nporn- 
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Monaten bestellt, nachdem die eine Vertragspartei der anderen 
mitgeteilt hat, daß sie die Meinungsverschiedenheit einem 
Schiedsgericht unterbreiten will. 

(3) Werden die in Absatz 2 genannten Fristen nicht eingehalten, 
so kann in Ermangelung einer anderen Vereinbarung Jede Ver¬ 
tragspartei den Präsidenten des Rates der Internationalen Zivil¬ 
luftfahrt-Organisation bitten, die erforderlichen Ernennungen vor¬ 
zunehmen. Besitzt der Präsident die Staatsangehörigkeit einer 
der Vertragsparteien oder ist er aus einem anderen Grund ver¬ 
hindert, so soll der Vizepräsident, der ihn vertritt, die Ernennungen 
vornehmen. 

(4) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit. 
Seine Entscheidungen sind für die Vertragsparteien bindend. 
Jede Vertragspartei trägt die Kosten ihres Mitglieds sowie Ihrer 
Vertretung in dem Verfahren vor dem Schiedsgericht; die Kosten 
des Vorsitzenden sowie die sonstigen Kosten werden von den 
Vertragsparteien zu gleichen Teilen getragen. Im übrigen regelt 
das Schiedsgericht sein Verfahren selbst. 

Artikel 17 

Mehrseitige Übereinkommen 

Tritt ein von den Vertragsparteien angenommenes allgemeines 
mehrseitiges Luftverkehrsübereinkommen in Kraft, so gehen des¬ 
sen Bestimmungen vor. Erörterungen zur Feststellung, inwieweit 
ein mehrseitiges Übereinkommen dieses Abkommen beendet, 
ersetzt, ändert oder ergänzt, finden nach Artikel 15 statt. 

Artikel 18 

Registrierung bei der 
Intemationaien Zivilluftfahrt-Organisation 

Dieses Abkommen, jede Änderung desselben und jeder Noten¬ 
wechsel nach Artikel 2 Absatz 2 werden der Intemationaien Zivil¬ 
luftfahrt-Organisation zur Registrierung übermittelt. 

Artikel 19 

Frühere Abkommen 

Mit Inkrafttreten dieses Abkommens tritt das Abkommen vom 
11. November 1971 zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken über den Luftverkehr im Verhältnis zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Ukraine außer Kraft. 

Artikel 20 

Inkrafttreten, Geltungsdauer 

(1) Dieses Abkommen tritt einen Monat nach dem Tag in Kraft, 
an dem beide Regierungen einander notifiziert haben, daß die 
erforderlichen innerstaatlichen Voraussetzungen für das Inkraft¬ 
treten des Abkommens erfüllt sind, 

(2) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlos¬ 
sen. 

Artikel 21 

Kündigung 

Eine Vertragspartei kann die andere Vertragspartei jederzeit 
von ihrem Beschluß In Kenntnis setzen, dieses Abkommen zu 
beenden; die Kündigung wird gleichzeitig der Internationalen Zivil¬ 
luftfahrt-Organisation mitgeteilt. In diesem Fall tritt das Abkommen 
zwölf Monate nach Eingang der Mitteilung bei der anderen Ver¬ 
tragspartei außer Kraft, sofern nicht die Kündigung vor Ablauf 
dieser Zeit durch Vereinbarung zurückgenommen wird. Wird der 
Eingang der Mitteilung von der anderen Vertragspartei nicht be¬ 
stätigt, so gilt als Eingangstag der vierzehnte Tag nach dem 


roM ABOx MlcnitlB, a ronoea-npornroM Tpbox mIcaaIb bIa a^tm, 
Ko/iM oAHa /^oroBipHa CropoHa npoiH<Jx)pMyBana iHiuy flo- 
roBipHy CropoHy npo cbim HaMlp nepeAarM nmaHH« eperynio- 
BaHHfl cnopy ao apöiTpeuKHoro cyAy. 

(3) Rkiao CTpOKM, BMSHaHeHi y nyHKTt 2 BMu^e, ho AOA^P^aHl, 
öyAb-riKa /)oroBipHa CropoHa npw BiAcyTHocrl öyAb-RKoT cy- 
nyTKboI poaöix^HocTi Moxe aanpocMTn npeaKAOHTa PaA^ 
M i>KHapoAH 0 i opraH i T I|mb inbHOi ae iai 4 IT spoÖHTM HeoÖx Iah i 
npMSHaHeHHR. Rkli^o FlpesMAaHT e ipoMaA’^HviHOM öyAb-nKoi 
/toroBipHOl CTopoHM aöo nKiAO bIh 3 Ihujmx oöcraBMH He M 0 >Ke 
BMKOHyBaTM qio cpyHKAiK), BiL4enpe3MAeHT, Korpnü e üoro 3a- 
crynHHKOM, spoÖMTb HeoöxiAHi npMSHaHeHHfl, 

(4) ApGiTpaxcHMH cyA npwüMe cboi piiueHHS Öi/ibiuicTK) ro- 
/lOciB. TaKi piLueHHn öyAyrb o6oa*R3KQBHMM a^r /foroBipHMX 
CropiH. Ko>KHa ^oroBlpHa CropOHa Biabue Ha ce^ BHAaTKH 
CBoro B/iacHoro H/ieHa, a raKOK ceoro npeACTasHHATBa na 
apöirpaxcHvix saciAaHHRx; BtiAaTKH ronoBH ra ÖyAb-RKi iHiui 
BHAaTKH ÖyAyrb poanoAineHi naplBHo /)oroBipHHMH Cropona- 
MM, 3 yciX IhUJHX OMTaHb ap6iTpa>KHHH CyA BH3HaHHTb CBOK) 
enacHy npoiieAypy. 

CTaTTJi 17 

BararocTopoHHi KOHaeHLtii 

y paai HaöpaHHR suHHOcri sara/ibHOK) öaraTOCTopOHHbOio 
KOHBeHMiEK) lAOAO noBirpRHoro TpaHcnopry, RKa BHanana f\o- 
roBipHMMH CropoHaMM, nonoxreHNR itiEi KOHseHLiiT ÖyAyrb 
nepeBa>KaTH. ByAb-RKi AwcKycii ctocobho BMSHaMeHHR cryneHR, 
B RKOMy AR VroAa oöMe>KeHa, saMlHeHa, 3 m iHena aöo AonoBHe- 
Ha nono)KeHHRM« öaraTOctopoHHboi KOHBCHAiT, öyAyrb npoee- 
ABHi BiAHOBiAHO AO Crarri 15 Aiel VroAM, 

CraTTsi 16 

PeccrpaAlsi b MimHapOAHiM 
oprsH 13314 IT AMBt/ibHO? aBidAil 

LIr VroAa, ÖyAb-RKi nonpaBKki ao HeT ra ÖyAb-RKMM oömIh 
H oraMH ariAHO al CrarreK) 2 (2) aIei VroAn öyAyrb nepeAani b 
M txcH8ipoAHy opraHisaAlto Akiaj/ibHOi aBlaqli /ia» peEcrpaqli. 

CraTTfi 19 
flonepBAHi yroAM 

3 HaöyiTRM HHHHOcri i 4 iEK> yroAOK) erpanae HMHHicrb yroAa 
Mixe ypRAOM Coioay PaABHCbKHx CoAia/iicrHHHMx PecnyöniK i 
ypRAOM (t> 6 AepaTHBH 0 T PecnyöniKM HiMeMSRHa npo noelrpRHe 
cnonyseHHR bIa 11 /iMCTonaAa 1971 poKy U 40 AO yKpaiHR ra 
OeAeparüBHoI PecnyöniKM HiMenMMHa. 

Crarrn 20 

Haöymi hmhhoctI, erpoK Ai* 

(1) LIr yroAa naöepe hmhhoctI nepea oamh mIcrab bIa AarM. 
KOnM ypRAM HorMCt>iKyK>Tb OAMH OAHOMy, LAO HeoöxiAHi 
BHyrplujHi BMMOfM atir HaöpaHHR aIek) VroAOK) hmhhoctI bmko- 
Hanl. 

(2) L(r yroAa öyAO yicnaAOHa Ha HeBMSHaneHMM erpOK. 

CraTTii 21 
BrpaTa hmhhoctI 

V. 

ByAb-RKa /^oroBlpna Cropona Moxee b ÖyAb-RKMM nac 
HaAlcnarM IhujIm /^oroeipHlM CropoHi noBlAOMneHHR npo caoe 
pilli6HHR npMnMHMTM HMHHiCTb aI^T yrOAM; TaKB HOBIAOMneHHR 
öyAO OAHOnacHO HaAlcnano ao MixcHapOAHoT opranisaAll 
AMBinbHoT aeiaAli. B TaKOMy BMnaAKy ah yroAa erparMTb 
HMHHicrb Hepea ABaHaAAHTb mIcraIb bIa A^h OAopxeanHR noei- 
AOMneHHR iHUJOK) AoroBipHOio CropOHOK), rkiao TtnbKM noBiAO- 
MneHHR npo erpary hmhhoctI ne BiAKnMKaHO aa aroAOio ao 
aaKiHHeHHR Aboro CTpoKy. Rkiao BiAcyrHE n lATBepA>«eHHR npo 
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Eingang der Mitteilung bei der Internationalen Zivilluftfahrt* 
Organisation. 


o^ep^KaHHn iHujoio AoroeipHoioCTopoHOK) noeiAOM/ieHHn, boho 
BBa)KaTMMeTbcn 0Aep)KaHMM sepea MornpHaAU^Tb a^Ib nicnn 
oTpMMaHHn noBiAOMjieHHS^ MiMHapOAHOK) opraH 13314ieio L4MBinb- 
hoT aBiai4iT. 


Geschehen zu Kiew am 10. Juni 1993 in zwei Urschriften, jede 
in deutscher und ukrainischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 


BHHHeHO B M. KMEBi „ 10 " HepBHft 1993 pOKy y ABOX npMMipHM- 
Kax H iMeubKoio ra yxpalHCbKOio MoeaMM, npMSOMy oOhabs tck- 
CTM MaiOTb OAHaKOBy CM/iy. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
3a yp^A OeABpBTMBHoI PecnyöniKH HiMeHMHHa 

J. Trumpf 

Matthias Wissmann 

Für die Regierung der Ukraine 
3a ypnA yxpaiHM 

O. D. Ktimpusch 
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Verordnung 

zu dem Abkommen vom 12. September 1995 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Europäischen Währungsinstitut 
über den Sitz des Instituts 

Vom 24. April 1996 

Auf Grund des Artikels 3 des Gesetzes vom 22. Juni 1954 über den Beitritt der 
Bundesrepublik Deutschland zum Abkommen über die Vorrechte und Befreiun¬ 
gen der Sonderorganisationen der Vereinten Nationen vom 21. November 1947 
und über die Gewährung von Vorrechten und Befreiungen an andere zwischen¬ 
staatliche Organisationen (BGBl. 1954 ll S. 639), der durch das Gesetz vom 
16. August 1980 (BGBl. 1980 II S. 941) neu gefaßt wurde, verordnet die Bundes¬ 
regierung: 


Artikel 1 

Das in Frankfurt am 12. September 1995 Unterzeichnete Abkommen zwischen 
der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und dem Europäischen Wäh¬ 
rungsinstitut über den Sitz des Instituts wird hiermit in Kraft gesetzt. Das Abkom¬ 
men wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Diese Verordnung tritt an dem Tage in Kraft, an dem das in Artikel 1 
genannte Abkommen durch Notifizierung gemäß seinem Artikel 19 Abs. 1 mit 
Wirkung vom 1. Januar 1994 in Kraft tritt. Die Bestimmungen gemäß Artikel 19 
Abs. 1 Satz 2 des Abkommens finden vom ersten Tage nach der Notifizierung 
Anwendung. 

(2) Diese Verordnung tritt an dem Tage außer Kraft, an dem das Abkommen 
außer Kraft tritt. 

(3) Der Tag des Inkrafttretens und der Tag des Außerkrafttretens sind im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Der Bundesrat hat zugestimmt. 


Bonn, den 24. April 1996 


Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister des Auswärtigen 

Kinkel 

Der Bundesminister der Finanzen 

Theo Waigel 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Europäischen Währungsinstitut 
über den Sitz des Instituts 

Inhaltsverzeichnis 


Artikel 

Gegenstand 

Artikel 

Gegenstand 


Präambel 

10 

Befreiung von Einfuhrabgaben für Bedienstete 

1 

Begriffsbestimmungen 

11 

Meldung von Ernennungen, Ausweise 

2 

Auslegung, Verweise, Überschriften 

12 

Arbeitsertaubnis, Aufenthaltsgenehmigung, Meldepflicht 

3 

Unverletzlichkeit der Räumlichkeiten 

13 

Beitrittsrecht zur gesetzlichen Krankenversicherung 

4 

Unverletzlichkeit der Archive 

14 

Zusammenarbeit 

5 

Schutz der Räumlichkeiten 

15 

Flagge und Emblem 

6 

Direkte Steuern 

16 

Status des Präsidenten 

7 

Indirekte Steuern 

17 

Änderungen 

8 

Waren und Dienstleistungen für Bedienstete 

18 

Beilegung von Streitigkeiten 

9 

Waren- und Dienstleistungsverkehr 

19 

Inkrafttreten, Geltungsdauer 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und 

das Europäische Währungsinstitut - 

im Hinblick auf die Bestimmungen des Artikels 109 Buchstabe f 
Absatz 1 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemein¬ 
schaft, 

im Hinblick auf die Bestimmungen der Artikel 13 und 21 des 
Protokolls über die Satzung des Europäischen Währungsinsti¬ 
tuts, 

im Hinblick auf die Bestimmungen des Artikels 23 des Proto¬ 
kolls über die Vorrechte und Befreiungen der Europäischen Ge¬ 
meinschaften, 

angesichts der einvernehmlichen Übereinkunft der Regierun¬ 
gen der Mitgliedstaaten auf der Ebene der Staats- und Regierungs¬ 
chefs vom 29. Oktober 1993, das Europäische Währungsinstitut 
mit Sitz in Frankfurt in der Bundesrepublik Deutschland zu errich¬ 
ten, 

in dem Wunsch, die Vorrechte und Befreiungen des Europäi¬ 
schen Währungsinstituts in der Bundesrepublik Deutschland ent¬ 
sprechend dem Protokoll über die Vorrechte und Befreiungen der 
Europäischen Gemeinschaften festzulegen - 

haben folgendes vereinbart: 


Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

1. Die „zuständigen Stellen“ sind die jeweils nach den Gesetzen 
der Bundesrepublik Deutschland zuständigen Stellen. 

2. Das „EWI“ bezeichnet das Europäische Währungsinstitut. 

3. Die „Bediensteten“ sind die Bediensteten des EWI im Sinne 
des Artikels 4 A der Verordnung Nr. 549/69 des Rates vom 
25. März 1969 zur Bestimmung der Gruppen von Beamten 
und sonstigen Bediensteten der Europäischen Gemein¬ 
schaften, auf welche die Artikel 12,13 Absatz 2 und Artikel 14 
des Protokolls über die Vorrechte und Befreiungen der Euro¬ 
päischen Gemeinschaften Anwendung finden. 

4. Ein „Sachverständiger“ bezeichnet jede Person, die Dienst¬ 
leistungen für das EWI erbringt, ohne einem Arbeitsvertrag 
mit diesem zu unterliegen. 

5. Die „Regierung“ bezeichnet die Regierung der Bundesrepu¬ 
blik Deutschland. 

6. „Amtliche Tätigkeiten“ sind alle nach Maßgabe der Bestim¬ 
mungen des Vertrags und der Satzung ausgeführten Tätig¬ 
keiten sowie alle Tätigkeiten, die zur Erfüllung der vertrag¬ 
lichen und satzungsgemäßen Ziele und Aufgaben erforderlich 
sind. 

7. Die „Räumlichkeiten“ umfassen das Grundstück, die Gebäude 
und die Gebäudeteile einschließlich der Zugangseinrichtun¬ 
gen, die für die amtlichen Tätigkeiten des EWI genutzt wer¬ 
den. 
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8. Der „Präsidenr ist der gemäß den Bestimmungen des Arti¬ 
kels 9 der Satzung ernannte Präsident des EWI. 

9. Das „Protokoll“ ist das dem Vertrag zur Einsetzung eines 
gemeinsamen Rates und einer gemeinsamen Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften in der Fassung vom 
7, Februar 1992 als Anlage beigefügte Protokoll über die 
Vorrechte und Befreiungen der Europäischen Gemeinschaf¬ 
ten. 

10. Die „Satzung“ ist das Protokoll über die Satzung des EWI. 

11. Der „Vertrag“ ist der Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft in der Fassung vom 7. Februar 1992. 


Artikel 2 

Auslegung, Verweise, Überschriften 

1. Dieses Abkommen ist im Sinne des wesentlichen Zieles aus¬ 
zulegen, das EWI in die Lage zu versetzen, sowohl seine 
Verpflichtungen in der Bundesrepublik Deutschland als auch 
seine Ziele und Aufgaben im vollen Umfang und wirkungsvoll 
zu erfüllen. 

2. Sofern nichts Gegenteiliges bestimmt ist, handelt es sich bei in 
diesem Abkommen enthaltenen Verweisen auf Artikel um 
Verweise auf Artikel dieses Abkommens. 

3. Die Überschriften zu den Artikeln dieses Abkommens dienen 
lediglich der Vereinfachung und berühren weder den Inhalt 
noch die Auslegung der Artikel. 

Artikel 3 

Unverletzlichkeit der Räumlichkeiten 

Die in Artikel 1 des Protokolls genannte Unverletzlichkeit der 
Räumlichkeiten bedeutet: 

1. im Auftrag der Venwaltung, der Justiz, des Militärs oder der 
Polizei auftretende Regierungsbeamte oder hoheitlich han¬ 
delnde Personen dürfen die Räumlichkeiten des EWI nur mit 
Zustimmung des Präsidenten und zu von diesem genehmig¬ 
ten Bedingungen betreten. Im Falle eines Brandes oder ande¬ 
rer, umgehende Schutzmaßnahmen erfordernder Notfälle darf 
diese Zustimmung als gegeben angesehen werden. 

2. Zustellungen in Verwaltungs- und gerichtlichen Verfahren in 
den Räumlichkeiten des EWI stellen keinen Bruch der Unver¬ 
letzlichkeit dar. 

Artikel 4 

Unverletzlichkeit der Archive 

Die in Artikel 2 des Protokolls festgelegte Unverletzlichkeit der 
Archive gilt für alle Akten, Schreiben, Dokumente, Manuskripte, 
Fotografien, Film- und Tonaufzeichnungen, Rechnerprogramme 
und Magnetbänder oder Disketten, die sich im Eigentum oder 
Besitz des EWI befindliche Daten enthalten. 

Artikel 5 

Schutz der Räumlichkeiten 

(1) Die Regierung unterliegt einer Verpflichtung zur Ergreifung 
geeigneter Maßnahmen zum Schutz der Räumlichkeiten des EWI 
gegen unbefugtes Eindringen oder Beschädigungen aller Art so¬ 
wie zur Verhinderung von Beeinträchtigungen seiner Funklionsfä¬ 
higkeil durch Störungen der öffentlichen Sicherheit oder Ord¬ 
nung. 

(2) Das EWI unternimmt angemessene Maßnahmen zur Ver¬ 
meidung von Beeinträchtigungen der Umgebung seiner Räum¬ 
lichkeiten durch deren Verwendung. 

(3) Das EWI kann innerhalb seiner Räumlichkeiten bewaffnetes 
Personal einsetzen. Soweit Bedienstete oder Gäste des EWI 
durch die Art ihrer dienstlichen Stellung oder Tätigkeit erheblich 


gefährdet sind, gilt dies auch außerhalb seiner Räumlichkeiten. 
Entsprechende Anträge des EWI sind an die zuständige deutsche 
Behörde zu richten, die hierüber nach Maßgabe der deutschen 
Rechtsvorschriften entscheidet. Der Waffengebrauch ist nur im 
Rahmen des Notwehrrechts zulässig. 


Artikel 6 
Direkte Steuern 

(1) Das EWI wird von allen direkten Steuern befreit, die von der 
Bundesrepublik Deutschland, den Ländern oder ihren Gebietskör¬ 
perschaften erhoben werden. Zu den direkten Steuern zählen 
insbesondere die 

a) Einkommensteuer, 

b) Körperschaftsteuer, 

c) Gewerbesteuer, 

d) Vermögensteuer, 

e) Grundsteuer, 

f) Grunderwerbsteuer. 

(2) Auf Antrag sind die Dienstfahrzeuge des EWI von der 
Kraftfahrzeugsteuer befreit. 

(3) Von den Abgaben, die lediglich die Vergütung für Leistungen 
allgemeiner Versorgungsbetriebe darstellen, wird keine Befreiung 
gewährt. 

Artikel 7 

Indirekte Steuern 

(1) In Anwendung des Artikels 3 Absatz 2 des Protokolls erstat¬ 
tet das Bundesamt für Finanzen aus dem Aufkommen der Um¬ 
satzsteuer auf Antrag die dem EWI von Unternehmern gesondert 
in Rechnung gestellte Umsatzsteuer für deren Lieferungen und 
sonstige Leistungen an das EWI, wenn diese Umsätze ausschließ¬ 
lich für die amtliche Tätigkeit des EWI bestimmt sind. Vorausset¬ 
zung ist, daß der für diese Umsätze geschuldete Steuerbetrag Im 
Einzelfall fünfzig Deutsche Mark übersteigt und vom EWI an die 
Unternehmer bezahlt worden ist. Mindert sich der erstattete Steu¬ 
erbetrag nachträglich, so unterrichtet das EWI das Bundesamt für 
Finanzen hien/on und zahlt den Minderungsbetrag zurück. 

(2) In Anwendung des Artikels 3 Absatz 2 des Protokolls erstat¬ 
tet das Bundesamt für Finanzen auf Antrag dem EWI ferner die im 
Preis enthaltene Mineralölsteuer für Benzin, Dieselkraftstoff und 
Heizöl, wenn der Bezug nur für die amtliche Tätigkeit des EWI 
bestimmt ist und der Steuerbetrag im Einzelfall fünfzig Deutsche 
Mark übersteigt. 

Artikel 8 

Waren und Dienstleistungen für Bedienstete 

Für Waren und Dienstleistungen, welche das EWI zum persönli¬ 
chen Nutzen der Bediensteten erwirbt, einführt oder in Anspruch 
nimmt, wird keine Entlastung nach Artikel 3 oder 4 des Protokolls 
gewährt. 

Artikel 9 

Waren- und Dienstleistungsverkehr 

(1) Wird ein Gegenstand, den das EWI für seine amtliche 
Tätigkeit erworben oder eingeführt hat und für dessen Erwerb 
oder Einfuhr ihm Entlastung von der Umsatzsteuer oder Einfuhr¬ 
umsatzsteuer nach Artikel 3 Absatz 2 oder Artikel 4 des Protokolls 
gewährt worden ist, entgeltlich oder unentgeltlich abgegeben, 
vermietet, verliehen oder übertragen, so ist der Teil der Umsatz¬ 
steuer oder Einfuhrumsatzsteuer, der dem Veräußerungspreis 
oder bei unentgeltlicher Abgabe, Vermietung, Leihe oder Übertra¬ 
gung dem Zeitwert des Gegenstandes entspricht, an das Bundes¬ 
amt für Finanzen abzuführen. Der abzuführende Steuerbetrag 
kann aus Vereinfachungsgründen durch Anwendung des im Zeit- 
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punkt der Abgabe, Vermietung, Leihe oder Übertragung des Ge¬ 
genstands geltenden Steuersatzes ermittelt werden. 

(2) Die vom EWI unter den in Artikel 4 des Protokolls genannten 
Bedingungen zollfrei eingeführten Waren dürfen nur dann entgelt¬ 
lich oder unentgeltlich abgegeben, vermietet, verliehen oder über¬ 
tragen werden, wenn die zuständige Zollstelle vorher unterrichtet 
und die entsprechenden Zölle bezahlt worden sind. Die zu entrich¬ 
tenden Zölle werden auf der Grundlage des Zeitwerts dieser 
Waren berechnet. 

(3) Erbringt das EWI über die Tätigkeit nach Absatz 1 hinaus 
Lieferungen und sonstige Leistungen, so unterliegen diese nach 
Maßgabe des geltenden deutschen Rechts der Umsatzsteuer. 
Artikel 23 des Protokolls bleibt hiervon unberührt. 

Artikel 10 

Befreiung von Einfuhrabgaben für Bedienstete 

Bei erstmaliger Aufnahme ihrer Beschäftigung in der Bundesre¬ 
publik Deutschland werden Bedienstete des EWI und die in ihrem 
Haushalt lebenden Familienmitglieder hinsichtlich der Einfuhr von 
in ihrem Besitz befirxilichem Übersiedlungsgut von der Zahlung 
von Einfuhrabgaben befreit. Das gleiche gilt für Kraftfahrzeuge, 
jedoch hinsichtlich deren Einfuhr aus Drittländern nur, wenn sie 
dort vor der Einfuhr mindestens für einen Zeitraum von sechs 
Monaten von dem Bediensteten benutzt worden sind. Derartige 
Waren sind in der Regel innerhalb von zwölf Monaten nach der 
ersten Einreise solcher Personen in die Bundesrepublik Deutsch¬ 
land einzuführen; in begründeten Fällen wird diese Zeitspanne 
jedoch verlängert. Führen solche Personen nach Beendigung 
ihrer Tätigkeit diesem Absatz unterliegende Waren wieder aus, 
sind sie von der Zahlung jeglicher Abgaben auf solche Ausfuhren 
befreit (ausgerK>mmen Zahlungen für Dienstleistungen). Die in 
diesem Absatz angesprochenen Vorrechte unterliegen den Bedin¬ 
gungen für die Überlassung von abgabenfrei in die Bundesrepu¬ 
blik Deutschland eingeführten Waren sowie den in der Bundesre¬ 
publik Deutschland geltenden Beschränkungen auf Ein- und Aus¬ 
fuhren. 

Artikel 11 

Meldung von Ernennungen, Ausweise 

(1) Das EWI unterrichtet die Regierung über Aufnahme und 
Beendigung der Tätigkeit aller Bediensteten und Sachverständi¬ 
gen. Darüber hinaus übermittelt das EWI der Regierung jährlich 
eine Liste mit Namen und Wohnungsanschrift alter solcher Be¬ 
diensteten und Sachverständigen. In beiden Fällen gibt es an, ob 
die betreffenden Personen Staatsangehörige der Bundesrepublik 
Deutschland sind oder nicht. Die mitgeteilten Daten dürfen nur 
dazu verwendet werden, den von dem Erfordernis der Aufent¬ 
haltsgenehmigung und der Arbeitserlaubnis befreiten Personen¬ 
kreis zu bestimmen sowie Meldungen an die zuständigen Finanz¬ 
behörden zu ermöglichen. 

(2) Die Regierung stellt auf Wunsch des EWI den ausländischen 
Bediensteten und allen in den Haushalten von Bediensteten leben¬ 
den ausländischen Familienmitgliedern einen persönlichen Aus¬ 
weis aus. der Namen, Geburtsdatum und -ort, Staatsangehörig¬ 
keit und die Nummer des Reisepasses oder des nationalen Perso¬ 
nalausweises angibt und mit einem Foto sowie einer Unterschrift 
versehen ist. 

(3) Der in Artikel 11 Absatz 2 genannte Ausweis stellt kein 
anerkanntes Paßersatzpapier dar, das zum Grenzübertritt be¬ 
rechtigt. 

Artikel 12 
Arbettserlaubnis, 

Aufenthaltsgenehmigung, Meldepflicht 

(1) Die Bediensteten des EWI, die ihre Tätigkeit in der Bundes¬ 
republik Deutschland ausüben, deren im Haushalt lebende Ehe¬ 
gatten ur>d deren im HaushaK lebende Kinder, die noch nicht 21 
Jahre alt sind oder denen der Bedienstete Unterhalt gewährt, 
benötigen keine Arbeitsertaubnis, selbst wenn sie nicht die Staats¬ 


angehörigkeit eines Mitgliedstaates der Europäischen Union be¬ 
sitzen. 

(2) Die Bediensteten des EWI und die in ihrem Haushalt leben¬ 
den Ehegatten, Kinder und sonstigen Familienmitglieder, die über 
ausreichende eigene Einkünfte verfügen oder denen der Bedien¬ 
stete Unterhalt gewährt, benötigen keine Aufenthaltsgenehmi¬ 
gung und unterliegen nicht den Vorschriften über die Meldepflicht 
für Ausländer, sofern sie im Besitz des in Artikel 11 Absatz 2 
genannten Ausweises sind. 

(3) Die gesetzlichen Meldepflichten, denen auch deutsche 
Staatsangehörige unterliegen, bleiben unberührt. 

Artikel 13 

Beltrittsrecht zur gesetzlichen Krankenversicherung 

Bedienstete des EWI, deren Mitgliedschaft in der gesetzlichen 
Krankenversicherung durch Beschäftigung beim EWI endete, 
können der gesetzlichen Krankenversicherung in entsprechender 
Anwendung des § 9 Absatz 1 Nummer 5 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch beitreten, wenn sie innerhalb von zwei Monaten 
nach Beendigung der Tätigkeit beim EWI wieder eine Beschäfti¬ 
gung aufnehmen. Der Beitritt ist der Krankenkasse Innerhalb von 
drei Monaten nach Aufnahme der Beschäftigung anzuzeigen. 

Artikel 14 
Zusammenarbeit 

Das EWI verpflichtet sich, zu jeder Zeit mit den zuständigen 
Behörden zusammenzuarbeiten, um einen Mißbrauch der in die¬ 
sem Abkommen vorgesehenen Vorrechte, Befreiungen, Immuni¬ 
täten und Erleichterungen vorzubeugen. 

Artikel 15 

Flagge und Emblem 

Das EWI hat das Recht, seine Flagge und sein Emblem an 
seinen Räumlichkeiten und seinen Dienstfahrzeugen zu hissen 
bzw. anzubringen. 

Artikel 16 

Status des Präsidenten 

Dem Präsidenten werden der Diplomatenstatus und die damit 
verbundenen Vorrechte und Immunitäten nach dem Wiener Über¬ 
einkommen vom 18. April 1961 über diplomatische Beziehungen 
gewährt. 

Artikel 17 
Änderungen 

Auf Wunsch einer der Vertragsparteien finden Konsultationen 
bezüglich der Umsetzung, Änderung oder Erweiterung dieses 
Abkommens statt. 

Artikel 18 

Beilegung von Streitigkeiten 

Streitigkeiten zwischen der Regierung und dem EWI hinsichtlich 
der Auslegung oder Anwendung dieses Abkommens, die nicht 
unmittelbar von den Vertragsparteien beigelegt werden können, 
können gemäß Artikel 19 Absatz 4 der Satzung von jeder Vertrags¬ 
partei dem Europäischen Gerichtshof vorgelegt werden. 

Artikel 19 

Inkrafttreten, Geltungsdauer 

(1) Dieses Abkommen tritt rückwirkend zum 1. Januar 1994 in 
Kraft, sobald die Regierung dem Europäischen Währungsinstitut 
notifiziert hat, daß die erforderlichen innerstaatlichen Vorausset¬ 
zungen für das Inkrafttreten erfüllt sind. Die Vorrechte und Befrei¬ 
ungen nach den Artikeln 29 bis 31 des Wiener Übereinkommens 
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vom 18. April 1961 über diplomatische Beziehungen werden (2) Dieses Abkommen gilt für die Dauer der Gültigkeit des 
abweichend vom Satz 1 vom ersten Tag nach der Notifizierung an Vertrags, der Satzung und des Protokolls in der Bundesrepublik 
gewährt. Deutschland. 


Zu Urkund dessen haben die hierzu gehörig befugten Bevoll¬ 
mächtigten dieses Abkommen unterzeichnet. 

Geschehen zu Frankfurt am Main am 12. September 1995 in 
zwei Urschriften, jede In deutscher Sprache, beide gleichermaßen 
verbirxllich. 

Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

Dr. Theo Waigel 
Schönfelder 

Für das Europäische Währungsinstitut 
A. Lamfatussy 
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Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Übereinkommens 
zur Errichtung der Afrikanischen Entwickiungsbank 

Vom 2S. März 1996 

Das Übereinkommen vom 4. August 1963 zur Errichtung der Afrikanischen 
Entwicklungsbank In der Fassung der Änderungen vom 17. Mai 1979 (BGBl. 
1981 II S. 254) ist nach seinem Artikel 64 Abs. 1 Buchstabe b in Verbindung mit 
Artikel 3 Abs. 1 des Übereinkommens für 

Südafrika am 13. Dezember 1995 

in Kraft getreten. 

Diese Bekanntmachung ergeht Im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
17. November 1994 (BGBl. II S. 3834). 


Bonn, den 29. März 1996 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Schürmann 


Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich der Satzung 
der Internationalen Kupferstudiengruppe 

Vom 29. März 1996 

Die Philippinen haben am 4. Dezember 1995 die 
Satzung der Internationalen Kupferstudiengruppe vom 
24. Februar 1989 (BGBl. 1992 II S. 534) gekündigt. Die 
Satzung ist daher nach Ihrem Artikel 23 Abschnitt c für 
die 

Philippinen am 2. Februar 1996 

außer Kraft getreten. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die 
Bekanntmachungen vom 23. Juni 1995 (BGBl. II S. 575) 
und vom 31. August 1995 (BGBl. II S. 779). 


Bonn, den 29. März 1996 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Schürmann 
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Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Rahmenübereinkommens 
der Vereinten Nationen über Klimaänderungen 

Vom 29. März 1996 


Das Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen vom 9. Mai 1992 über 
Klimaänderungen (BGBl. 1993 II S. 1783) ist nach seinem Artikel 23 Abs. 2 für 
folgende weitere Staaten In Kraft getreten: 


El Salvador 

Guatemala 

Kambodscha 

Marokko 

Slowenien 

Vereinigte Arabische Emirate 


am 3. März 1996 

am 14. März 1996 

am 17. März 1996 

am 27. März 1996 

am 29. Februar 1996 
am 28. März 1996 


Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
26. Januar 1996 (BGBl. II S. 276). 


Bonn, den 29. März 1996 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Schürmann 


Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Montrealer Protokolls 
über Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht führen 

Vom 1. April 1996 

Das Montrealer Protokoll vom 16. September 1987 über Stoffe, die zu einem 
Abbau der Ozonschicht führen (BGBl. 1988II S. 1014), ist nach seinem Artikel 16 
Abs. 3 für 

Marokko am 27. März 1996 

In Kraft getreten; es wird in Kraft treten für 

Katar am 21. April 1996 

Liberia am 14. April 1996 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
10. Januar 1996 (BGBl. II S. 239). 


Bonn, den 1. April 1996 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Schürmann 



660 


Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil (1 Nr. 19, ausgegeben zu Bonn am 2. Mai 1996 


Bekanntmachung 
über den Geltungsbereich 
des Übereinkommens über StraBenverkehrszeichen 

Vom 1. ApHi 1996 

F i n n I a n d hat dem Generalsekretär der Vereinten Nationen am 5. September 
1995 die Rücknahme seines bei der Ratifikation des Übereinkommens vom 
8. November 1968 über Straßenverkehrszeichen (BGBl. 1977 11 S. 809, 893) 
angebrachten Vorbehalts in bezug auf Anhang 5 Abschnitt F Einleitungssatz und 
die Nummern 4 und 5 notifiziert (vgl. die Bekanntmachung vom 27. September 
1985, BGBl. 11 S. 1140). 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
15. Mai 1995 (BGBl. II S. 431). 


Bonn, den 1. April 1996 


Auswärtiges Amt 
(m Auftrag 
Dr. Schürmann 


Bekanntmachung 
über den Geltungsbereich 
der Änderung von 1990 des Montrealer Protokolls 
über Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht führen 

Vom 1. April 1996 

Die Änderung vom 29. Juni 1990 des Morrtrealer Protokolls vom 16. September 
1987 über Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht führen (BGBl. 1991 II 
S. 1331), ist nach ihrem Artikel 2 für 

Marokko am 27. März 1996 

in Kraft getreten; sie wird in Kraft treten für 

Katar am 21. April 1996 

Uberia am 14. April 1996 

Niger am 10. April 1996 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
31. Januar 1996 (BGBl. II S. 287). 


Bonn, den 1. April 1996 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Schürmann 
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Bekanntmachung 
Uber den Geltungsbereich 
der Änderung von 1992 des Montrealer Protokolls 
über Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht führen 

Vom 1. April 1996 


Die Änderung vom 25. November 1992 des Montrealer Protokolls vom 
16. September 1987 über Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht führen 
(BGBl. 1993 II S. 2182), Ist nach ihrem Artikel 3 Abs. 3 für 

Europäische Gemeinschaft am 18. Februar 1996 

Marokko am 27. März 1996 

Türkei am 8. Februär 1996 


in Kraft getreten; sie wird in Kraft treten für 

Frankreich 

Katar 

Liberia 


am 2. April 1996 

am 21.ApriI1996 
am 14. April 1996 


Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
31. Januar 1996 (BGBl. II S. 287). 


Bonn, den 1. April 1996 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Schürmann 


Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens 
über wichtige Linien des internationalen Kombinierten Verkehrs 
und damit zusammenhängende Einrichtungen (AGTC) 

Vom 1. April 1996 

Das Europäische Übereinkommen vom 1. Februar 1991 über wichtige Linien 
des Internationalen kombinierten Verkehrs und damit zusammenhängende Ein¬ 
richtungen (AGTC) - BGBl. 1994 II S. 979 - wird nach seinem Artikel 10 Abs. 3 
für 

Italien 
Portugal 

in Kraft treten. 

Diese Bekanntmachung ergeht Im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
10. November 1995 (BGBl. II S. 1052). 


am 11. April 1996 
am 4. April 1996 


Bonn, den 1. April 1996 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Schürmann 
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Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Übereinkommens 
über die Annahme einheitlicher Bedingungen für die Genehmigung 
der Ausrustungsgegenstände und Teile von Kraftfahrzeugen 
und über die gegenseitige Anerkennung der Genehmigung 

Vom 1. April 1996 

Das Übereinkommen vom 20. März 1958 über die Annahme einheitlicher 
Bedingungen für die Genehmigung der Ausrüstungsgegenstände und Teile von 
Kraftfahrzeugen und über die gegenseitige Anerkennung der Genehmigung 
(BGBl. 1965 II S. 857; 1968 II S. 125, 1224) Ist nach seinem Artikel 7 Abs. 2 in 
Kraft getreten für die 

Türkei am 27. Februar 1996 

mit dem Vorbehalt gemäß Artikel 1 Abs. 6, daß sie sich an keine der dem 
Übereinkommen angeschlossenen Regelungen gebunden betrachtet. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
15. November 1995 (BGBl. 1996 II S. 6). 


Bonn, den 1. April 1996 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Schürmann 


Bekanntmachung 

über das Inkrafttreten des Übereinkommens 
zum Schutz der Alpen (Aipenkonvention) 

Vom 3. April 1996 

Nach Artikel 2 Abs. 2 des Gesetzes vom 29. September 1994 zu dem Überein¬ 
kommen vom 7. November 1991 zum Schutz der Alpen (Alpenkonvention) 
- BGBl. 1994 II S. 2538 - wird bekanntgemacht, daß das Übereinkommen nach 
seinem Artikel 12 Abs. 3 für die 

Bundesrepublik Deutschland am 6. März 1995 

in Kraft getreten Ist; die Ratifikationsurkunde ist am 5. Dezember 1994 bei der 
Regierung der Republik Österreich hinterlegt worden. 

Das Übereinkommen ist ferner am 6. März 1995 für folgende Staaten in Kraft 
getreten: 

Liechtenstein 

Österreich 


Bonn, den 3. April 1996 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Schürmann 
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Bekanntmachung 
über den Geltungsbereich 
des Internationalen Übereinkommens 
über Maßnahmen auf Hoher See bei Ölverschmutzungs-Unfällen 

Vom 3. April 1996 

Das Internationale Übereinkommen vom 29. November 1969 über Maßnahmen 
auf Hoher See bei Ölverschmutzungs-Unfällen (BGBl. 1975 II S. 137) Ist nach 
seinem Artikel XI Abs. 2 für folgende weitere Staaten in Kraft getreten: 

Barbados 
Chile 
Georgien 
Marshallinseln 
Nicaragua 
Pakistan 
Vanuatu 

Slowenien hat am 12. November 1992 dem Generalsekretär der Internatio¬ 
nalen Seeschiffahrts-Organisation seine Rechtsnachfolge zu dem Über¬ 
einkommen notifiziert. Dementsprechend ist Slowenien am 25. Juni 1991, dem 
Tag der Erklärung seiner Unabhängigkeit, Vertragspartei des Übereinkommens 
geworden. 

Das Vereinigte Königreich hatam27. Juni 1995-und mit Wirkung von 
diesem Tag - dem Generalsekretär der Internationalen Seeschiffahrts-Organisa¬ 
tion die Erstreckung des Übereinkommens auf die Insel Man notifiziert. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachungen vom 
6. August 1975 (BGBl. II S. 1196), vom 9. Juli 1976 (BGBl. II S. 1279) und vom 
30, November 1992 (BGBl. 1993 II S. 23). 


am 4. August 1994 
am 29. Mai 1995 
am 23. November 1995 
am 14. Januar 1996 
am 13. Februar 1995 
am 13. April 1995 
am 13. Dezember 1992 


Bonn, den 3. April 1996 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Schürmann 



Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 19. ausgegeben zu Bonn am 2. Mai 1996 




Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Haager Übereinkommens 
über das auf Unterhaltspflichten anzuwendende Recht 

Vom 3. April 1996 

Das Haager Übereinkommen vom 2. Oktober 1973 über das auf Unterhalts¬ 
pflichten anzuwendende Recht (BGBl. 1986IIS. 825) wird nach seinem Artikel 25 
Abs. 2 für 

Polen am 1. Mal 1996 

nach Maßgabe der nachstehenden, bei Hinterlegung der Beitrittsurkunde 
angebrachten, Vorbehalte 

in Kraft treten: 


(Translation) 

1. The Republic of Poland, in accordance 
with Article 24, reserves the right not to 
apply this Convention to maintenarKie 
obligations between persons related by 
affinity and between the spouses, in 
agreement with the prövisions of Arti¬ 
cle 14 Paragraph 2 and 3 of the Con¬ 
vention. 

2. The Republic of Poland, in accordance 
with Article 24, makes a reservation to 
the effect that its authorities shall apply 
its internal law, in agreement with the 
provisions of Article 15 of the Conven¬ 
tion. 


(Übersetzung) 

(Übersetzung) 

1. Die Republik Polen behält sich gemäß 
Artikel 24 das Recht vor, dieses Über¬ 
einkommen im Einklang mit Artikel 14 
Absätze 2 und 3 nicht auf Unterhalts¬ 
pflichten zwischen Verschwägerten oder 
zwischen Ehegatten anzuwenden. 


2. Die Republik Polen macht gemäß Arti¬ 
kel 24 einen Vorbehalt, daß ihre Behör¬ 
den im Einklang mit Artikel 15 des Über¬ 
einkommens ihr innerstaatliches Recht 
anwenden werden. 


Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
22. Juni 1993 (BGBl. II S. 1007). 


Bonn, den 3. April 1996 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Schürmann 
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Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Abkommens _ 
über die internationale Anerkennung von Rechten an Luftfahrzeugen 

Vom 3. April 1996 

Das Abkommen vom 19. Juni 1948 über die internatio¬ 
nale Anerkennung von Rechten an Luftfahrzeugen (BGBl. 

1959 I! S. 129) ist nach seinem Artikel XXI Abs. 3 für die 

Malediven am 4. Dezember 1995 

In Kraft getreten. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die 
Bekanntmachung vom 31. August 1995 (BGBl. II S. 779). 


Bonn, den 3. April 1996 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Schürmann 


Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Übereinkommens 
über Feuchtgebiete, insbesondere als Lebensraum für Wasser- und Watvögel, 

von internationaler Bedeutung 

Vom 4. April 1996 


Das Übereinkommen vom 2. Februar 1971 über Feuchtgebiete, insbesondere 
als Lebensraum für Wasser- und Watvögel, von internationaler Bedeutung (BGBl. 
1976 II S. 1265) ist in der durch das Protokoll vom 3. Dezember 1982 zur 
Änderung des vorgenannten Übereinkommens (BGBl. 1990 II S. 1670) geänder¬ 
ten Fassung nach seinem Artikel 10 Abs. 2 in Verbindung mit Artikel 5 Abs. 3 des 
Änderungsprotokolls in Kraft getreten für 


Albanien 

am 

29. Februar 1996 

Lettland 

am 

25. November 1995 

Namibia 

am 

23. Dezember 1995 

Paraguay 

am 

7. Oktober 1995 

Togo 

am 

4. November 1995 


Die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien hat am 
4. April 1995 der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissen¬ 
schaft und Kultur notifiziert, daß sie sich als einer der Rechtsnachfolger 
des ehemaligen Jugoslawien an das Übereinkommen gebunden betrachtet. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachungen vom 
28. Oktober 1977 (BGBl. II S. 1225) und vom 23. Mai 1995 (BGBl. II S. 489). 


Bonn, den 4, April 1996 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Schürmann 
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Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich von Änderungen des Übereinkommens 
über Feuchtgebiete, insbesondere als Lebensraum für Wasser- und Watvögel, 

von internationaler Bedeutung 

Vom 4. April 1996 


Die Änderungen von 1987 des Übereinkommens vom 2. Februar 1971 über 
Feuchtgebiete, insbesondere als Lebensraum für Wasser- und Watvögel, von 
internationaler Bedeutung (BGBl. 1976 IIS. 1265; 1990II S. 1670; 1995 II S. 218) 
sind nach seinem Artikel Abs. 6 In Kraft getreten für 


Albanien 

Chile 

Ecuador 

Lettland 

Namibia 

Paraguay 

Togo 


am 29. Februar 1996 
am 1. Januar 1996 

am 1. Juni 1995 

am 1. Januar 1996 

am 23. Dezember 1995 
am 7. Oktober 1995 
am 4. November 1995 


Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
7. Februar 1995 (BGBl. II S. 218). 


Bonn, den 4. April 1996 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Schürmann 


Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Übereinkommens 

zur Errichtung der Multilateralen Investitions-Garantie-Agentur 

(MIGA-Übereinkommen) 

Vom 4. April 1996 

Das Übereinkommen vom 11. Oktober 1985 zur Errichtung der Multilateralen 
Investitions-Garantie-Agentur (BGBl. 1987 It S. 454) ist nach seinem Artikel 61 
Buchstabe c in Verbindung mit der Entschließung Nr. 12 des MIGA-Gouverneur- 
rats vom 27. März 1989 (BGBL 1995 II S. 904) für folgenden weiteren Staat in 
Kraft getreten: 

Jemen am 12. März 1996 

Diese Bekanntmachung ergeht Im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
9. Januar 1996 (BGBL II S. 238). 


Bonn, den 4. April 1996 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Schürmann 
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Bekanntmachung 

des deutsch-niederländischen Verwaltungsabkommens 
über die Rechtsstellung der niederländischen Organisation 
„Stichting Bijzondere Scholen voor Onderwijs op Algemene Grondslag III 

(STOAG III)** in der Bundesrepublik Deutschland 

Vom 11. April 1996 

Das in Bonn nach Artikel 71 Abs. 4 des Zusatzabkommens zum NATO-Trup¬ 
penstatut vom 3. August 1959 (BGBl. 1961 II S. 1183,1218) durch Notenwechsel 
vom 29. November 1995 geschlossene Verwaltungsabkommen zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung des Königreichs 
der Niederlande über die Rechtsstellung der niederländischen Organisation 
„Stichting Bijzondere Scholen voor Onderwijs op Algemene Grondslag III 
(STOAG III)“ in der Bundesrepublik Deutschland ist nach seiner Nummer 6 

am 1. Januar 1995 

in Kraft getreten; es wird nachstehend veröffentlicht. 


Bonn, den 11. April 1996 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Schürmann 


Nr. Bon-37239 


Sträßchensweg 10 
53113 Bonn 


Verbalnote 

Die Königlich Niederländische Botschaft beehrt sich, dem Auswärtigen Amt folgendes 
mitzuteilen: 

Um für die Kinder der Mitglieder der in der Bundesrepublik Deutschland stationierten 
niederländischen Streitkräfte sowie des zivilen Gefolges und ihre Angehörigen niederlän¬ 
dischen Schulunterricht zu ermöglichen, schlägt die Regierung des Königreichs der Nieder¬ 
lande der Regierung der Bundesrepublik Deutschland vor, ein Verwaltungabkommen nach 
Artikel 71 Absatz 4 des Zusatzabkommens zum NATO-Truppenstatut zu schließen, das 
folgenden Wortlaut haben soll: 

1. Der niederländischen Organisation „Stichting Bijzondere Scholen voor Onderwijs op 
Algemene Grondslag Hl“ (STOAG III), einer Stiftung, die sich nach ihrer Satzung die 
Errichtung und das Betreiben von Schulen der Unter- und Oberstufe und den Unterricht 
für Kinder von Mitgliedern der in der Bundesrepublik stationierten niederländischen 
Streitkräfte zum Ziel gesetzt hat, wird dieselbe Behandlung gewährt wie den Organi¬ 
sationen, die in Absatz 3 des sich auf Artikel 71 des Zusatzabkommens zum NATO- 
Truppenstatut beziehenden Abschnitts des Unterzeichnungsprotokolls aufgeführt sind. 

2. Die vorgenannte Organisation ist für die Befriedigung der Bedürfnisse der in der 
Bundesrepublik Deutschland stationierten niederländischen Streitkräfte erforderlich. Die 
Organisation stellt ihre Dienste aufgrund eines Vertrages mit dem Staat der Niederlande 
den in der Bundesrepublik Deutschland stationierten Streitkräften zur Verfügung. Die 
Organisation wird aufgrund einer Subventionsverfügung finanziell durch Zulagen vom 
Staat der Niederlande unterstützt. 

3. Die in der Bundesrepublik Deutschland ausschließlich im Dienst der „Stichting Bijzon¬ 
dere Scholen voor Ondenwijs op Algemene Grondslag Hl“ stehenden Bediensteten 
werden aufgrund des Artikels 71 Absatz 5, unbeschadet des Artikels 71 Absatz 6, des 
Zusatzabkommens zum NATO-Truppenstatut wie Mitglieder des zivilen Gefolges und 
die Angehörigen dieser Bediensteten wie Angehörige von Mitgliedern des zivilen Gefol¬ 
ges angesehen und behandelt. 
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4. Die „Stichting Bijzondere Scholen voor Onderwijs op Algemen^ Qrondslag IIr gilt nicht 
als Bestandteil der Truppe im Sinne von Artikel 41 Absatz 7 des Zusatzabkommens zum 
NATO-Truppenstatut und ist in bezug auf die Abgeltung von Schäden nicht von der 
deutschen Gerichtsbarkeit befreit. 

5. Die Königlich Niederländische Botschaft wird dem Auswärtigen Amt die Orte in der 
Bundesrepublik Deutschland, in denen die ..Stichling Bijzondere Scholen voor OrKlerwijs 
op Algemene Grondslag lir ihre Schulen errichtet und betreibt sowie die Personalien 
der bei dieser Einrichtung beschäftigten Personen und gegebenenfalls spätere Ver¬ 
änderungen mitteilen. 

6. Dieses Verwaltungsabkommen tritt nach Eingang der Antwortnote des Auswärtigen 
Amts bei der Königlich Niederländischen Botschaft mit Rückwirkung zum 1. Januar 1995 
in Kraft. 

Falls sich die Regierung der Bundesrepublik Deutschland mit den in den Nummern 1 bis 6 
enthaltenen Vorschlägen einverstanden erklärt, werden diese Verbalnote und die das 
Einverständnis bestätigende Antwortnote des Auswärtigen Amts ein Verwaltungsabkom¬ 
men Im Sinne des Artikels 71 Absatz 4 des Zusatzabkommens zum NATO-Truppenstatut 
zwischen der Regierung des Königreichs der Niederlande und der Regierung der Bundes¬ 
republik Deutschland bilden. 

Die Königlich Niederländische Botschaft benutzt diesen Anlaß, das Auswärtige Amt 
erneut ihrer ausgezeichneten Hochachtung zu versichern. 


Bonn, den 29. November 1995 


An das 

Auswärtige Amt 
Referat 503 

53113 Bonn 


Auswärtiges Amt 


Verbalnote 

Das Auswärtige Amt beehrt sich, den Eingang der Verbalnote der Königlich Niederländi¬ 
schen Botschaft Nr. Bon-37239 vom 29. November 1995 zu bestätigen, die in vereinbarter 
deutscher Fassung wie folgt lautet: 

(Es folgt der Text der einleitenden Note.) 

Das Auswärtige Amt beehrt sich, der Königlich Niederländischen Botschaft mitzuteilen, 
daß sich die Regierung der Bundesrepublik Deutschland mit den Vorschlägen der Regie¬ 
rung des Königreichs der Niederlande einverstanden erklärt. Demgemäß bilden die Verbal¬ 
note der Königlich Niederländischen Botschaft Nr. Bon-37239 vom 29. November 1995 und 
diese Antwortnote eine Vereinbarung zwischen der Regierung des Königreichs der Nieder¬ 
lande und der Regierung der Bundesrepublik Deutschland, die rückwirkend zum 1. Januar 
1995 in Kraft tritt. 

Das Auswärtige Amt benutzt diesen Anlaß, die Königlich Niederländische Botschaft 
erneut seiner ausgezeichneten Hochachtung zu versichern. 

Bonn, den 29. November 1995 


An die 

Botschaft des 

Königreichs der Niederlande 
Bonn 
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Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Übereinkommens 
über das Verbot oder die Beschränkung 
des Einsatzes bestimmter konventioneller Waffen, 
die übermäßige Leiden verursachen oder unterschiedslos wirken können, 

sowie der Protokolle zu diesem Übereinkommen 

Vom 12. Aprtl 1996 
I. 

Das Übereinkommen vom 10. Oktober 1980 über das Verbot oder die Be¬ 
schränkung des Einsatzes bestimmter konventioneller Waffen, die übermäßige 
Leiden verursachen oder unterschiedslos wirken können (BGBl. 1992 II S. 958; 
1993 II S. 935), sowie die Protokolle I, II und III zu diesem Übereinkommen sind 
nach seinem Artikel 5 Abs. 2 und 4 für 

Argentinien am 2, April 1996 

in Kraft getreten. 


11 . 

Argentinien hat bei Hinterlegung seiner Ratifikationsurkunde am 2. Okto¬ 
ber 1995 folgenden Vorbehalt angebracht: 

(Übersetzung) 

(Übersetzung) (Original: Spanisch) 

JD\e Argentinische Republik bringt einen 
ausdrücklichen Vorbehalt dahin gehend an, 
daß die in dem Übereinkommen über das 
Verbot oder die Beschrär>kung des Einsat¬ 
zes bestimmter konventioneller Waffen, die 
übermäßige Leiden verursachen oder un¬ 
terschiedslos wirken können, und seinen 
Protokollen I, II und tll enthaltenen Bezug¬ 
nahmen auf die Zusatzprotokolle von 1977 
zu den Genfer Abkommen von 1949 in 
Übereinstimmung mit den In der ßeitritts- 
urkurrde der Argentinischen Republik zu 
den genannten Zusatzprotokotlen von 1977 
enthaltenen Auslegungserktärungen zu ver¬ 
stehen sind.“ 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
14. März 1996 (BGBl. II S. 400). 


(Translation) (Original: Spanish) 

‘The Argentine Republic makes the ex¬ 
press reservation that any references to the 
1977 Protocols Additional to the Geneva 
Conventions of 1949 that are contained in 
the Convention on Prohibitions or Restric- 
tions on the Use of Certain Conventional 
Weapons which may be deemed to be Ex- 
cessively Injunous or to have Indisciiminate 
Effects and its Protocols 1,11 and III shall be 
interpreted In the light of the interpretative 
dectarations in the Instrument of accession 
of the Argentine Republic of the aforemen- 
tioned additional Protocols of 1977.” 


Bonn, den 12. April 1996 




Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Schurmann 
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Bekanntmachung 
der Neufassung des 

Internationalen Übereinkommens von 1969 
über die zivilrechtliche Haftung für Ölverschmutzungsschäden 

in der Fassung des Protokolls von 1992 

Vom 23. April 1996 

Auf Grund des Artikels 3 Nr. 1 des Gesetzes zu den Protokollen vom 
27. November 1992 zur Änderung des Internationalen Übereinkommens von 
1969 über die zivilrechtliche Haftung für Ölverschmutzungsschäden und zur 
Änderung des Internationalen Übereinkommens von 1971 über die Errichtung 
eines Internationalen Fonds zur Entschädigung für Ölverschmutzungsschäden 
vom 25. Juli 1994 (BGBl. 1994 II S. 1150) wird nachstehend der Wortlaut des 
Internationalen Übereinkommens vom 29. November 1969 über die zivilrechtliche 
Haftung für Ölverschmutzungsschäden in der durch das Protokoll vom 27. No¬ 
vember 1992 zur Änderung dieses Übereinkommens geänderten Fassung unter 
der Bezeichnung und Kurzbezeichnung „Internationales Übereinkommen von 
1992 über die zivilrechtliche Haftung für Ölverschmutzungs^häden (Haftungs¬ 
übereinkommen von 1992)“ mit der amtlichen deutschen Übersetzung in der 
Neufassung bekanntgemacht. Das Protokoll vom 27. November 1992 tritt für 
Deutschland am 30. Mai 1996 in Kraft (vgl. die Bekanntmachung vom 6. Oktober 
1995. BGBl. II S. 974). 


Bonn, den 23. April 1996 

Der Bundesminister der Justiz 
Schmidt-Jortzlg 
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Internationales Übereinkommen von 1992 
über die zivilrechtliche Haftung für Ölverschmutzungsschäden 

(Haftungsübereinkommen von 1992) 

International Convention 
on Civil Liability for Oil Pollution Damage, 1992 

(1992 Liability Convention) 


Convention Internationale de 1992 
sur la responsabilite civile pour les dommages 
dus ä la Pollution par les hydrocarbures 
(Convention de 1992 sur la responsabilite) 


Article I 

For the purposes of this Convention: 


1. “Ship" means any sea-going vessel 
and sea-bome craft of any type what- 
soever constructed or adapted for the 
carriage of oll in bulk as cargo, pro- 
vided that a ship capable of carrying oil 
and other cargoes shail be regarded as 
a ship only when it is actualty carrying 
oil in bulk as cargo and during any 
voyage foilowing such carriage unless 
it is proved that it has no residues of 
such carriage of oil in bulk aboard. 


2. “Person'’ means any Individual or part¬ 
nership or any public or private body, 
whether corporate or not, including a 
State or any of its constituent subdivi- 
sions. 

3. “Owner” means the person or persons 
registered as the owner of the ship or, 
In the absence of registration, the per¬ 
son or persons owning the ship. How- 
ever in the case of a ship owned by a 
State and operated by a Company 
which in that State is registered as the 
ship's Operator, “owner” shail mean 
such Company. 


4. “State of the ship’s registry” means In 
relation to registered ships the State of 
registration of the ship, and in relation 
to unregistered ships the State whose 
flag the ship is flying. 


Article I 

Au sens de la präsente Convention: 


1. «Navire» signifie tout bätiment de mer 
ou engin marin, quel qu'il soit, construit 
ou adaptö pour le transport des hydro- 
carbures en vrac en tant que cargai- 
son, ä condition qu'un navire capable 
de transporter des hydrocarbures et 
d’autres cargaisons ne soit considdrö 
comme un navire que lorsqu’il trans- 
porte effectivement des hydrocarbures 
en vrac en tant que cargaison et pen- 
dant tout voyage faisant suite ä un tel 
transport ä moins qu'i! ne soit Stabil 
qu’il ne reste ä bord aucun r^sidu de ce 
transport d’hydrocarbures en vrac. 

2. «Personne>» signifie toute personne 
physique ou toute personne morale de 
droit public ou de droit privö, y compris 
un Etat et ses subdivisions politiques. 

3. «Propriölaire» signifie la personne ou 
les personnes au nom de laquelle ou 
desquelles le navire est immatricul4 
ou, ä ddfaut d'immatriculation, ta per¬ 
sonne ou les personnes dont le navire 
est la propri6t4. Toutefois, dans le cas 
de navires qui sont propri6t6 d’un Etat 
et exploitös par une compagnie qui, 
dans cet Etat, est enregistr^e comme 
6tant l'exploitant des navires, Texpres- 
sion «propri^taire» dösigne cette 
compagnie. 

4. «Etat d'immatriculation du navire>» 
signifie, ä l’egard des navires immat- 
ricul^s, l'Etat dans lequel le navire a 

immatrKul^, et ä l'egard des na¬ 
vires non immatricul^s l’Etat dont le 
navire bat pavillon. 


(Übersetzung) 

Artikel 1 

Im Sinne dieses Übereinkommens haben 
die nachstehenden Ausdrücke folgende Be¬ 
deutung: 

1. „Schiff bedeutet ein Seeschiff oder ein 
sonstiges Seefahrzeug jeder Art, das 
zur Beförderung von öl als Bulkladung 
gebaut oder hergerichtet Ist; jedoch 
wird ein Schiff, das Öl und andere La¬ 
dungen befördern kann, als Schiff nur 
angesehen, wenn es tatsächlich öl als 
Bulkladung befördert, und während je¬ 
der Fahrt, die auf eine solche Beförde¬ 
rung folgt, sofern nicht nachgewiesen 
wird, daß es keine Rückstände solcher 
Beförderung von Öl als Bulkladung an 
Bord hat; 

2. „Person“ bedeutet eine natürliche Per¬ 
son oder eine juristische Person des 
öffentlichen oder privaten Rechts ein¬ 
schließlich von Staaten und ihren Ge¬ 
bietskörperschaften; 

3. „Eigentümer“ bedeutet die Person oder 
Personen, in deren Namen das Schiff 
in das Schiffsregister eingetragen ist. 
oder, wenn keine Eintragung vorliegt, 
die Person oder Personen, denen das 
Schiff gehört. Jedoch bedeutet „Eigen¬ 
tümer“ in Fällen, in denen ein Schiff 
einem Staat gehört urKt von einer Ge¬ 
sellschaft betrieben wird, die in dem 
betreffenden Staat als Ausrüster oder 
Reeder des Schiffes eingetragen ist. 
diese Gesellschaft; 

4. „Staat des Schiffsregisters" bedeutet in 
. bezug auf eingetragene Schiffe den 

Staat, in dessen Schiffsregister das 
Schiff eingetragen ist, und in bezug auf 
nicht eingetragene Schiffe den Staat, 
dessen Flagge das Schiff führt; 
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5. “Oir means any persistent hydrocar- 
bon mineral oil such as crude oil, fuel 
oil, heavy diese! oil and lubricating oll, 
whether carried on board a ship as 
cargo or in the bunkers of such a 
ship. 

6. “Pollution damage" means: 

(a) loss or damage caused outside the 
ship by contamination resulting 
from the escape or discharge of oil 
from the ship. wherever such es¬ 
cape or discharge may occur. pro- 
vided that compensation for impair¬ 
ment of the environment other than 
loss of Profit from such impairment 
shall be limited to costs of reason- 
able measures of reinstatement ac- 
tually undertaken or to be under- 
taken; 


(b) the costs of preventive measures 
and further loss or damage caused 
by preventive measures, 

7. “Preventive measures” means any rea- 
sonable measures taken by any per- 
son after an incident has occurred to 
prevent or minimize pollution damage. 


8. “Incident” means any occurrence, or 
series of occurrences having the same 
origin, which causes pollution damage 
or creates a grave anö imminent threat 
of causing such damage. 

9. “Organization" means the International 
Maritime Organization. 

10. “1969 Liability Convention” means the 
International Convention on Civil Liabil¬ 
ity for Oll Pollution Damage, 1969. For 
States Parties to the Protocol of 1976 
to that Convention, the term shall be 
deemed to include the 1969 Liability 
Convention as amended by that Pro¬ 
tocol. 


Article II 

This Convention shall apply exclusivley: 
(a) to pollution damage caused: 

(i) in the territory, including the territo¬ 
rial sea, of a Contracting State, and 

(ii) in the exclusive economic zone of a 
Contracting State, established in ac- 
cordance with international law, or, if 
a Contracting State has not estab¬ 
lished such a Zone, in an area be- 
yond and adjacent to the territorial 
sea of that State determined by that 
State in accordance with internation¬ 
al law and exterKiing not more than 


5. «Hydrocarbures« signifie tous les hy- 
drocarbures min^raux persistants, no- 
tamment le p^trole brut, le fuel-oil, 
Thuile diese! lourde et l’huile de grais- 
sage, qu’ils soient transportes ä bord 
d'un navire en tant que cargaison ou 
dans les soutes de ce navire. 

6. «Dommage par pollution« signifie: 

. (a) le pr^Judice ou le dommage caus^ 
Textdrieur du navire par une con¬ 
tamination survenue ä la suite 
d’une fuite ou d’un rejet d’hydrocar- 
bures du navire. oü que cette fuite 
ou ce rejet se produise, ^tant en- 
tendu que les indemnites versdes 
au titre de i’altöration de l’environ- 
nement autres que le manque ä 
gagner dO ä cette alt^ration seront 
limit^es au cout des mesures rai- 
sonnables de remise en ^tat qui ont 
ete effectivement prises ou qui le 
seront: 

(b) le coüt des mesures de sauve- 
garde et les autres pröjudices ou 
dommages causes par ces me¬ 
sures. 

7. «Mesures de sauvegarde» signifie 
toutes mesures raisonnables prises 
par toute personne apr^s la surve- 
nance d’un 6v6nement pour pr^venir 
ou limiter la pollution. 

8. «Evenement« signifie tout fait ou tout 
ensemble de faits ayant la meme ori¬ 
gine et dont r^sulte une pollution ou qui 
constitue une menace grave et immi¬ 
nente de pollution. 

9. «Organisation» signifie t'Organisation 
maritime internationale. 

10. «Convention de 1969 sur la responsa- 
bilit6» signifie la Convention internatio¬ 
nale de 1969 sur la responsabitit^ civile 
pour les dommages dus ä la pollution 
par es hydrocarbures. Pour les Etats 
Parties au Protccole de 1976 de cette 
Convention. I’expression dösigne la 
Convention de 1969 sur la responsabi- 
litd, teile que modifiee par ce proto- 
cole. 

Article II 

La präsente Convention' s'applique 

exclusivement: 

(a) aux dommages par pollution survenus: 

(i) sur le territoire, y compris la mer 
territoriale, d’un Etat contractant, et 

(ii) dans la zone economique exclusive 
d’un Etat contractant Stabile confor- 
mement au droit international ou, si 
un Etat contractant n’a pas stabil 
cette zone, dans une zone srtu^e 
au-delä de la mer territoriale de cet 
Etat et adjacente ä celle-ci, determi- 
n4e par cet Etat conform^ment au 
droit international et ne s’6tendant 


5. „Ör bedeutet beständiges Kohlen¬ 
wasserstoffmineralöl wie Rohöl, Heiz¬ 
öl, schweres Dieselöl und Schmieröl, 
gleichviel ob es als Ladung oder in den 
Bunkern des Schiffes befördert wird; 


6. „Verschmutzungsschäden“ bedeuten 

a) Verluste oder Schäden, die außer¬ 
halb des Schiffes durch eine auf 
das Ausfließen oder Ablassen von 
Öl aus dem Schiff zuröckzuführen- 
de Verunreinigung hervorgerufen 
werden, gleichviel wo das Aus- 
fließen oder Ablassen erfolgt; je¬ 
doch wird der Schadenersatz für 
eine Beeinträchtigung der Umwelt, 
ausgenommen der auf Grund 
dieser Beeinträchtigung entgan¬ 
gene Gewinn, auf die Kosten tat¬ 
sächlich ergriffener oder zu ergrei¬ 
fender angemessener Wiedertier- 
stellungsmaßnahmen beschränkt; 

b) die Kosten von Schutzmaßnahmen 
und weitere durch Schutzmaß¬ 
nahmen verursachte Verluste oder 
Schäden; 

7. „Schutzmaßnahmen“ bedeuten die von 
einer Person nach Eintreten eines Er¬ 
eignisses getroffenen angemessenen 
Maßnahmen zur Verhütung oder Ein¬ 
schränkung von Verschmutzungs¬ 
schäden; 

8. „Ereignis“ bedeutet einen Vorfall oder 
eine Reihe von Vorfällen gleichen Ur¬ 
sprungs, die Verschmutzungsschäden 
verursachen oder eine schwere, unmit¬ 
telbar drohende Gefahr der Verursa¬ 
chung solcher Schäden darstellen; 

9. „Organisation“ bedeutet die Internatio¬ 
nale Seeschiffahrts-Organisation; 

10. „Haftungsübereinkommen von 1969“ 
bedeutet das Internationale Überein¬ 
kommen von 1969 über die zivilrecht¬ 
liche Haftung für Ölverschmutzungs¬ 
schäden. Für Vertragsstaaten des Pro¬ 
tokolls von 1976 zu jenem Überein¬ 
kommen bezeichnet dieser Ausdruck 
das Haftungsübereinkommen von 
1969 in der durch das genannte Proto¬ 
koll geänderten Fassung. 

Artikel II 

Dieses Übereinkommen gilt ausschließ¬ 
lich 

a) für Verschmutzungsschäden, die verur¬ 
sacht worden sind 

i) im Hoheitsgebiet einschließlich des 
Küstenmeers eines Vertragsstaats 
und 

ii) in der nach Völkerrecht festgeleg¬ 
ten ausschließlichen Wirtschaftszone 
eines Vertragsstaats oder, wenn ein 
Vertragsstaat eine solche Zone nicht 
festgelegt hat, in einem jenseits des 
Küstenmeers dieses Staates gele¬ 
genen, an dieses angrenzenden 
Gebiet, das von diesem Staat nach 
Völkerrecht festgelegt wird und sich 
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200 nautical miles from the base- 
lines from which the breadth of its 
territorial sea is measured; 

b) to preventive measures, wherever 
taken, to prevent or minimlze such 
damage. 


Article III 

1, Except as provided in paragraphs 2 
and 3 of this Article, the owner of a ship at 
the time of an incident, or, where the incid- 
ent consists of a series of occurrences, at 
the time of the first such occurrence, shall 
be iiable for any pollution damage caused 
by the ship as a result of the incident. 

2. No liability for pollution damage shall 
attach to the owner if he proves that the 
damage: 

(a) resulted from an act of war, hostilities, 
civil war, insurrection or a natural phe- 
nomenon of an exceptional, inevitable 
and irresistible character, or 

(b) was wholly caused by an act or omission 
done with intent to cause damage by a 
third party, or 

(c) was wholly caused by the negligence or 
other wrongful act of any Government or 
other authority responsible for the main- 
tenance of lights or other navigational 
aids in the exercise of that function. 


3. If the owner proves that the pollution 
damage resulted wholly or partially either 
from an act or omission done with intent to 
cause damage by the person who suffered 
the damage or from the negligence of that 
person, the owner may be exonerated whol¬ 
ly or partially from his liability to such per¬ 
son. 

4. No Claim for compensation for pollu- 
lion damage may be made against the own¬ 
er otherwise than in accordance with this 
Convention, Subject to paragraph 5 of this 
Article, no Claim for compensation for poNu- 
tion damage under this Convention or other¬ 
wise may be made against: 


(a) the servants or agents of the owner or 
the members of the crew; 

(b) the pilot or any other person who, with- 
out being a member of the crew, per- 
forms Services for the ship; 

(c) any Charterer (howsoever described. in- 
cluding a bareboat Charterer), manager 
or Operator of the ship; 


(d) any person performing salvage opera- 
tions with the consent of the owner or on 


de 200 milles marins des lignes de 
base ä partir desquelles est 
mesuree la largeur de la mer terri¬ 
toriale; 

b) aux mesures de sauvegarde, oü 
qu’elies soient prises, destin^es ä 6viter 
ou ä röduire de tels dommages. 


Article III 

1. Le proprietaire du navire au moment 
d’un Evenement ou, si l’dvenement consiste 
en une succession de faits, au moment du 
Premier de ces faits, est responsable de 
tout dommage par pollution caus6 par le 
navire et resultant de l’evenement, sauf 
dans les cas prövus aux paragraphes 2 et 3 
du präsent article. 

2. Le proprietaire n’est pas responsable 
s’il prouve que le dommage par pollution: 


a) resulte d'un acte de guerre, d'hostiiites, 
d’une guerre civile, d’une insurrection, 
ou d’un phenomene naturel de carac* 
tere exceptionnel, inevitable et irresisti¬ 
ble, ou 

b) resulte en totalite du fait qu’un tiers a 
deiiberement agi ou omis d’agir dans 
l’intention de causer un dommage, ou 

c) resulte en totalite de la negligence ou 
d'une autre action prejudiciable d'un 
gouvernement ou autre autorite respon¬ 
sable de l'entretien des feux ou autres 
aides ä la navigation dans t’exercice de 
cette fonction. 


3. Si le proprietaire prouve que le dom¬ 
mage par pollution resulte en totalite ou en 
Partie, soit du fait que la personne qui l’a 
subi a agi ou omis d’agir dans l’intention de 
causer un dommage, soit de la negligence 
de cette personne, le proprietaire peut etre 
exonere de tout ou partie de sa responsabi- 
lite envers ladite personne. 

4. Aucune demande de reparation de 
dommage par pollution ne peut etre formee 
contre le proprietaire autrement que sur la 
base de la presente Convention. Sous re- 
serve du paragraphe 5 du present article, 
aucune demande de reparation de domma¬ 
ge par pollution, qu'elle soit ou non fondee 
sur la presente Convention, ne peut etre 

introduite contre: 

# 

a) les preposes ou mandataires du pro¬ 
prietaire ou les membres de requipa- 
ge; 

b) le pilote ou toute autre personne qui, 
Sans etre membre de requipage, s’ac- 
quitte de Services pour le navire; 

c) tout affreteur (sous quelque appellation 
que ce soit, y compris un affreteur co- 
que nue), armateur ou armateur-gerant 
du navire; 

d) toute personne accomplissant des ope- 
rations de sauvetage avec l’accord du 


nicht weiter als 200 Seemeilen von 
den Basislinien erstreckt, von denen 
aus die Breite seines Küstenmeers 
gemessen wird; 

b) für Schutzmaßnahmen zur Verhütung 
oder Einschränkung dieser Schäden, 
gleichviel wo sie getroffen worden sind. 


Artikel III 

(1) Außer in den Fällen der Absätze 2 
und 3 haftet der Eigentümer eines Schiffes 
im Zeitpunkt des Ereignisses oder, wenn 
das Ereignis aus einer Reihe von Vorfällen 
besteht, im Zeitpunkt des ersten Vorfalls für 
alle Verschmutzungsschäden, die infolge 
des Ereignisses durch das Schiff verursacht 
wurden. 

(2) Der Eigentümer haftet nicht für Ver¬ 
schmutzungsschäden, wenn er nachweist, 
daß die Schäden 

a) durch Kriegshandlung, Feindseligkeiten, 
Bürgerkrieg, Aufstand oder ein außer¬ 
gewöhnliches, unvermeidliches und un¬ 
abwendbares Naturereignis entstanden 
sind, 

b) ausschließlich durch eine Handlung 
oder Unterlassung verursacht wurden, 
die von einem Dritten in Schädigungs¬ 
absicht begangen wurde, oder 

c) ausschließlich durch die Fahrlässigkeit 
oder eine andere rechtswidrige Hand¬ 
lung einer Regierung oder einer ande¬ 
ren für die Unterhaltung von Lichtem 
oder sonstigen Navigationshilfen ver¬ 
antwortlichen Stelle in der Wahrneh¬ 
mung dieser Aufgabe verursacht wur¬ 
den. 

(3) Beweist der Eigentümer, daß die Ver¬ 
schmutzungsschäden ganz oder teilweise 
entweder auf eine in Schädigungsabsicht 
begangene Handlung oder Unterlassung 
der geschädigten Person oder auf deren 
Fahrlässigkeit zurückzuführen sind, so kann 
er von seiner Haftung gegenüber dieser 
Person ganz oder teilweise befreit werden. 

(4) Schadenersatzansprüche wegen Ver¬ 
schmutzungsschäden können gegen den 
Eigentümer nur nach diesem Übereinkom¬ 
men geltend gemacht werden. Vorbehalt¬ 
lich des Absatzes 5 können Schaden¬ 
ersatzansprüche wegen Verschmutzungs¬ 
schäden weder auf Grund dieses Überein¬ 
kommens noch auf anderer Grundlage 
geltend gemacht werden gegen 

a) die Bediensteten oder Beauftragten des 
Eigentümers oder die Mitglieder der 
Besatzung; 

b) den Lotsen oder eine andere Person, 
die, ohne Mitglied der Besatzung zu 
sein, Dienste für das Schiff leistet; 

c) einen Charterer (wie auch immer er be¬ 
zeichnet ist, einschließlich Bareboat 
Charterer), Ausrüster oder Betreiber des 
Schiffes sowie einen mit der Betriebs- 
führung Beauftragten; 

d) eine Person, die mit Einwilligung des 
Eigentümers oder auf Weisung einer 
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the instructions of a competent public 
authority; 

(e) any person taking preventive measur« 
es; 

(f) all servants or agents of persons men^ 
tioned in sul>paragraphs (c), (d) and 
(e): 

unless the damage resulted from their per¬ 
sonal act or omission, committed with the 
intent to cause such damage, or recklessly 
and with Knowledge that such damage 
would probably result. 


5. Nothing In this Convention shall preju- 
dice any right of recourse of the owner 
agalnst third parties. 

Article IV 

When an Incident involving two or maore 
ships occurs and pollution damage results 
therefrom, the owners of all the ships con- 
cemed, unless exonerated under Article IM, 
shall be jointly and severally liable for all 
such damage which is not reasonably sep- 
arable. 


Article V 

1. The owner of a ship shall be entitied to 
limit his liabitity urider this Convention in 
respect of any one incident to an aggregate 
amount calculated as fotiows: 

(a) 3 mlllion units of account for a ship rK>t 
exceeding 5,000 units of tonnage; 

(b) for a ship with a tonnage in excess 
thereof, for each additional unit of ton¬ 
nage, 420 units of account in addition to 
the amount mentioned in sub-para- 
graph (a); 

provided, however, that this aggregate 
amount shall not in any event exceed 59.7 
million units of account. 

2. The owner shall not be entitied to limit 
his liability under this Convention if It is 
proved that the pollution damage resulted 
from his personal act or omisslon, com¬ 
mitted with the intent to cause such dam¬ 
age, or recklessly and with knov^edge that 
such damage would probably result. 


3. For the purpose of availing himself of 
the benefit of limitation provided for in Para¬ 
graph 1 of this Article, the owner shall con- 
stitute a fuixl for the total sum representing 
the limit of his liability with the Court or other 
competent authoriy of any one of the Con¬ 
tracting States in whk:h actlon is brought, 
under Art'ide IX or, if no action is brought, 
with any Court or other competent authority 
in any one of the Contracting States in 
which an action can be brought under Arti¬ 
cle iX. The fund can be constituted either by 


propriötaire ou sur les instructions d’une 
autoritö publique compdtente; 

e) toute personne prenant des mesures de 
sauvegarde; 

f) tous pr^pos^s ou mandataires des per- 
sonnes mentionndes aux alin^as c), d) 
ete); 

ä moins que le dommage ne r^ulte de leur 
fait ou de leur omisslon personnels. commis 
avec rintention de provoquer un tel dom¬ 
mage, ou commis tömörairement et avec 
consdence qu’un tel dommage en r^ulte- 
rait probablement. 

5. Aucune disposition de la präsente 
Convention ne porte atteinte aux droits de 
recours du propri^taire conlre les tiers. 


Article IV 

Lorsqu'un ^v^nement met en cause plus 
(Tun navire et qu'un dommage par pollution 
en rösuite, les propriötaires de tous les na- 
vires en cause sont, sous r^serve des 
exemptions pr^vues ä l'article 111, conjointe- 
ment et solidairement responsables pour ta 
totalitö du dommage qui n'est pas raisonna- 
blement divisible. 


Article V 

1. Le propri^taire d*un navire est en droit 
de limiter sa responsabitit^ aux termes de la 
präsente Convention ä un montant total par 
6v§nement calculd comme suit: 


a) 3 millions d’unttös de compte pour un 
navire dont la jauge ne d^passe pas 
5 000 unites; 

b) pour un navire dont (a jauge d^passe ce 
nombre d’unites, pour chaque unitö de 
jauge suppl^mentaire, 420 unitös de 
compte en sus du montant mentionn^ ä 
fatinea a); 

dtant entendu toutefois que le montant total 
ne pourra en aucun cas exc^er 59,7 mü- 
lions d’unitös de compte. 

2. Le propri^taire n'est pas en droit de 
limiter sa responsabiiitö aux termes de la 
präsente Convention s'il est prouv6 que le 
dommage par pollution r^suite de son fait 
ou de son omission personnels, commis 
avec rintention de provoquer un tel dom¬ 
mage, ou commis tSmörairement et avec 
conscience qu'un tel dommage en rösulte- 
rait probablement. 

3. Pour bdneficier de la limitation pr6vue 
au paragraphe 1 du präsent article, le pro- 
priötaire doit constituer un fonds s'ölevant ä 
la limite de sa resonsabilitd auprds du tribu- 
nal ou de toute autre autoritö comp^tente 
de Tun quelconque des Etats contractants 
oCi une action est engag^e en vertu de 
rartide IX ou, ä ddfaut cTune teile action, 
aupr^s cTun tribunal ou de toute autre auto- 
ritö compötente de Tun quelconque des 
Etats contractants oü une action peut 6tre 
engagöe en vertu de rartide IX. Le fonds 


zuständigen Behörde Bergungs- oder 
Hilfeleistungsarbeiten ausführt; 

e) eine Person, die Schutzmaßnahmen 
trifft; 

f) alle Bediensteten oder Beauftragten der 
unter den Buchstaben c, d und e be- 
zeichneten Personen, 

sofern nicht die Schäden auf eine Handlurig 
oder Unterlassung zuröckzuföhren sind, die 
von ihnen selbst entweder in der Absicht, 
solche Schäden herbelzufOhren, oder 
leichtfertig und in dem Bewußtsein began¬ 
gen wurde, daß solche Schäden wahr¬ 
scheinlich eintreten würden. 

(5) Dieses Übereinkommen beeinträch¬ 
tigt nicht das Rückgriffsrecht des Eigen¬ 
tümers gegen Dritte. 

Artikel IV 

Tritt ein Ereignis ein, an dem mehr als ein 
Schiff beteiligt ist, urKt entstehen daraus 
Verschmutzungsschäden, so haften die Ei¬ 
gentümer aller beteiligten Schiffe, sofern sie 
nicht nach Artikel III befreit sind, gesamt¬ 
schuldnerisch für alle Schäden, die sich 
nicht hinreichend sicher trennen lassen. 


Artikel V 

<1) Der Eigentümer eines Schiffes ist 
torechtigt, seine Haftung auf Grund dieses 
Übereinkommens für jedes Ereignis auf ei¬ 
nen Gesamtbetrag zu beschränken, der 
sich wie folgt errechnet: 

a) 3 Millionen Rechnungseinheiten für ein 
Schiff mit bis zu 5 000 Raumgehaltsein¬ 
heiten, 

b) für ein Schiff mit einem darüber hinaus¬ 
gehenden Raumgehalt erhöht sich der 
unter Buchstabe a genannte Betrag für 
jede zusätzliche Raumgehaltseinheit 
um 420 Rechnungseinhelten; 

dieser Gesamtbetrag darf jedoch 59,7 Mil¬ 
lionen Rechnungseinheiten nicht über¬ 
schreiten. 

(2) Der Eigentümer ist nicht berechtigt, 
seine Haftung auf Grund dieses Überein¬ 
kommens zu beschränken, wenn nachge¬ 
wiesen wird, daß die Verschmutzungsschä¬ 
den auf eine Handlung oder Unterlassung 
zurückzuführen sifKt, die von ihm selbst ent¬ 
weder in der Absicht, solche Schäden her¬ 
beizuführen, oder leichtfertig und in dem 
Bewußtsein begangen wurde, daß solche 
Schäden wahrscheinlich eintreten würden. 

(3) Um sich auf die in Absatz 1 vorgese¬ 
hene Beschränkung berufen zu können, hat 
der Eigentümer für den Gesamtbetrag sei¬ 
ner Haftung einen Fonds bei dem Gericht 
oder einer sonstigen zuständigen Stelle ei¬ 
nes der Vertragsstaaten zu errichten, in 
dem nach Artikel tX Klage erhoben wird, 
oder, wenn keirte Klage erhoben wird, bei 
jedem Gericht oder jeder sonstigen zustän¬ 
digen Stelle in einem der Vertragsstaaten, 
in denen nach Artikel IX Klage erhoben 
werden kann. Der Fonds kann entweder 
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depositing the sum or by producing a bank 
guarantee or other guarantee, acceptable 
under the legislation of the Contracting state 
where the fund is constituted, and con- 
sidered to be adequate by the Court or other 
competent authority. 


4. The lund shall be distributed among 
the claimants in Proportion to the amounts 
of their established Claims. 

5. If before the fund is distributed the 
owner or any of his servants or agents or 
any persori providing him insurance or other 
financial security has as a result of the incid- 
ent in question, paid compensation tor pol- 
lution damage, such person shall, up to the 
amount he has paid, acquire by Subrogation 
the rights which the person so compensated 
would have enjoyed under this Conven¬ 
tion, 

6. The right of Subrogation provided for in 
Paragraph 5 of this Article may also be 
exercised by a person other than those 
mentioned therein in respect of any amount 
of compensation for pollution damage which 
he may have paid but only to the extent that 
such Subrogation is permitted under the 
applicable national law. 

7. Where the owner or any other person 
establishes that he may be compelied to 
pay at a later date in whole or in pari any 
such amount of compensation, with regard 
to which such person would have enjoyed a 
right of Subrogation under paragraphs 5 or 6 
of this Article, had the compensation been 
paid before the fund was distributed, the 
Court or other competent authority of the 
State where the fund has been constituted 
may order that a sufficlent sum shall be 
provisionally set aside to enable such per¬ 
son at such later date to enforce his Claim 
against the fund. 


8. Claims in respect of expenses reason- 
ably incurred or sacrifices reasonably made 
by the owner voluntarily to prevent or mi- 
nimize pollution damage shall rank equally 
with other Claims against the fund. 

9. (a) The “unit of account” referred to in 

Paragraph 1 of this Article is the 
Special Drawing Right as defined 
by the International Monetary 
Fund. The amounts mentioned in 
Paragraph 1 shall be converted into 
national currency on the basis of 
the value of that currency by refer- 
ence to the Special Drawing Right 
on the date of the Constitution of the 
fund referred to in paragraph 3. The 
value of the national currency, in 
terms of the Special Drawing Right, 
of a Contracting State which is a 
member of the International Monet¬ 
ary Fund shall be calculated in ac- 
cordance with the method of valua- 
tion applied by the International 


peut dtre constitu^ soit par le depot de la 
somme, soit par la Präsentation d’une ga- 
rantie bancaire ou de toute autre garantie 
acceptable admise par la l^islation de 
l’Etat contractant dans lequel le fonds est 
constitu^, et jug^ satisfaisante par le tribu- 
nal ou toute autre autoritö competente. 

4, La distribution du fonds entre les 
creanciers s’effectue proportionnellement 
aux montants des cröances admises. 

5. Si, avant la distribution du fonds, le 
proprietaire, son prepos6 ou son mandatai- 
re, ou toute personne qui lui fournit l’assu- 
rance ou autre garantie financiöre a, ä la 
suite de r6v§nement, vers6 une indemnitö 
pour dommage par pollution, cette person¬ 
ne est subrog6e, ä concurrence du montant 
qu'elle a paye, aux droits que la personne 
indemnisde aurait eus aux termes de la 
präsente Convention. 


6. Le droit de Subrogation pr^vu au para- 
graphe 5 du präsent article peut 6tre exerc6 
par une personne autre que celles qui y 
sont mentionri^es en ce qui conceme toute 
somme qu’elle aurait versöe pour r6parer le 
dommage par pollution, sous röserve qu’u- 
ne teile Subrogation soit autoris^e par la loi 
nationale applicable. 

7. Lorsque le propri6taire ou toute autre 
personne dtablit qu’il pourrait dtre contraint 
de payer ult^rieurement en tout ou en partie 
une somme pour laquelle il aurait b^neficie 
d’une Subrogation en vertu du paragraphe 5 
ou 6 du präsent article si l’lndemnit^ avait 
6t6 vers^e avant la distribution du fonds, le 
tribunal ou autre autorit^ competente de 
TEtat oü le fonds est constitu^ peut ordon- 
ner qu’une somme süffisante soit provisoi- 
rement rdserv6e pour permettre ä Tintöres- 
s6 de faire ultörieuremenl valoir ses droits 
sur le fonds. 


8. Pour autant qu’elies soient raisonna- 
bles, les depenses encourues et les sacri¬ 
fices consentis volontairement par le pro- 
pri^taire aux fins d’eviter ou de r^duire une 
pollution lui conf^rent sur le fonds des droits 
Äquivalents ä ceux des autres crÄanciers. 

9. a) L’«unitÄ de compte» visee au para¬ 

graphe 1 du prÄsent article est le 
droit de tirage spÄcial tel qu’il est 
defini par le Fonds monetaire in¬ 
ternational. Les montants mention- 
nÄs au paragraphe 1 sont convertis 
en monnaie nationale suivant la va- 
leur de cette monnaie par rapport 
au droit de tirage spÄcial ä la date 
de la Constitution du fonds visÄ au 
paragraphe 3. La valeur, en droits 
de tirage spÄciaux, de la monnaie 
nationale d'un Etat contractant qui 
est membre du Fonds monÄtaire 
international est calculÄe selon la 
mÄthode d’Evaluation appliquÄe 
par le Fonds monÄtaire internatio¬ 
nal ä la date en question pour ses 


durch Hinterlegung des Betrags oder durch 
Vorlage einer Bankgarantie oder einer an¬ 
deren nach den Rechtsvorschriften des 
Vertragsstaats, in dem der Fonds errichtet 
wird, zulässigen und von dem Gericht oder 
jeder sonstigen zuständigen Stelle für aus¬ 
reichend erachteten Garantie errichtet 
werden. 

(4) Der Fonds wird unter die Geschädig¬ 
ten im Verhältnis der Höhe ihrer nachgewie¬ 
senen Forderungen verteilt. 

(5) Hat der Eigentümer oder sein Be¬ 
diensteter oder Beauftragter oder eine 
Person, die ihm eine Versicherung oder 
sonstige finanzielle Sicherheit gewährt, vor 
Verteilung des Fonds infolge des betreffen¬ 
den Ereignisses Schadenersatz für Ver¬ 
schmutzungsschäden gezahlt, so tritt diese 
Person bis zur Höhe des gezahlten Betrags 
in die Rechte ein, die dem Schadenersatz¬ 
empfänger auf Grund dieses Übereinkom¬ 
mens zugestanden hätten. 

(6) Das in Absatz 5 vorgesehene Ein¬ 
trittsrecht kann auch von einer anderen 
als der darin genannten Person für einen 
von ihr gezahlten Schadenersatzbetrag für 
Verschmutzungsschäden ausgeübt wer¬ 
den, soweit ein derartiger Eintritt nach dem 
anzuwendenden innerstaatlichen Recht zu¬ 
lässig ist. 

(7) Weist der Eigentümer oder ein ande¬ 
rer nach, daß er gezwungen sein könnte, 
einen solchen Schadenersatzbetrag, für 
den ihm ein Eintrittsrecht nach Absatz 5 
oder 6 zugestanden hätte, wenn der Scha¬ 
denersatz vor Verteilung des Fonds bezahlt 
worden wäre, zu einem späteren Zeitpunkt 
ganz oder teilweise zu zahlen, so kann das 
Gericht oder die sonstige zuständige Stelle 
des Staates, in dem der Fonds errichtet 
worden ist, anordnen, daß ein ausreichen¬ 
der Betrag vorläufig zuruckgestellt wird, um 
es dem Betreffenden zu ermöglichen, zu 
dem genannten späteren Zeitpunkt seinen 
Anspruch gegen den Fonds geltend zu 
machen. 

(8) Ansprüche auf Grund von angemes¬ 
senen Kosten oder Opfern, die der Eigentü¬ 
mer freiwillig auf sich nimmt, um Verschmut¬ 
zungsschäden zu verhüten oder einzu¬ 
schränken, sind anderen Ansprüchen ge¬ 
gen den Fonds gleichrangig. 

(9) a) Die in Absatz 1 genannte „Rech- 

nungseinheir ist das Sonderzie¬ 
hungsrecht des Internationalen 
Währungsfonds. Die in Absatz 1 
genannten Beträge werden in die 
Landeswährung entsprechend 
dem Wert dieser Währung gegen¬ 
über dem Sonderziehungsrecht 
am Tag der Errichtung des in Ab¬ 
satz 3 genannten Fonds umge¬ 
rechnet. Der in Sonderziehungs¬ 
rechten ausgedrückte Wert der 
Landeswährung eines Vertrags¬ 
staats. der Mitglied des Internatio¬ 
nalen Währungsfonds ist, wird 
nach der vom Internationalen 
Währungsfonds angewendeten 
Bewertungsmethode errechnet. 
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Monetary Fund in effect on the date 
in question for its operatior\s and 
transactions. The value of the na< 
tkx)al currency, in terms of the Spe- 
ciai Drawing Right of a contracting 
State which is not a member of the 
International Monetary Fund, shail 
be caicutated in a manner deter- 
mined by that State. 

(b) Nevertheless, a Contracting State 
which IS not a member of the inter¬ 
national Monetary Fund and whose 
law does not permit the application 
of the provislons of paragraph 9 (a) 
rnay. at the time ratification, ac- 
ceptance, approval of or accession 
to this Convention or at any time 
thereafter. declare that the unit of 
account referred to in paragraph 9 
(a) shafi be equal to 15 gold francs. 
The gold franc referred to in this 
paragraph corresponds to sixty-flve 
and a half mHligrammes of gold of 
millesimal fineness nine hundred. 
The conversion of the gold frar>c 
into the natior>al currency shail be 
made according to the law of the 
State concemed. 


(c) The calculation mentioned in the 
last sentence of paragraph 9 (a) 
and the conversion mentioned in 
paragraph 9 (b) shail be made in 
such marmer as to express in the 
national currer^cy of the contracting 
State as far as possible the same 
real value for the arrxHjrrts in para¬ 
graph 1 as would resuH from the 
application of the first three ser^ 
tenoes of paragraph 9 (a). Con¬ 
tracting States shail communicate 
to the deposHary the marmer of 
calculation pursuant to paragraph 9 
(a), or the result of the corwerston 
in paragraph 9 (b) as the case may 
be, when deposi^ an Instrument 
of ratification, acceptance, appro¬ 
val of or accession to this Conven¬ 
tion and whenever Ihere is a 
Change in erther. 


10. For the purpose of this Artlcle the 
8hip*s torviage shaQ be the gross tonnage 
calculated in accordance wfth the tonnage 
measurement regulations contained in An¬ 
nex I of the International Convention on 
Tonnage Measurement of Ships, 1969. 

11. The insürer or other person providing 
fmanctal securrty shaH be entitied to con- 
stitute a fund in aocordancet wHh this Article 
on the same conditions and having the 
same effect as if it were constüuted by the 
owner. Such a fiind may be constituted 
even if, under the provisions of paragraph 2. 
the owner is not ^itled to Hmit his liability, 
but its cor^stHution shaN in that case not 
prejudice the rights of any daknant against 
the owner. 


propres opörations et transactions. 
La valeur, en droits de tirage sp6- 
ciaux, de la mormaie nationale d* un 
Etat contractant qui n*est pas mem- 
bre du Fonds monötaire Internatio¬ 
nal est calculde de la fagon ddter- 
min6e par cet Etat. 


b) Toutefols, un Etat contractant qui 
n'est pas membre du Fonds mone- 
taire intematiortal et dont la t^isla- 
tion ne permet pas (f appliquer les 
dispositions du paragraphe 9 a) 
peut, au moment de la ratification, 
de racceptation ou de l’approbation 
de la präsente Convention ou de 
fadhöston 4 celle-ci ou encore ä 
tout moment par la suite, ddciarer 
que funitö de compte vis4e au pa¬ 
ragraphe 9 a) est 4^te 415 francs- 
or. Le franc-or visd dans le prösent 
paragraphe correspond 4 65 milli- 
grammes et demi d'or au titre de 
neuf Cents milli4mes de 5n. La 
conversion du franc-or en mor>naie 
nationale s’effectue oonform^merrt 
4 la l4gislation de TEtat en cause. 

c) Le calcul mentionnä 4 la deml4re 
phrase du paragraphe 9 a) et la 
conversion mentionn4e au para¬ 
graphe 9 b) sont faits de fagon 4 
exprimer en monnaie nationale de 
TEtat contractant la m4me valeur 
reelle, dans la mesure du possible, 
pour les montants pr4vus au para¬ 
graphe 1 que celle qui d4couleralt 
de fapplication des trois premi4res 
phrases du paragraphe 9 a). Les 
Etats contractants communiquent 
au d4positaire leur möthode de cal¬ 
cul conform4ment au paragraphe 9 

a) ou les r4sultats de la corwersion 
conform4ment au paragraphe 9 b), 
selon le cas, lors du d4p6t de leur 
Instrument de ratification, d’accep- 
tation ou (fapprobation de la prä¬ 
sente Convention ou d*adhäsion 4 
celle-ci et chaque fois qu'un chan¬ 
gement se produit dans cette mä- 
thode de calcul ou dans ces räsul- 
tats. 

10. Aux fins du präsent article, la jauge 
du rmvire est la jauge brüte calculäe confor- 
mäment aux rä^es de jaugeage prävues 4 
fAnnexe I de la Convention internationale 
de 1969 sur le jaugeage des navires. 

11. L’assureur ou toute autre personne 
dont ämane la garantie financiäre peut 
constituer un fonds conformäment au prä¬ 
sent article aux rT>ämes corKlitions et avec 
les mämes effets que sl le fonds ätait consti- 
tuä par le propriätaire. Un tel fonds peut dtre 
constituä mäme lorsque, en vertu des dis- 
posttions du paragra^e 2, le propriätaire 
n*est pas en droit de Kmiter sa responsabili- 
tä, mais la constitutionjie porte pas atteinte, 
dans ce cas, aux droits qu’ont les victimes 
vis-4-vis du propriätaire. 


die an dem betreffenden Tag für 
seine Operationen und Transak¬ 
tionen gilt. Der in Sonderzie- 
hur^gsrechten ausgedruckte Wert 
der Landeswährung eines Ver¬ 
tragsstaats, der nicht Mitglied des 
Internationalen Währungsfonds 
ist, wird auf eine von diesem Staat 
bestimmte Weise errechnet. 

b) Dessenungeachtet kann ein Ver¬ 
tragsstaat, der nicht Mitglied des 
Internationalen Währungsfor>ds 
ist und dessen Recht die Anwen¬ 
dung des Buchstabens a nicht 
zuläßt, bei der Ratifikation, der 
Annahme oder der Genehmigung 
dieses Übereinkommens oder 
dem Beitritt zu dem Übereinkom¬ 
men oder jederzeit danach erklä¬ 
ren, daß die unter Buchstabe a 
genannte Rechnungseinheit 15 
Goidfranken entspricht. Der unter 
diesem Buchstaben genannte 
Goldfranken entspricht 65V^ Milli¬ 
gramm Gold von ®«^iooo Feinge¬ 
halt Die Umrechnung des Gold- 
franken in die LarKJeswährung er¬ 
folgt rtach dem Recht des betref¬ 
fenden Staates. 

c) Die unter Buchstabe a letzter Satz 
genannte Berechnung und die un¬ 
ter Buchstabe b gerwinte Um¬ 
rechnung erfolgen in der Weise, 
daß die Beträge nach Absatz 1, in 
der Landeswährung des Vertrags¬ 
staats ausgedrückt, soweit wie 
möglich dem tatsächlichen Wert 
entsprechen, der sich aus der 
Anwerxlurtg des Buchstabens a 
Sätze 1 bis 3 ergeben wurde. Die 
Vertragsstaaten teilen dem Ver¬ 
wahrer die Art der Berechnung 
nach Buchstabe a oder das Er¬ 
gebnis der Umrechnur>g nach 
Buchstabe b bei der Hinterlegung 
einer Ratiflkations-, Annahme-, 
Genehmigungs- oder Beitrittsur- 
kunde zu diesem Übereinkom¬ 
men sowie Immer dann mit, wenn 
sich die Berechnungsart oder das 
Umrechnungsergebnis är>dert. 


(10) Raumgehalt des Schiffes im Sinne 
dieses Artikels ist die Bruttoraumzahl, er¬ 
rechnet nach den in Anlage I des Interna¬ 
tionalen Schiffsvermessungs-Übereinkom- 
mens von 1969 enthaltenen Bestimmungen 
über die Vermessung des Raumgehalts. 

(11) Der Versicherer oder sonstige finan¬ 
zielle Sicherheitsgeber ist berechtigt, nach 
diesem Artikel einen Fonds zu denselben 
Bedir>gungen urxf mit derselben Wirkung zu 
errichten wie der Eigentümer. Dieser Fonds 
kann selbst dann errichtet werden, wenn 
nach Absatz 2 der Eigentümer nicht be¬ 
rechtigt ist, seine Haftung zu beschränken, 
beeirrträchtigt jedoch dann nicht die Rechte 
der Geschädi^en gegen den Eigentümer. 
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Article VI 

1. Where the owner, after an incident, 
has constituted a fund in accordance with 
Article V, and is entitied to limit his liability, 

(a) no person having a Claim for pollution 
damage arising out of that incident shall 
be entitied to exercise any right against 
any other assets of the owner in respect 
of such Claim; 

(b) the Court or other competent authority 
of any Contracting State shall Order the 
release of any ship or other property 
belonging to the owner which has been 
arrested in respect of a Claim for pollu- 
tion damage arising out of that incident, 
and shall similarly release any ball or 
other Security furnished to avoid such 
arrest. 


2. The foregoing shall, however. only ap- 
ply if the claimant has access to the Court 
administering the fund and the fund is ac- 
tually available ln respect of his Claim. 


Article VI 

1. Lorsque, apr^s Töv^nement, le pro- 
pri^taire a constitu^ un fonds en application 
de l’article V et est en droit de limiter sa 
responsabilit§, 

a) aucun droit ä indemnisation pour dom- 
mages par pollution r^sultant de r6v6- 
nement ne peut §tre exerc6 sur d’autres 
biens du propri^taire, 

b) le tribunal ou autre autoritä comp^tente 
de tout Etat contractant ordonne la lib4- 
ration du navire ou autre bien apparte- 
nant au propri^taire, saisi ä la suite d’u- 
ne demande en rdparations pour les 
dommages par pollution causes par le 
m6me 6v6nement, et agit de meme ä 
r^gard de toute caution ou autre garan- 
tie d^pos^e en vue d’^viter une teile 
saisie. 

2. Les dispositions pr^ddentes ne s’ap- 
pliquent toutefois que si le demandeur a 
acc^s au tribunal qui contröle le fonds et si 
le fonds peut effectivement §tre utiiisd pour 
couvrir sa demande. 


Artikel VI 

(1) Hat der Eigentümer nach einem Er¬ 
eignis einen Fonds gemäß Artikel V errich¬ 
tet und ist er berechtigt, seine Haftung zu 
beschränken, 

a) so können Ansprüche wegen Ver¬ 
schmutzungsschäden, die sich aus die¬ 
sem Ereignis ergeben, nicht gegen an¬ 
dere Vermögenswerte des Eigentümers 
geltend gemacht werden, 

b) so ordnet das Gericht oder die sonstige 
zuständige Stelle eines Vertragsstaats 
die Freigabe des Schiffes oder sonstiger 
dem Eigentümer gehörender Vermö¬ 
genswerte, die auf Grund eines An¬ 
spruchs wegen sich aus dem Ereignis 
ergebender Verschmutzungsschäden 
beschlagnahmt worden sind, sowie die 
Freigabe jeder Kaution oder sonstigen 
zur Vermeidung dieser Beschlagnahme 
gestellten Sicherheit an. 

(2) Dies gilt jedoch nur, wenn der Kläger 
Zugang zu dem Gericht hat, das den Fonds 
verwaltet, und wenn der Fonds tatsächlich 
zur Befriedigung seines Anspruchs verwen¬ 
det werden kann. 


Article VII 


Article VII 


Artikel VII 


1. The owner of a ship registered in a 
Contracting State and carrying more than 
2,000 tons of oil in buik as cargo shall be 
required to maintain Insurance or other fi¬ 
nancial Security, such as the guarantee of a 
bank or a certificate delivered by an interna¬ 
tional compensation fund, in the sums fixed 
by applying the limits of liability prescribed 
in Article V, paragraph 1 to cover his liability 
for pollution damage under this Conven¬ 
tion. 


1. Le propriätaire d'un navire immalriculä 
dans un Etat contractant et transportant 
plus de 2 000 tonnes d'hydrocarbures en 
vrac en tant que cargaison est tenu de 
souscrire une assurance ou autre garantie 
financiäre, teile que cautionnement ban- 
caire ou certificat däiivrä par un fonds inter¬ 
national d’indemnisation, d’un montant fixä 
par application des limites de responsabilitä 
prävues ä Tarticle V, paragraphe 1. pour 
couvrir sa responsabilitä pour dommage par 
pollution conformäment aux dispositions de 
la präsente Convention. 


(1) Der Eigentümer eines in das Schiffs¬ 
register eines Vertragsstaats eingetragenen 
Schiffes, das mehr als 2000 Tonnen öl als 
Bulkladung befördert, hat eine Versiche¬ 
rung oder sonstige finanzielle Sicherheit, 
z. B. eine Bankbürgschaft oder eine von 
einem internationalen Schadenersatzfonds 
ausgestellte Bescheinigung über die nach 
Maßgabe der Haftungsgrenzen des Arti¬ 
kels V Absatz 1 festgesetzten Beträge auf¬ 
rechtzuerhalten, um seine Haftung für Ver¬ 
schmutzungsschäden auf Grund dieses 
Übereinkommens abzudecken. 


2. A certificate attesting that Insurance or 
other financial security is in force in accord¬ 
ance with the provisions of this Convention 
shall be issued to each ship after the ap- 
propiate authority of a Contracting State has 
determined that the requirements of para¬ 
graph 1 have been complied with. With re¬ 
spect to a ship registered in a Contracting 
State such certificate shall be issued or 
certified by the appropriate authority of the 
State of the ship’s registry; with respect to a 
ship not registered in a Contracting State it 
may be issued or certified by the appropri¬ 
ate authority of any Contracting State. This 
certificate shall be In the form of the annex- 
ed model and shall contaln the following 
particulars: 


(a) name of ship and port of registratlon; 

(b) name and principal place of business of 
owner; 

(c) type of security; 

(d) name and principal place of business of 
insurer or other person giving security 
and, where appropriate, place of bust- 


2. Un certificat attestant qu'une assu¬ 
rance ou autre garantie financiäre est en 
cours de vallditä conformäment aux disposi¬ 
tions de la präsente Convention est dälivrä 
ä chaque navire apräs que Tautoritä com- 
pätente de l’Etat contractant s’est assuräe 
que le navire satisfait aux prescriptions du 
paragraphe 1. Lorsqu’il s’agit d’un navire 
immatriculä dans un Etat contractant, ce 
certificat est dälivrä ou visä par Tautoritä 
compätente de TEtat d'immatriculation du 
navire; lorsqu'il s’agit d’un navire non im¬ 
matriculä dans un Etat contractant, le certi¬ 
ficat peut ätre dälivrä ou visä par l’autoritä 
compätente de tout Etat contractant. Le cer¬ 
tificat doit ätre conforme au modäle joint en 
annexe et comporter les renseignements 
suivants: 

a) nom du navire et port d’immatricula- 
tion; 

b) nom et lieu du principal ätablissement 
du propriätaire; 

c) type de garantie; 

d) nom et lieu du principal ätablissement 
de l’assureur ou autre personne accor- 
dant la garantie et, le cas ächäant, lieu 


(2) Nachdem die zuständige Behörde ei¬ 
nes Vertragsstaats sich vergewissert hat, 
daß die Voraussetzungen des Absatzes 1 
erfüllt sind, wird für jedes Schiff eine Be¬ 
scheinigung darüber ausgestellt, daß eine 
Versicherung oder sonstige finanzielle Si¬ 
cherheit rtach diesem Übereinkommen in 
Kraft ist. Für ein in das Schiffsregister eines 
Vertragsstaats eingetragenes Schiff wird 
diese Bescheinigung von der zuständigen 
Behörde des Staates des Schiffsregisters 
ausgestellt oder bestätigt; für ein nicht in 
das Schiffsregister eines Vertragsstaats 
eingetragenes Schiff kann sie von der zu¬ 
ständigen Behörde jedes Vertragsstaats 
ausgestellt oder bestätigt werden. Die Form 
dieser Bescheinigung hat dem als Anlage 
beigefügten Muster zu entsprechen und fol¬ 
gende Angaben zu enthalten: 

a) Name des Schiffes und Heimathafen; 

b) Name und Hauptgeschäftssitz des Ei¬ 
gentümers; 

c) Art der Sicherheit; 

d) Name und Hauptgeschäftssitz des Ver¬ 
sicherers oder sonstigen Sicherheitsge¬ 
bers und gegebenenfalls Geschäftssitz, 
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ness where the Insurance or security is 
established; 

(e) period of validity of certificate which 
shall not be longer than the period of 
validity of the Insurance or other securi- 

ty- 

3. The certificate shall be In the officiai 
language or languages of the issuing State. 
If the language used is neither Englislj nor 
French, the text shall include a translation 
into one of these languages. 

4. The certificate shall be carried on 
board the ship arKi a copy shall be depo- 
slted with the authorities who keep the re* 
cord of the ship*s reglstry or, If the ship is not 
registered in a Contracting State, with the 
authorities of the State issuing or certifying 
the certificate. 

5. An Insurance or other finarKial secur¬ 
ity shall rx>t satisfy the requirements of this 
Article if It can cease, for reasons other than 
the expiry of the period ol validity of the 
Insurance or security specified in certi¬ 
ficate under paragraph 2 of this Article, be- 
fore three months have elapsed from the 
date on which notice of its termination is 
given to the authorities referred to in para¬ 
graph 4 of this Article, unless the certificate 
has been surrendered to these authorities 
or a new certificate has been Issued within 
the said period. The foregoing provtsions 
shall similarly apply to any mixtlficatlon 
which results In the Insurance or security no 
longer satisfylng the requirements of this 
Article. 

6. The State of reglstry shall, subject to 
the provisions of this Article, determine the 
conditions of issue and validity of the certi¬ 
ficate. 

7. Certificates issued or certified under 
the authority of a Contracting State in ac* 
cordance with paragaraph 2 shall be ac- 
cepted by other Contracting States for the 
purposes of this Convention aixi shall be 
regarded by other Contractir\g States as 
having the same force as certificates issued 
or certified by them even if Issued or certi¬ 
fied in respe^ of a ship not registered in a 
Contracting State. A Contracting State may 
at any time request consultation with the 
issuing or certifying State should it believe 
that the insurer or guarantor named in the 
certificate is not financially capable of meet- 
ing the obligations imposed by this Con¬ 
vention. 


8. Any Claim for compensation for Pollution 
damage may be brought directly agalnst the 
Insurer or other person providirtg financial 
security for the owner's liability for pollution 
damage. In such case the defendant may. 
even if the owner is not entitied to limit his 
liability according to Article V, paragraph 2, 
avail himself of the limits of liability pre- 
scrlbed ln Article V, paragraph 1. He may 
further avail himself of the defences (other 


de l’etablissement aupres duquel Tas- 
surance ou la garantie a etö souscrite; 

e) la Periode de vallditd du certificat, qui ne 
saurait exceder celte de Tassurance ou 
de la garantie. 

3. Le certificat est stabil dans la langue 
ou les langues officielles de TEtat qui le 
d^livre. Si la langue utilis^ n’est ni l’ar^glais 
ni le frangals, le texte comporte une traduc- 
tion dans i’une de c^ langues. 

4. Le certificat doit se trouver ä bord du 
navire et une cople doit en dtre d^pos^ 
auprös de Tautontö qui tient le registre cf im- 
matriculation du navire ou, si le navire n'est 
pas immatriculö dans un Etat contractant, 
aupres de Tautoritö de l’Etat qui a d4livr6 ou 
vis4 le certificat. 

5. Une assurance ou autre garantie fi- 
nanci^re ne satisfait pas aux dispositions du 
präsent article si eile peut cesser ses effets, 
pour une raison autre que Texpiration du 
delai de validitö indiquä dans le certificat en 
application du paragraphe 2 du präsent ar¬ 
ticle, avant rexpiration d’un ddlai de trois 
mois ä compter du jour oü pröavis en a 
donn^ ä l’autoritö cit^ au paragraphe 4 du 
präsent article, ä moins que le certificat n*ait 
§t4 restitu4 ä cette autoritd ou qu’un nou¬ 
veau certificat valable n'ait 4t4 d^lrvrö avant 
la fin de ce d^lai. Les dispositions qui prö- 
cddent s’appliquent 4gaiement ä toute mo- 
dification de Tassurance ou garantie finan- 
ci^re ayant pour effet que cetle-ci ne satis¬ 
fait plus aux dispositions du präsent arti¬ 
cle. 

6. L'Etat dNmmatiiculatjon determine les 
conditions de d^livrance et de validit4 du 
certificat, sous r^serve des dispositions du 
präsent article. 

7. Les certificats d^livr^s ou vis^s sous 
la responsabilit4 d'un Etat contractant en 
application du paragraphe 2 sont reconnus 
par (f autres Etats contractants ä toutes les 
fir^ de la präsente Convention et sont corv 
sid^rds par eux comme ayant la mdme va- 
leur que les certificats ddlivr^s et vtsös par 
eux-m§mes, mdme lorsqu*il s'agit cfun r^a- 
vtre qui n'est pas immatriculö dans un Etat 
contractant. Un Etat contractant peut ä tout 
moment demander ä TEtat qui a d^livrö ou 
vis6 le certificat de proc4der ä un öchange 
de vues s'ii estime que fassureur ou garant 
port4 sur le certificat n'est pas financibre- 
ment capable de faire face aux obligations 
impos^es par la Convention. 


an dem die Versicherung oder Sicher¬ 
heit gewährt wird; 

e) Geltungsdauer der Bescheinigung, die 
nicht länger sein darf als die Geltungs¬ 
dauer der Versicherung oder sonstigen 
Sicherheit. 

(3) Die Bescheinigung wird in der oder 
den Amtssprachen des ausstellerxlen Staa'^- 
tes abgefaßt. Ist die verwendete Sprache 
weder Englisch noch Französisch, so ist 
eine Übersetzung in eine dieser Sprachen 
beizufügen. 

(4) Die Bescheinigung wird an Bord des 
Schiffes mitgeführt; eine Durchschrift wird 
bei der Behörde hinterlegt, die das betref¬ 
fende Schiffsregister führt, oder, wenn das 
Schiff nicht in das Schiffsregister eines Ver¬ 
tragsstaats eingetragen ist, bei der Behörde 
des Staates, der die Bescheinigung aus¬ 
stellt oder bestätigt. 

(5) Eine Versicherung oder sonstige fi¬ 
nanzielle Sicherheit genügt nicht den Erfor¬ 
dernissen dieses Artikels, wenn sie aus an¬ 
deren Gründen als dem Ablauf der in der 
Bescheinigung nach Absatz 2 bezeichneten 
Geltungsdauer binnen drei Monaten nach 
dem Tag, an dem ihre Beendigung der In 
Absatz 4 bezeichneten Behörde angezeigt 
wird, außer Kraft treten kann, sofern nicht 
innerhalb der genannten Frist die Beschei¬ 
nigung dieser Behörde übergeben oder ei¬ 
ne neue Bescheinigung ausgestellt worden 
ist. Diese Bestimmur>gen gelten auch für 
ArKferungen, die dazu fuhren, daß die Ver¬ 
sicherung oder Sicherheit den Erfordernis¬ 
sen dieses Artikels nicht mehr genügt. 


(6) Der Staat des Schiffsregisters be¬ 
stimmt vorbehaltlich dieses Artikels die 
Ausstellungs- ur>d Geltungsbedingungen 
für die Bescheinigung. 

(7) Die nach Absatz 2 Im Namen eines 
Vertragsstaats ausgestellten oder bestätig¬ 
ten Bescheinigungen werden von anderen 
Vertragsstaaten für die Zwecke dieses 
Überelr^ommens anerkannt; sie messen 
ihnen die gleiche Wirkung bei wie den von 
ihnen selbst ausgestellten oder bestätigten 
Bescheinigungen, und zwar auch dann, 
wenn sie für ein Schiff ausgestellt oder be¬ 
stätigt worden sind, das nicht in das Schiffs¬ 
register eines Vertragsstaats eingetragen 
ist. Ein Vertragsstaat kann jederzeit den 
ausstellenden oder bestätigenden Staat um 
eine Konsultation ersuchen, wenn er glaubt, 
daß der in der Bescheinigung genannte 
Versicherer oder Sicherheitsgeber fmnziell 
nicht in der Lage ist. die Verpflichtungen 
aus diesem Übereinkommen zu erfüllen. 


8. Toute demande en räparation de dom- 
mages dus ä la pollution peut ötre formöe 
directement contre l'assureur ou la person¬ 
ne dont ämane la garantie financiäre couv- 
rant la responsabilitä du propriätalre pour 
les dommages par pollution. Dans un tel 
cas, le döfendeur peut, möme lorsque le 
propniätaire n'est pas en droit de limiter sa 
responsabilitä conformäment ä l'artide V, 
paragraphe 2, se prävaloir des limites de 


(6) Ein Schadenersatzanspruch wegen 
Verschmutzungsschäden kann unmittelbar 
gegen den Versicherer oder eine andere 
Person, die für die Haftung des Eigentü¬ 
mers für Verschmutzungsschäden finan¬ 
zielle Sicherheit leistet, geltend gemacht 
werden. Hierbei kann sich der Beklagte, 
auch wenn der Eigentümer nach Artikel V 
Absatz 2 nicht berechtigt ist, seine Haftung 
zu beschränken, auf die in Artikel V Ab- 
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than the bankruptcy or winding up of the 
owner) which the owner himself would have 
been entitied to invoke. Furthermore, the 
defendant may avail himself of the defence 
that the pollution damage resulted from the 
wilfui misconduct of the owner himself, but 
the defendant shall not avail himself of any 
other defence which he might have been 
entitied to invoke ln proceedings brought by 
the owner against him. The defendant shall 
in any event have the right to require the 
owner to be joined in the proceedings. 


9. Any sums provided by Insurance or by 
other financial security maintained in ac- 
cordance with paragraph 1 of this Article 
shall be available exclusively for the satis- 
faction of Claims under this Convention. 

10. A Contracting State shall not permit a 
ship under its flag to which this Article ap- 
plies to trade unless a certificate has been 
issued under paragraph 2 or 12 of this Arti- 
cle. 

11. Subject to the provisions of this Arti¬ 
cle, each Contracting State shall ensure, 
under its national legislation, that Insurance 
or other security to the extent specified in 
paragraph 1 of this Article is in force in 
respect of any ship, wherever registered, 
entering or leaving a port in its territory, or 
arriving at or leaving an offshore terminal in 
its territorial sea, if the ship actually carries 
more than 2,000 tons of oil in bulk as car- 
go. 


12. If Insurance or other financial security 
is not maintained in respect of a ship owned 
by a Contracting State, the provisions of this 
Article relating thereto shall not be applic¬ 
able to such ship, but the ship shall carry a 
certificate issued by the appropriate author- 
ities of the State of the ship’s registry stating 
that the ship is owned by that State and that 
the ship’s liability is covered within the limits 
prescribed by Article V, paragraph 1. Such a 
certificate shall follow as closely as practic- 
able the model prescribed by paragraph 2 of 
this Article. 


Article VIII 

Rights of compensation under this Con¬ 
vention shall be extinguished unless an ac- 
tion is brought thereunder within three years 
from the date when the damage occurred. 
However, in no case shall an action be 
brought after six years from the date of the 
incident which caused the damage. Where 
this incident consists of a series of occur- 
rences, the six year's pehod shall run from 
the date of the first such occurrence. 


responsabilite prevues ä l’article V, para- 
graphe, 1. Le d^fendeur peut en outre se 
pr^valoir des moyens de defense que le 
propri^taire serait Iui-m6me fondö ä invo- 
quer, except^ ceux tir^s de la faillite ou mise 
en liquidation du propridtaire. Le defendeur 
peut de surcroit se prövaloir du fait que les 
dommages par pollution rösultent d’une 
faute intentionnelle du propriötaire lui-mö- 
me, mais il ne peut se pr^valoir d’aucun des 
autres moyens de ddfense qu’il aurait pu 
etre fond4 ä invoquer dans une action inten- 
tee par le proprietaire contre lui. Le döfen- 
deur peut dans tous les cas obliger le pro¬ 
prietaire ä se joindre ä la proc^dure. 

9. Tout fonds constituö par une assur- 
ance ou autre garantie financiere en ap- 
plication du paragraphe 1 du prösent article 
n’est disponible que pour le regiement des 
indemnit^s dues en vertu de la presente 
Convention. 

10. Un Etat contractant n’autorise pas un 
navire soumis aux dispositions du präsent 
article et battant son paviilon ä commercer 
si ce navire n’est pas muni d’un certificat 
delivrö en application du paragraphe 2 ou 
12 du present article. 

11. Sous reserve des dispositions du 
präsent article, chaque Etat contractant 
veille ä ce qu’en vertu de sa legislation 
nationale, une assurance ou autre garantie 
financiöre correspondant aux exigences du 
paragraphe 1 du präsent article couvre tout 
navire, quel que soit son Heu d’immatricula- 
tion, qui entre dans ses ports ou qui les 
quitte ou qui arrive dans des installations 
terminales situees au large des cötes dans 
sa mer territoriale ou qui les quitte, s’il trans- 
porte effectivement plus de 2 000 tonnes 
d’hydrocarbures en vrac en tanl que car- 
gaison. 

12. Si un navire qui est la propriet^ de 
{'Etat n'est pas couvert par une assurance 
ou autre garantie financiere. les dispositions 
pertinentes du present article ne s’appli- 
quent pas ä ce navire. Ce navire doit toute- 
fois etre muni d’un certificat delivrö par les 
autoritds compötentes de l’Etat d’immatricu- 
lation attestant que le navire est la propri^t^ 
de cet Etat et que sa responsabilite est 
couverte dans le cadre des limites prevues 
ä Tarticle V, paragraphe 1. Ce certificat suit 
d’aussi prds que possible le modele prescht 
au paragraphe 2 du present article. 


Article VIII 

Les droits ä indemnisation pr^vus par la 
presente Convention s’eteignent ä defaut 
d’action en justice intentee en application 
des dispositions de celle-ci dans les trois 
ans ä compter de la date oü le dommage 
est survenu. Neanmoins, aucune action en 
justice ne peut etre intentee apres un delai 
de six ans, ä compter de la date oü s’est 
produit revenement ayant occasionne le 
dommage. Lorsque cet evenement s’est 
produit en plusieurs etapes, le deiai de six 
ans Court ä dater de la prämiere de ces 
etapes. 


salz 1 vorgesehene Haftungsbeschränkung 
berufen. Er kann ferner dieselben Einreden 
(mit Ausnahme des Konkurses oder der 
Liquidation des Eigentümers) geltend ma¬ 
chen, die der Eigentümer selbst hätte erhe¬ 
ben können. Außerdem kann der Beklagte 
die Einrede geltend machen, daß sich die 
Verschmutzungsschäden aus einem vor¬ 
sätzlichen Verschulden des Eigentümers 
selbst ergaben; jedoch kann der Beklagte 
keine anderen Einreden geltend machen, 
die er in einem vom Eigentümer gegen Ihn 
eingeleiteten Verfahren hätte erheben 
können. Der Beklagte hat in jedem Fall das 
Recht zu verlangen, daß dem Eigentümer 
der Streit verkündet wird. 

(9) Die aus einer Versicherung oder son¬ 
stigen finanziellen Sicherheit nach Absatz 1 
verfügbaren Beträge sind ausschließlich zur 
Befriedigung von Ansprüchen auf Grund 
dieses Übereinkommens zu verwenden. 

(10) Ein Vertragsstaat wird einem seine 
Flagge führenden Schiff, auf das dieser Arti¬ 
kel Anwendung findet, nur gestatten, Han¬ 
del zu treiben, wenn eine Bescheinigung 
nach Absatz 2 oder 12 ausgestellt worden 
ist. 

(11) Vorbehaltlich dieses Artikels stellt 
jeder Vertragsstaat durch seine innerstaatli¬ 
chen Rechtsvorschriften sicher, daß für je¬ 
des Schiff, das einen Hafen in seinem Ho¬ 
heitsgebiet anläuft oder verläßt oder das 
einen vor der Küste innerhalb seines Kü¬ 
stenmeers gelegenen Umschlagplatz an¬ 
läuft oder verläßt, ungeachtet des Ortes, an 
dem das Schiff in das Schiffsregister einge¬ 
tragen ist, eine Versicherung oder sonstige 
Sicherheit in dem in Absatz 1 bezeichneten 
Umfang besteht, wenn das Schiff tatsäch¬ 
lich mehr als 2 000 Tonnen Öl als Bulkla¬ 
dung befördert. 

(12) Besteht für ein einem Vertragsstaat 
gehörendes Schiff keine Versicherung oder 
sonstige finanzielle Sicherheit, so finden die 
darauf bezüglichen Bestimmungen dieses 
Artikels auf dieses Schiff keine Anwendung; 
es hat jedoch eine von den zuständigen 
Behörden des Staates des Schiffsregisters 
ausgestellte Bescheinigung mitzuführen, 
aus der hervorgeht, daß das Schiff dem 
betreffenden Staat gehört und daß seine 
Haftung innerhalb der in Artikel V Absatz 1 
festgesetzten Grenzen gedeckt ist. Diese 
Bescheinigung hat soweit wie möglich dem 
in Absatz 2 vorgeschhebenen Muster zu 
entsprechen. 

Artikel VIII 

Schadenersatzansprüche nach diesem 
Übereinkommen erlöschen, wenn nicht bin¬ 
nen drei Jahren nach Eintritt der Schäden 
Klage erhoben wird. Jedoch kann nach Ab¬ 
lauf von sechs Jahren nach dem Ereignis, 
das die Schäden verursachte, nicht mehr 
Klage erhoben werden. Besteht dieses Er¬ 
eignis aus einer Reihe von Vorfällen, so 
beginnt die Sechsjahresfrist mit dem Zeit¬ 
punkt des ersten Vorfalls. 
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Article IX Artikel IX 


1. Lorsqu’un 6v6nement a causö un 
dommage par pollution sur le territoire, y 
compris la mer territoriale, ou dans une 
Zone teile que d^finie ä Tarticle il, d'un ou de 
plusieurs Etats contractants, ou que des 
mesures de sauvegarde ont etö prises pour 
prevenir ou att§nuer tout dommage par pol¬ 
lution sur ce territoire, y compris la mer 
territoriale, ou dans une teile zone, il ne peut 
etre presentd de demande d’indemnisation 
que devant les tribunaux de ce ou de ces 
Etats contractants. Avis doit etre donnd au 
defendeur, dans un deiai raisonnable, de 
Tintroduction de telles demandes. 

2. Chaque Etat contractant veille ä ce 
que ses tribunaux aient competence pour 
connaTtre de telles actions en reparatbn. 


(1) Sind durch ein Ereignis Verschmut- 
zungsschäden im Hoheitsgebiet einschließ¬ 
lich des Küstenmeers oder eines in Arti¬ 
kel 11 genannten Gebiets eines oder mehre¬ 
rer Vertragsstaaten entstanden oder sind in 
diesem Hoheitsgebiet einschließlich des 
Küstenmeers oder Gebiets Schutzmaßnah¬ 
men getroffen worden, um Verschmut¬ 
zungsschäden zu verhüten oder einzu¬ 
schränken, so können Schadenersatzkla¬ 
gen nur vor den Gerichten des oder der 
betreffenden Vertragsstaaten anhängig ge¬ 
macht werden. Der Beklagte ist über derar¬ 
tige Klagen binnen angemessener Frist zu 
unterrichten. 

(2) Jeder Vertragsstaat trägt dafür Sorge, 
daß seine Gerichte die erforderliche Zu¬ 
ständigkeit haben, um über derartige Scha¬ 
denersatzklagen zu erkennen. 


Article IX 

1. Where an incident has caused pollution 
damage in the territory, including the terri- 
torieü sea or an area referred to in Article II, 
of one or more Contracting States or pre- 
ventive measures have been taken to pre- 
vent or minimize pollution damage in such 
territory including the territorial sea or area, 
actions for compensation may only be 
brought in the Courts of any such Contract¬ 
ing State or States. Reasonable notice of 
any such action shall be given to the de- 
fendant. 


2. Each Contracting State shall ensure 
that Hs Courts possess the necessary juris- 
dlction to entertain such actions for com¬ 
pensation. 

3. After the fund has been constituted In 
accordance with Article V the Courts of the 
State in which the fund is constituted shall 
be exclusively competent to determine all 
matters relating to the apportionment and 
distribution ot the fund. 

Article X 

1, Any judgment given by a Court with 
Jurisdiction In accordance with Article IX 
which is enforceable in the State of origin 
where it is no longer subject to ordinary 
forms of review, shall be recognized In any 
Contracting State, except: 

(a) where the judgment was obtained by 
fraud; or 

(b) where the defendant was not given rea¬ 
sonable notice and a fair opportunity to 
present his case. 


2. A judgment recognized under Para¬ 
graph 1 of this Article shall be enforceable in 
eac^ Contracting State as soon as the forma- 
lities requtred in that State have been com- 
plied with. The formalities shall rK>t permit 
the merits of the case to be re-opened. 


Article Xi 

1. The provisions of this Convention shall 
not apply to warships or other ships owned 
or operated by a State and used, for the 
time being, only on govemment non-com- 
mercial Service. 

2. With respect to ships owned by a Con¬ 
tracting State and used for commercial 
purposes, each State shall be suk^ect to suit 
in t^ jurisdictions set forth In Article IX and 
shall waive alt defences based on its Status 
as a Sovereign State. 


Article XII 

This Convention shall supersede any In¬ 
ternational Conventions in force or open for 
signature, ratificatlon or accession at the 


3. Apres la Constitution du fonds confor- 
mäment aux dispositions de rarticle V, les 
tribunaux de TEtat oü le fonds est constitue 
sont seuls compätents pour statuer sur 
toutes questions de räpartition et de dis¬ 
tribution du fonds. 

ArticleX 

1. Tout jugement d'un tribunal compätent 
en vertu de Tarticle IX, qui est exäcutoire 
dans l’Etat d'origine oü il ne peut plus faire 
l’objet d'un recours ordinaire est reconnu 
dans tout autre Etat contractant, sauf: 

a) si le jugement a ete obtenu fraudu- 
leusement; 

b) si le defendeur n’a pas ete averti dans 
des delais raisonnabies et mis en me- 
sure de präsenter sa defense. 


2. Tout jugement qui est reconnu en ver¬ 
tu du paragraphe premter du präsent article 
est exäcutoire dans chaque Etat contractant 
däs que les procedures exigäes dans ledit 
Etat ont etä remplies. Ces procädures ne 
sauraient autoriser une rävision au fond de 
la demande. 

Article XI 

1. Les dispositions de la präsente Con¬ 
vention ne sont pas applicables aux navires 
de guerre et aux autres navires appartenant 
ä un Etat ou exploitäs par lui et affectäs 
exclusivement, ä l’äpoque considäräe, ä un 
Service non commercial d’Etat. 

2. En ce qui concerne les navires appar¬ 
tenant ä un Etat contractant et utilisäs ä des 
fins commerciales. chaque Etat est passibte 
de poursuites devant les juridictions visees 
ä rarticle IX et renonce ä toutes les dä- 
fenses dont il pourrait se prävaloir en sa 
qualitä d’Etat souverain. 

Article XII 

La presente Convention Temporte sur les 
conventions internationales qui, ä la date ä 
iaquelle eile est ouverte ä la signature, sont 


(3) Nach Errichtung des Fonds gemäß 
Artikel V sind die Gerichte des Staates, in 
dem der Fonds errichtet worden ist, für die 
Entscheidung über alle Fragen der Zutei¬ 
lung und Verteilung des Fonds ausschließ¬ 
lich zuständig. 

Artikel X 

(1) Ein von einem nach Artikel IX zustän¬ 
digen Gericht erlassenes Urteil, das in dem 
Ursprungsstaat, in dem es nicht mehr mit 
ordentlichen Rechtsmitteln angefochten 
werden kann, vollstreckbar ist, wird in je¬ 
dem Vertragsstaat anerkannt, es sei denn, 

a) daß das Urteil durch betrügerische Ma¬ 
chenschaften erwirkt worden Ist oder 

b) daß der Beklagte nicht binnen ange¬ 
messener Frist unterrichtet und daß ihm 
keine angemessene Gelegenheit zur 
Vertretung seiner Sache vor Gericht ge¬ 
geben worden ist. 

(2) Ein nach Absatz 1 anerkanntes Urteil 
ist in jedem Vertragsstaat vollstreckbar, so¬ 
bald die in dem betrefferKlen Staat vor¬ 
geschriebenen Förmlichkeiten erfüllt sind. 
Diese Förmlichkeiten dürfen keine erneute 
Entscheidung in der Sache selbst zulassen. 

Artikel XI 

(1) Dieses Übereinkommen gilt nicht für 
Kriegsschiffe oder sonstige Schiffe, die ei¬ 
nem Staat gehören oder von diesem betrie¬ 
ben werden und die zu der betreffenden 
Zeit ausschließlich im nichtgewerblichen 
staatlichen Dienst eingesetzt sind. 

(2) Für Schiffe, die einem Vertragsstaat 
gehören und für gewerbliche Zwecke be¬ 
nutzt werden, kann jeder Staat vor den in 
Artikel IX bezeichneten Gerichten belangt 
werden; dabei verzichtet er auf alle Einre¬ 
den. die sich auf seine Stellung als souverä¬ 
ner Staat gründen. 

Artikel XII 

Dieses Übereinkommen geht allen inter¬ 
nationalen Übereinkünften vor, die an dem 
Tag, an dem das vorliegende Übereinkom- 
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date on which the Convention is opened for 
signature, but only to the extent that such 
Conventions would be in conflict with it; 
however, nothing in this Article shall affect 
the obligations of Contracting States to non- 
Contracting States arising under such Inter¬ 
national Conventions. 


Article Xir^ 

Transitionai provisions 

The following transitionai provisions shall 
apply in the case of a State which at the 
time of an incident is a Party both to this 
Convention and to the 1969 Liability Con¬ 
vention: 

(a) where an incident has caused pollution 
damage within the scope of this Con¬ 
vention, liability under this Convention 
shall be deemed to be discharged if, and 
to the extent that, it also arises under the 
1969 Liability Convention; 


(b) where an incident has caused pollution 
damage within the scope of this Con¬ 
vention, and the State is a Party both to 
this Convention and to the International 
Convention on the Establishment of an 
International Fund to compensation for 
Oil Pollution Damage, 1971, liability re- 
maining to be discharged after the ap- 
plication of sub-paragraph (a) of this 
Article shall arise under this Convention 
only to the extent that pollution damage 
remains uncompensated after applica- 
tion of the said 1971 Convention; 


(c) in the application of Article IM, paragraph 
4, of this Convention the expression 
This Convention” shall be interpreted as 
referring to this Convention or the 1969 
Liability Convention, as appropriate; 


(d) in the application of Article V, paragraph 
3, of this Convention the total sum of the 
fund to be constituted shall be reduced 
by the amount by which liability has 
been deemed to be discharged in ac- 
cordance with sub-paragraph (a) of this 
Article. 

Article XII 
Final clauses 

The final clauses of this Convention shall 
be Articles 12 to 18 of the Protocol of 1992 
tc amend the 1969 Liability Convention. 
References in this Convention to Contract¬ 
ing States shall be taken to mean refer¬ 
ences to the Contracting States of that Pro¬ 
tocol. 


en vigueur ou ouvertes ä la signature, ä la 
ratification ou ä l’adhesion, mais seulement 
dans la mesure oü ces conventions seraient 
en conflit avec eile; toutefois, la presente 
disposition n’affecte pas les obligations 
qu’ont les Etats contractants envers les 
Etats non contractants du fait de ces con¬ 
ventions. 


Article XIP'=' 

Dispositions transitoires 

Les dispositions transitoires suivantes 
s'appliquent dans ie cas d'un Etat qui, ä la 
date d’un Evenement, est Partie ä la fois ä la 
presente Convention et ä la Convention de 
1969 sur la responsabilite: 

a) lorsqu’un evenement a cause des dom- 
mages par pollution relevant du champ 
d’application de la präsente Convention, 
la responsabilite regie par celle-ci est 
consid^ree comme assumee au cas et 
dans la mesure oü eile est egalement 
r^gle par la Convention de 1969 sur la 
responsabilite; 

b) lorsqu’un evenement a cause des dom- 
mages par pollution relevant du champ 
d’application de la presente Convention 
et que l’Etat est Partie ä la presente 
Convention et ä la Convention interna¬ 
tionale de 1971 portant creation d’un 
Fonds international d’indemnisation 
pour les dommages dus ä la pollution 
par les hydrocarbures, la responsabilite 
qui reste ä assumer apres application 
des dispositions du paragraphe a) du 
präsent article n’est regie par la presen¬ 
te Convention que dans la mesure oü 
les dommages par pollution n’ont pas 
etö pleinement reparös apr^s applica¬ 
tion des dispositions de ladite Conven¬ 
tion de 1971; 

c) aux fins de rapplication de l’article Mt, 
paragraphe 4, de la präsente Conven¬ 
tion, les termes «la presente Conven¬ 
tion» sont interpret^s comme se r^ferant 
ä la präsente Convention ou ä la Con¬ 
vention de 1969 sur la responsabilite, 
selon Ie cas; 

d) aux fins de l’application de l’article V, 
paragraphe 3, de la präsente Conven¬ 
tion, Ie montant total du fonds ä constitu- 
er est rdduit du montant par tequet la 
responsabilite est consideree comme 
assumee conformement au paragraphe 

a) du present article. 

Article XII'®" 

Clauses finales 

Les clauses finales de la presente Con¬ 
vention sont les articles 12 ä 18 du Proto- 
cole de 1992 modifiant la Convention de 
1969 sur la responsabilite. Dans la presente 
Convention, les references aux Etats con¬ 
tractants sont considerees comme des ref¬ 
erences aux Etats contractants ä ce proto- 
cole. 


men zur Unterzeichnung aufgelegt wird, In 
Kraft sind oder zur Unterzeichnung, zur Ra¬ 
tifikation oder zum Beitritt aufgelegt sind, 
soweit solche Übereinkünfte mit dem vorlie¬ 
genden Übereinkommen in Widerspruch 
stehen; dieser .Artikel läßt jedoch die Ver¬ 
pflichtungen von Vertragsstaaten gegen¬ 
über Nichtvertragsstaaten auf Grund sol¬ 
cher internationaler Übereinkünfte unbe¬ 
rührt. 

Artikel XII**'* 

Übergangsbestimmungen 

Folgende Übergangsbestimmungen gel¬ 
ten hinsichtlich eines Staates, der im Zeit¬ 
punkt eines Ereignisses Vertragspartei so¬ 
wohl dieses Übereinkommens als auch des 
Haftungsübereinkommens von 1969 ist: 

a) Hat ein Ereignis Verschmutzungsschä¬ 
den im Anwendungsbereich dieses 
Übereinkommens verursacht, so gilt die 
Haftung nach diesem Übereinkommen 
als abgegolten, falls und soweit sie auch 
nach dem Haftungsübereinkommen von 

, 1969 besteht; 

b) hat ein Ereignis Verschmutzungsschä¬ 
den im Anwendungsbereich dieses 
Übereinkommens verursacht und ist der 
Staat Vertragspartei sowohl dieses 
Übereinkommens als auch des Interna¬ 
tionalen Übereinkommens von 1971 
über die Errichtung eines Internationa¬ 
len Fonds zur Entschädigung für Ölver¬ 
schmutzungsschäden, so besteht eine 
nach Anwendung des Buchstabens a 
verbleibende Haftung auf Grund dieses 
Übereinkommens nur insoweit, als Ver¬ 
schmutzungsschäden nach Anwendung 
des genannten Übereinkommens von 
1971 unentschädigt bleiben; 


c) bei der Anwendung des Artikels III Ab¬ 
satz 4 ist der Ausdruck „dieses Über¬ 
einkommen“ so auszulegen, als beziehe 
er sich je nach Fall auf dieses Überein¬ 
kommen oder auf das Haftungsüberein¬ 
kommen von 1969; 

d) bei der Anwendung des Artikels V Ab¬ 
satz 3 ist der Gesamtbetrag des zu er¬ 
richtenden Fonds um den Betrag zu 
verringern, in dessen Höhe die Haftung 
nach Buchstabe a als abgegolten gilt. 

Artikel XII’®" 

Schlußbestimmungen*) 

Die Schlußbestimmungen dieses Über¬ 
einkommens sind die Artikel 12 bis 18 des 
Protokolls von 1992 zum Haftungsüberein¬ 
kommen von 1969. Bezugnahmen in die¬ 
sem Übereinkommen auf Vertragsstaaten 
gelten als Bezugnahmen auf die Vertrags¬ 
staaten des Protokolls. 


*) Vom Abdruck der im BGBl. 1994 l( S. 1150. 1160 ff. 
abgedruckten Schlußbestimmungen wurde abgese* 
hen. 
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Annex 

Certificate 

of Insurance or other Financial Securit/ 
in respect of Civil Uability for Oil Pollution Damage 

Issued in accordance with the provisions of Article VII of the International Convention on Civil Liability for Oil Pollution Damage, 1992. 


Name of ship 

Distinctive 
number or letters 

Port of 
registry 

Name and address 
of owner 






This is to certify that there is in force in respect of the above-named ship a policy of Insurance or other financial security satisfying the 
requirements of Article VI! of the International Convention on Civil Liability for Oil Pollution Damage, 1992. 

Type of Security . 


Duration of Security. 

Name and Address of the Insurer(s) and/or Guarantor(s) 

Name. 

Address. 

This certificate is valid until . 

Issued orcertified by the Government of. 

(FuH designation of the State) 

At . On . 

(Race) <Oate) 


Signature and Trtie 
of issutng or certifying official 


Expianatory Notes: 

1. If desired, the designation of the State may include a reference to the competent public authority cf the country where the certificate is issued. 

2. If the total amount of security has been furnished by more than one source, the amount of each of them should be indicated. 

3. If security is furnished in several forms, these should be enumerated. 

4. The entry “Duration of Security" must slipulate the date on which such security takes effect. 
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Annexe 

Certificat 

d'assurance ou autre garantie financiöre 
relative h la responsabilit^ civlle 
pour les dommages dus ä la pollution par les hydrocarbures 

Delivrd confornnöment aux disposltlons de l’article VII de la Convention internationale de 1992 sur la responsabilitö civile pour les 
dommages dus ä la pollution par les hydrocarbures. 


Nom du navire 

Lettres ou numero 
distinctifs 

Port 

d’immatriculation 

Nom et adresse du 
proprietaire 






Le soussigne certifie que le navire susmentionne est couvert par une potice d'assurance ou autre garantie financiere satisfaisant aux 
dispositions de l'article Vii de (a Convention internationale de 1992 sur la responsabilite civile pour les dommages dus ä la pollution par les 
hydrocarbures. 

Type de garantie. 


Dur6e de la garantie . 

Non et adresse de l’assureur (ou des assureurs) et/ou du garant (ou des garants) 

Nom. 

Addresse. 

Le präsent certificat est valable jusqu’au . 

D6livr6 ou vis6 par le gouvernement de. 

(nom comp^et de TEtat) 

Fait ä. le. 

(iieu) (date) 


Signatare et titre 

de l'agent qui d^irvre ou vise le certificat 


Notes expticatives: 

1. En d^signant TEtat, on peut, si on le ctöslre, mentionner rautoritö publique comp^tente du pays dans tequel le certificat est delivra. 

2. Lorsque le montant total de ia garantie provlent de plusieurs sources, le montant foumi par chacune (feiles devrait Mre »ndiqu6. 

3. Lorsque la garantie est fournle sous plusieurs formes, H (X)nviendrait de les önumdrer. 

4. Dans ia rubrique «Dur^e de la garantie», il taut prdciser la date ä laquelte celle-cl prend effet. 
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Anlage 

Bescheinigung 

über die Versicherung oder sonstige finanzielle Sicherheit 
für die zivilrechtliche Haftung für Ölverschmutzungsschftden 

Ausgestellt nach Artikel VII des Internationalen Übereinkommens von 1992 über die zivilrechtliche Haftung für Ölverschmutzungs¬ 
schäden. 


Name des Schiffes 

Unterscheidungssignal 

Heimathafen 

Name und Anschrift 
des Eigentümers 






Hiermit wird bescheinigt, daß für das vorgenannte Schiff eine Versicherungspolice oder sonstige finanzielle Sicherheit r^ach Maßgabe des 
Artikels VII des Internationalen Übereinkommens von 1992 über die zivilrechtliche Haftung für Ölverschmutzungsschäden besteht. 

Art der Sicherheit. 


Geltungsdauer der Sicherheit... 

Name und Anschrift des (der) Versicherers (Versicherer) und/oder Sicherheitsgebers (Sicherheitsgeber) 

Name .... 

Anschrift... 

Die Bescheinigung gilt bis. 

Ausgestellt oder bestätigt von der Regierung... 

(vollständig Bezeichnung des Staates) 

in. 

(Ort) 


am 


(Datum) 


Unterschrift und Amtsbezeichnung 
des ausstellenden oder bestätigenden Bedierrsteten 


Ertäuterungen: 

1. Auf Wunsch kann die Bezeichnung des Staates einen Hinweis auf die zuständige Behörde des Landes enthalten, in dem die Bescheinigung ausgestellt 
wird. 

2. Ist der Gesamtbetrag der Sicherheit von mehreren Seiten zur Verfügung gestellt worden, so sollen alle Einzelbeträge angegeben werden. 

3. Wird die Sicherheit in verschiedener Form gestellt, so sollen diese Formen angegeben werden. 

4. Die Eintragung »Geltungsdauer der Sicherheit“ hat das Datum zu enthalten, an dem die Sicherheit wirksam wird. 
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Bekanntmachung 
der Neufassung des 

Internationalen Übereinkommens von 1971 
über die Errichtung eines Internationalen Fonds 
zur Entschädigung für Ölverschmutzungsschäden 
in der Fassung des Protokolls von 1992 

Vom 23. April 1996 

e 

Auf Grund des Artikels 3 Nr. 2 des Gesetzes zu den Protokollen vom 
27. November 1992 zur Änderung des Internationalen Übereinkommens von 
1969 über die zivilrechtliche Haftung für Ölverschmutzungsschäden und zur 
Änderung des Internationalen Übereinkommens von 1971 über die Errichtung 
eines Internationalen Fonds zur Entschädigung für Ölverschmutzungsschäden 
vom 25. Juli 19^ (BGBl. 1994 11 S. 1150) wird nachstehend der Wortlaut des 
Internationalen Übereinkommens vom 18. Dezember 1971 über die Errichtung 
eines Internationalen Fonds zur Entschädigung für Ölverschmutzungsschäden in 
der durch das Protokoll vom 27. November 1992 zur Änderung dieses Überein¬ 
kommens geänderten Fassung unter der Bezeichnung und Kurzbezeichnung 
„Internationales Übereinkommen von 1992 über die Errichtung eines Internatio¬ 
nalen Fonds zur Entschädigung für Ölverschmutzungsschäden (Fondsüberein¬ 
kommen von 1992)“ mit der amtlichen deutschen Übersetzung in der Neufassung 
bekanntgemacht. Das Protokoll vom 27. November 1992 tritt für Deutschland am 
30. Mai 1996 in Kraft (vgl. die Bekanntmachung vom 6. Oktober 1995, BGBl. II 
S. 972). 


Bonn, den 23. April 1996 

Der Bundesminister der Justiz 
Schmidt-Jortzig 
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Internationales Übereinkommen von 1992 
über die Errichtung eines Internationalen Fonds 
zur Entschädigung für Öl Verschmutzungsschäden 
(Fondsübereinkommen von 1992) 

International Convention 
on the Establishment of an International Fund 
for Compensation for Oil Pollution Damage, 1992 

(1992 Fund Convention) 

Convention Internationale de 1992 
portant cräation d’un Fonds international d’indemnisation 
pour les dommages dus ä la pollution par les hydrocarbures 
(Convention de 1992 portant creation du Fonds) 


General Provisions 

Article 1 

For the purposes of this Convention: 


1. **1992 Liabiiity Convention” means the 
International Convention on Civil Liabil* 
ity for Oil Pollution Damage, 1992. 


1*^ ”1971 Fund Convention” means the 
International Convention on the Estal> 
lishment of an International FurKi for 
Compensation for Oil Pollution Dam* 
age, 1971. For States Parties to the 
Protocol of 1976 to that Convention, 
the term shail be deemed to indude the 
1971 FuruJ Convention as amended by 
that Protocol. 


2. “Ship”. “Person", “Owner. “Oif. “Pollu¬ 
tion Damage". “Preventive Measures", 
“Incidenr, arKl “Organization" have the 
same meaning as in Article I of the 1992 
Liabiiity Convention. 


3. “Contributing Oir means crude oil and 
fuel oil as defined in sub-paragraphs (a) 
und (b) below: 


(a) “Crude Oif means any liquid hy- 
drocarbon mixture occuring naturally 
in the earth whether or not treated to 
render it suitable for transportation. It 
also includes crude olls from which 
certain distillate fractions have been 


DisposiUons gönörales 

Article premier 
Au sens de la präsente Convention, 


1. «Convention de 1992 sur la responsa- 
bilitd>* signifie la Convention Internatio¬ 
nale de 1992 sur la responsabilitö civile 
pour les dommages dus ä la pollution 
par les hydrocarbures. 

1*»* «Convention de 1971 portant creation 
du Fonds signifie la Convention inter¬ 
nationale de 1971 portant crbation d'un 
Fonds, international d*indemnisatlon 
pour les dommages dus ä la pollution 
par les hydrocarbures. Pour les Etats 
Parties au Protocole de 1976 de cette 
Convention. I’expression d^signe la 
Convention de 1971 portant creation 
du Fonds, teile que modifi^e par ce 
protocole. 

2. Les termes «navire*. «personne*», 
«propri^taire», «hydrocarbures». «dom- 
mage par pollution». «mesures de sau- 
vegarde». «6vdnement» et «Organisa¬ 
tion» sinterprätent conform^ment ä 
Tarticle 1 de la Convention de 1992 sur la 
responsabilitö. 

3. Par «hydrocarbures donr>ant lieu ä 
contribution» on entend le «p^trole 
brut» et le «fuel-oil». la döfinition de ces 
termes 6tant präcis^ dans les alln^as 
a) et b) ci-dessous: 

a) «Pdtrole brut» signifie tout mälange 
liquide d'hydrocarbures provenant 
du sol. soit a r^tat naturel, soit traitö 
pour permettre son transport. Cette 
d^finition englobe les petroles bruts 
d^barrass^s de certains distillats 


(Übersetzung) 

Aiigemeine Bestimmungen 
Artikel 1 

Im Sinr>e dieses Übereinkommens haben 

die nachstehenden Ausdrucke folgende 

Bedeutung: 

1. ..Haftungsübereinkommen von 1992“ 
bedeutet das Internationale Überein¬ 
kommen von 1992 über die zivilrecht¬ 
liche Haftung für Ölverschmutzungs¬ 
schäden. 

1*“^ „Fondsubereinkommen von 1971“ be¬ 
deutet das Internationale Übereinkom¬ 
men von 1971 über die Errichtung 
eines Internationalen Fof>ds zur Ent¬ 
schädigung für Ölverschmutzungs¬ 
schäden. Für die Vertragsparteien des 
Protokolls von 1976 zu jenem Überein¬ 
kommen bezeichnet dieser Ausdruck 
das Fondsübereinkommen von 1971 In 
der durch das genannte Protokoll ge¬ 
änderten Fassung. 

2. „Schiff“, „Person“, „Eigentümer“. „Öl“, 
„Verschmutzungsschäden“, „Schutz¬ 
maßnahmen“. „Ereignis“ und „Organi¬ 
sation“ haben dieselbe Bedeutung wie 
in Artikel I des Haftungsübereinkom¬ 
mens von 1992. 

3. „Beitragspflichtiges Öl“ bedeutet Rohöl 
und Heizöl entsprechend der Be¬ 
griffsbestimmung unter den Buchstaben 
a und b: 

a) „Rohöl“ bedeutet jedes natürlich In 
der Erde vorkommende flüssige 
Kohtenwasserstoffgemisch, gleich¬ 
viel ob es für Beförderungszwecke 
behandelt worden ist oder nicht. Da¬ 
zu gehören auch Rohöle, aus denen 
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removed (sometimes referred to as 
“topped crudes") or to which certaln 
distidate fraction have been added 
(sometimes referred to as “spikecT 
or "reconstitutecT crudes). 


(b) “Fuel Oir means heavy distillates or 
residue from crude oH or blends of 
such materials inter>ded for use as a 
fuei for the production of heat or 
power of a quaiity equivalent to the 
“American Sociefy for Testing and 
Materials" Specification for Number 
Four Fuel Oil (Designation D 
396-69), or heavier. 


4. “Unit of account” has the same meaning 
as in Article V, paragraph 9, of the 1992 
Liability Convention. 

5. “Ship’s tonnage" has the same meaning 
as in Article V, paragraph 10, of the 
1992 Liability Convention. 

6. “Ton”, in relation to oll, means a metric 
ton, 

7. “Guarantor” means any person provid- 
tng Insurance or other financial security 
to cover an owner’s liability in pursuance 
of Article VH, paragraph 1, of the 1992 
Liability Convention. 

8. ^Terminal Installation” means any site 
for the storage of oil in bulk which is 
capable of receiving oil from waterbome 
transportation, including any facility situ- 
ated offshore and linked to such site. 


9. Where an incident consists of a series of 
occurrences, it shall be treated as hav- 
ing occured on the date of the first such 
occurrence. 


Article 2 

1. An International Fund for compensa- 
tion for pollution damage, to be named “The 
International Oil Pollution Compensation 
Fund 1992” and hereinafter referred to as 
“the Fund", is hereby established with the 
following aims: 

(a) to provide compensation for pollution 
damage to the extent that the protection 
afforded by the 1992 Liability Conven¬ 
tion is inadequate; 

(b) to give effect to the related purposes set 
out in this Convention. 

2. The Fund shall In each Contracting 
State be recogr>tzed as a legal person ca¬ 
pable under the laws of that State of assum- 
ing rights and obligations and of being a 
party in legal proceedings before the courts 
of that State. Each contracting State shall 
recognize the Director of the Fund (herein- 


(parfois qualifi^s de «bruts ^t§tes») 
et ceux auxquels ont ötd ajoutös cer- 
tains distillats (quelque fois connus 
SOUS le nom de bruts «flux^s» ou 
«reconstitu6s>»). 


b) «Fuel oiU ddsigne les distillats 
lourds ou r^sidus de p^trole brut ou 
m^langes de ces produits destin^s a 
dtre utilis4s comme carburants pour 
la production de chaleur ou d’^ner- 
gie, d*une quafitd äquivalente a la 
spdcification applicable au fuel nu- 
m4ro quatre (d^signation D 396-69) 
de r«American Society for Testing 
and Materials» ou plus lourds que ce 
fuel. 

4. Par «unit6 de compte»» on entend l’unitö 
vis4e ä Tarticle V, paragraphe 9, de la 
Convention de 1992 sur la responsabili- 
tö. 

5. «Jauge du navire» s’interprdte confor- 
mdment ä Tarticle V, paragraphe 10, de 
la Convention de 1992 sur la respon- 
sabilitö. 

6. «Tonne», s'appliquant aux hydrocarbu- 
res, signifie tonne mdtrique. 

7. «Garant» signifie toute personne qui 
foumit une assurance ou une autre fi- 
nanciöre pour couvrir la responsabilitö 
du propri4taire du navire en vertu de 
l’article VII, paragre^)he 1, de la Conven¬ 
tion de 1992 sur la responsabilitä. 

8. Par «Installation terminale» on enterxl 
tout emplacement de stockage dTiydro- 
carbures en vrac permettant la röcep- 
tion d'hydrocarbures trar^portös par 
voie d'eau, y compris toute Installation 
situ4e au large et relt^ ä cet empla¬ 
cement. 

9. Lorsqu'un ^v^nement consiste en une 
successlon de faits, on considöre qu'il 
est survenu ä la date du premier de ces 
faits. 


Article 2 

1. Un Fonds international d*irKlemnisation 
pour les dommages dus ä la poltutloii, d4sl- 
gnö sous le nom de «Fonds international 
d'indemnisation de 1992 pour les domma¬ 
ges dus ä la pollution par les hydrocar- 
bures» et ct-apräs d4nomm6 «le Fonds» est 
crd^ aux fins suivantes: 

a) assurer une indemnisation pour les 
dommages par pollution dans la mesure 
oCi la protection qui döcoule de la 
Convention de 1992 sur la responsabi- 
litö est insuffisante; 

b) atteindre les objectifs connexes pr^vus 
par la präsente Convention. 

2. Dans chaque Etat contractant, le 
Fonds est recc^nu comme une personne 
juridique pouvant, en vertu de la lögislation 
de cet Etat, assumer des droits et obliga¬ 
tions et ötre partie a toute action engagöe 
aupr^ des tribunaux dudit Etat. Chaque 
Etat contractant doit reconnattre TAdminis- 


bestimmte Destitlatsteile entfernt 
worden sind (gelegentlich als leicht 
destillierte Rohöle bezeichnet) oder 
denen bestimmte Destillatsteile zu¬ 
gesetzt worden sind (gelegentlich 
als „versetzte“ oder „aufbereitete 
Rohöle“ bezeichnet). 

b) „Heizöl“ bedeutet schwere Destillate 
oder Rückstände von Rohöl oder 
Gemische solcher Stoffe, die zur 
Verwendung als Heizmaterial für die 
Erzeugung von Wärme oder Energie 
bestimmt sind und deren Qualität 
der Spezifikation der „American So¬ 
ciety for Testing and Materials“ für 
Nummer vier Heizöl (Bezeichnung 
D 396-69) entspricht oder schwerer 
ist als dieses. 

4. „Rechnungseinheit“ hat dieselbe Be¬ 
deutung wie in Artikel V Absatz 9 des 
Haftungsübereinkommens von 1992. 

5. „Raumgehalt des Schiffes" hat dieselbe 
Bedeutung wie In Artikel V Absatz 10 
des Hafturigsubereinkommens von 
1992. 

6. „Tonne“ bedeutet in bezug auf öl eine 
Tonne nach metrischem System. 

7. „Sicherheitsgeber“ bedeutet jede Per¬ 
son, die eine Versicherung oder sonsti¬ 
ge finanzielle Sicherheit zur Deckung 
der Haftung eines Eigentümers nach 
Artikel VII Absatz 1 des Haftungsüber¬ 
einkommens von 1992 gewährt. 

8. „Umschlagplatz“ bedeutet jeden Platz 
für die Lagerung von Öl als Massengut, 
der geeignet ist, zu Wasser befördertes 
öl aufzunehmen, eir^hließlich jeder 
vor der Küste gelegenen und mit einem 
solchen Platz verbundenen Anlage. 

9. Besteht ein Ereignis aus einer Reihe 
von Vorfällen, so gilt es als zur Zeit des 
ersten dieser Vorfälle eingetreten. 


Artikel 2 

(1) Hiermit wird ein „Interoationaler Ent- 
schädigur^gsfonds von 1992 für Ölver¬ 
schmutzungsschäden“ genannter und im 
folgerKfen als „Foixls“ bezeichneter intema- 
tkxialer FotkIs für folgende Zwecke er¬ 
richtet: 

^a) Entschädigung für Verschmutzungs¬ 
schäden zu bieten, soweit der durch das 
Haflungsuberelnkommen von 1992 ge¬ 
währte Schutz nicht ausreicht; 

b) die hiermit verbunderien Ziele dieses 
Übereir^ommens zu erreichen. 

(2) Der ForKls wird in jedem Vertragsstaat 
als juristische Person anerkannt, die nach 
den Rechtsvorschriften dieses Staates 
rechtsfähig urxt bei Rechtsstreitigkeiten vor 
den Gerichten dieses Staates parteifähig 
Ist. Jeder Vertragsstaat erkennt den Direk¬ 
tor des Fonds (im folgenden als „Direktor* 
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after referred to as ‘The Director”) as the 
legal repräsentative of the Fund. 


Article 3 

This Convention shall apply exclusively: 

(a) to Pollution damage caused; 

(i) In the territory, ir)cfudir>g the terri- 
toiial sea, of a contracting State, 
and 

(ii) in the exclusive economic zone of a 
Contracting State, established in ac- 
cordance with international law, or, if 
a Contracting state has not estab< 
lished such a zone, in an area be- 
yond and adjacent to the territorial 
sea of that State determined by that 
State in accordance with interna* 
tional law arKt extending not more 
than 200 nautical mites from the 
baselines from which the breadth of 
its territorial sea is measured; 

(b) to preventive measures, wherever 
taken, to prevent or minimize such 
damage. 


Compensation 

Article 4 

1. For the purpose of fulfilling its function 
under Article 2, paragraph 1(a), the Fund 
shall pay compensation to any person suf> 
fering pollution damage if such person has 
been unable to obtain full arnt adequate 
compensation for the damage under the 
terms of the 1992*üability Convention, 


(a) because no liability for the damage 
arises under the 1992 Liability Conven¬ 
tion; 

(b) because the owner liable for the dam¬ 
age under the 1992 Liability Convention 
Is financially incapable of meeting bis 
obligations in full and any financial 
Security that may be provided under Arti¬ 
cle VII of that Convention does not cover 
or is insufficient to satisfy the Claims for 
compensation for the damage; an owner 
being treated as financially incapable of 
meetir>g his obligations and a financial 
Security being treated as Insufficient if 
the person suffering the damage has 
been unable to obtain full satisfaction of 
the amount of compensation due under 
the 1992 Liability Convention after hav- 
ing taken all reasonable steps to pursue 
the legal remedies available to him; 


(c) because the damage exceeds the 
owner’s liability under the liability Con- 


trateur du Fonds (ci-aprös denommö 
r«Administrateur»») comme le repr^sentant 
legal du Fonds. 


Article 3 

La präsente Convention s'applique ex- 
clusivement: 

a) aux dommages par pollution survenus: 

i) sur le territoire, y compris la mer 
territoriale, d’un Etat contractant; et 

ii) dans la zone öconomique exclusive 
d‘un Etat contractant ötablie confor- 
möment au droit international ou, si 
un Etat contractant n*a pas dtabli 
cette Zone, dans une zone situ^ 
au-delä de la mer territoriale de cet 
Etat et adjacente ä celle-ci, d^ermi- 
nde par cet Etat conform^ment au 
droit international et rre s’^tendant 
pas au-delä de 200 milles marins 
des lignes de base ä partir des- 
quelles est mesuräe la largeur de la 
mer territoriale; 

b) aux mesures de sauvegarde, oü 
qu‘etles soient prises, destinäes a äviter 
ou a reduire de tels dommages. 


Indemnisation 
Article 4 

1. Pour s’acquitter des fonctions prävues 
ä rarticle 2, paragraphe 1 a), le Fonds est 
tenu d'indemniser toute personne ayant 
subi un dommage par pollution si cette per¬ 
sonne n’a pas ätä en mesure d'obtenir une 
reparation equitable des dommages sur la 
base de la Convention de 1992 sur la res- 
ponsabilitä pour Tune des raisons suivan- 
tes: 

a) la Convention de 1992 sur la responsa- 
bilite ne prevoit aucune responsabilitä 
pour les dommages en question; 

b) le proprietaire responsable aux termes 
de la Convention de 1992 sur la respon- 
sabilit^ est incapable, pour des raisons 
financieres, de s’acquitter pleinement 
de ses obligations et toute garantie fi- 
nanciäre qui a pu §tre souscrite en ap- 
plication de l'article VII de ladite 
Convention ne couvre pas les domma¬ 
ges en question ou ne suffit pas pour 
satisfaire les Jemandes de räparation 
de ces dommages. Le propriätaire est 
considerä comme incapable, pour des 
raisons financiäres, de s’acquitter de 
ses obligations et la garantie est consi- 
deräe comme insuffisante, si la victime 
du dommage par pollution. apräs avoir 
pris toutes les mesures raisonnables en 
vue d’exercer les recours qui lui sont 
ouverts, n’a pu obtenir intägralement le 
montant des indemnitäs qui lui sont 
dues aux termes de la Convention de 
1992 sur la responsabilite; 

c) les dommages excödent la responsabi- 
litä du propriätaire teile qu’elle est limi- 


bezelchnet) als gesetzlichen Vertreter des 
Fonds an. 


Artikel 3 

Dieses Übereinkommen gilt ausschließ¬ 
lich für 

a) für Verschmutzungsschäden, die verur¬ 
sacht worden sir>d 

i) im Hoheitsgebiet einschließlich des 
Küstenmeers eines Vertragsstaats 

UfKl 

ii) in der nach Völkerrecht festgelegten 
ausschließlichen Wirtschaftszone 
eines Vertragsstaats oder, wenn ein 
Vertragsstaat eine solche Zone nicht 
festgelegt hat, ln einem jenseits des 
Küstenmeers dieses Staates gele¬ 
genen, an dieses angrenzer>den 
Gebiet, das von diesem Staat nach 
Völkerrecht festgelegt wird und sich 
nicht weiter als 2CX> Seemeilen von 
den Basislinien erstreckt, von denen 
aus die Breite seines Küstenmeers 
gemessen wird; 

b) für Schutzmaßnahmen zur Verhütung 
oder Einschränkung dieser Schäden, 
gleichviel wo sie getroffen worden 
sind. 

Entschädigung 
Artikel 4 

(1) Um seine Aufgaben nach Artikel 2 
Absatz 1 Buchstabe a erfüllen zu können, 
zahlt der Fonds jedem, der Verschmut¬ 
zungsschäden erlitten hat, eine Entschädi¬ 
gung, wenn der Betreffende nach dem Haf¬ 
tungsübereinkommen von 1992 nicht voll 
und angemessen für den Schaden entschä¬ 
digt werden konnte, 

a) weil sich aus dem Haftungsübereinkom¬ 
men von 1992 keine Verpflichtung zur 
Haftung für den Schaden ergibt; 

b) weil der nach dem Haftungsüberein¬ 
kommen von 1992 haftpflichtige Eigen¬ 
tümer finanziell nicht in der Lage ist, 
seinen Verpflichtungen voll nachzu¬ 
kommen, und eine etwaige finanzielle 
Sicherheit nach Artikel VII jenes Über¬ 
einkommens den Schaden nicht deckt 
oder nicht ausreicht, um die Entschädi¬ 
gungsansprüche zu befriedigen; ein 
Eigentümer gilt als finanziell nicht in der 
Lage, seine Verpflichtungen zu erfüllen, 
und eine finar\zlelie Sicherheit gilt als 
nicht ausreichend, wenn es dem Ge¬ 
schädigten, nachdem er alle zumutba¬ 
ren Maßnahmen im Hinblick auf die ihm 
zur Verfügung stehenden Rechtsbehel¬ 
fe getroffen hat, nicht möglich war, den 
vollen ihm nach dem Haftungsüberein¬ 
kommen von 1992 zustehenden Ent¬ 
schädigungsbetrag zu erlangen; 


c) weil der Schaden die Haftung des Ei¬ 
gentümers übersteigt, wie sie durch Arti- 
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vention as limited pursuant to Article V, 
Paragraph 1, of that Convention or un- 
der the tenms of any other international 
Convention in force or open for slg- 
nature, ratification or accession at the 
date of this Convention. 

Expenses reasonably incurred or sacrifices 
reasonably made by the owner voluntarily to 
prevent or minimize pollution damage shall 
be treated as pollution damage for the pur- 
poses of this Article. 

2. The Fund shall incur no Obligation un- 
der the preceding paragraph if: 

(a) it proves that the pollution damage re- 
sulted from an act of war, hostilities, civil 
war or insurrection or was caused by oil 
which has escaped or been discharged 
from a warship or other ship owned or 
Operated by a State and used, at the 
time of the incident, only on Government 
non-commercial Service; or 


(b) the claimant cannot prove that the dam¬ 
age resulted from an incident involving 
one or more ships. 

3. If the Fund proves that the pollution 
damage resulted wholly or partially either 
from an act or omission done with the intent 
to cause damage by the person who suf- 
fered the damage or from the negligence of 
that person, the Fund may be exonerated 
wholly or partially from its Obligation to pay 
compensation to such person. The Fund 
shall in any event be exonerated to the 
extent that the shipowner may have been 
exonerated under Article III, paraqraph 3, of 
the 1992 Liability Convention. However, 
there shall be no such exoneration of the 
Fund with regard to preventive measures. 

4. 

(a) Except as otherwise provided in sub- 
paragraphs (b) and (c) of this para¬ 
graph, the aggregate amount of com¬ 
pensation payable by the Fund under 
this Article shall In respect of any one 
incident be limited, so that the total sum 
of that amount and the amount of com¬ 
pensation actually paid under the 1992 
Liability Convention for pollution dam¬ 
age within the scope of application of 
this Convention as defined in Article 3 
shall not exceed 135 million units of 
account. 

(b) Except as otherwise provided in sub- 
paragraph (c), the aggregate amount of 
compensation payable by the Fund 
under this Article for pollution damage 
resulting from a natural phenomenon of 
an exceptional inevitable and irresistible 
character shall not exceed 135 million 
units of account. 


tee aux termes de l’article V, paragra- 
phe 1, de la Convention de 1992 sur la 
responsabiiit^ ou aux termes de toute 
autre convention en vigueur ou ouverte 
ä la signature, ratification ou adhesion, ä 
' la date de la präsente Convention. 


Aux fins du present article, les d^penses 
encourues et les sacrifices consentis volon- 
tairement par le propri^taire u pour 6viter ou 
rdduire une pollution sont considöres, pour 
autant qu’lls soient raisonnables, comme 
des dommages par pollution. 

2. Le Fonds est exonörö de toute Obliga¬ 
tion aux termes du paragraphe precedent 
dans les cas suivants: 

a) s’il prouve que le dommage par pollution 
resulte d’un acte de guerre, d’hostilites, 
d’une guerre civile ou d’une insurrection 
ou qu’il est du ä des fuites ou rejets 
d’hydrocarbures provenant d’un navire 
de guerre ou d’un autre navire apparte- 
nant ä un Etat ou exploite par lui et 
affect§ exclusivement, au moment de 
r^v^nement, ä un Service non commer- 
cial d’Etat; ou 


b) si le demandeur ne peut pas prouver 
que le dommage est du ä un evenement 
mettant en cause un ou plusieurs navi- 
res. 

3. Si le Fonds prouve que le dommage 
par pollution rösulte, en totalitö ou en parlie, 
soit du fait que la personne qui l’a subi a agi 
ou omIs d’agir dans Tintention de causer un 
dommage, soit de la negligence de cette 
personne, le Fonds peut etre exon^re de 
tout ou Partie de son Obligation d'indemniser 
cette personne. Le Fonds est, de toute 
maniere, exonöre dans la mesure oü le 
proprietaire a pu l’etre aux termes de Tarti- 
cle III, paragraphe 3 de la Convention de 
1992 sur la responsabilite. Toutefois, cette 
exoneration du Fonds ne s’appllque pas 
aux mesures de sauvegarde. 

4. 

a) Sauf dispositlons contraires des aiineas 

b) et c) du present paragraphe, le mon- 
tant total des indemnites que le Fonds 
doit verser pour un evenement deter- 
mine en vertu du present article est li- 
mite de maniere que la somme de ce 
montant et du montant des indemnites 
effectivement versees, en vertu de la 
Convention de 1992 sur la responsabili¬ 
te, pour reparer des dommages par pol¬ 
lution relevant du champ d’application 
de la presente Convention tel que defini 
ä rarticle 3 n’excede pas 135 millions 
d'unites de compte. 

b) Sauf dispositlons contraires de Talinea 

c) , le montant total des indemnites que 
le Fonds dolt verser en vertu du present 
article pour les dommages par pollution 
resultant d'un ph6nomene naturel de 
caractere exceptionnel, inevitable et ir¬ 
resistible, ne peut excdder 135 millions 
d’unites de compte. 


kel V Absatz 1 des Haftungsüberein¬ 
kommens von 1992 oder durch eine 
andere, zum Zeitpunkt des vorliegenden 
Übereinkommens in Kraft befindliche 
oder zur Unterzeichnung, zur Ratifika¬ 
tion oder zum Beitritt aufgelegte interna¬ 
tionale Übereinkunft beschränkt wird. 

Angemessene Kosten oder Opfer, die der 
Eigentümer freiwillig auf sich nimmt, um 
Verschmutzungsschäden zu verhüten oder 
einzuschränken, gelten als Verschmut¬ 
zungsschäden im Sinne dieses Artikels. 

(2) Der Fonds ist von der Verpflichtung 
nach Absatz 1 frei, 

a) wenn er beweist, daß der Verschmut¬ 
zungsschaden die Folge von Kriegs¬ 
handlungen, Feindseligkeiten, Bürger¬ 
krieg oder Aufstand war oder durch Öl 
verursacht wurde, das aus einem 
Kriegsschiff oder einem anderen Schiff 
ausgeflossen ist oder abgelassen wur¬ 
de, das einem Staat gehört oder von 
diesem betrieben wird und zur Zeit des 
Ereignisses ausschließlich im nichtge¬ 
werblichen staatlichen Dienst eingesetzt 
war, oder 

b) wenn der Antragsteller nicht beweisen 
kann, daß der Schaden die Folge eines 
Ereignisses ist, in das ein oder mehrere 
Schiffe venA/ickelt waren. 

(3) Beweist der Fonds, daß die Ver¬ 
schmutzungsschäden ganz oder teilweise 
entweder auf eine in Schädigungsabsicht 
begangene Handlung oder Unterlassung 
der geschädigten Person oder auf deren 
Fahrlässigkeit zurückzuführen sind, so kann 
er von seiner Entschädigungsverpflichtung 
gegenüber dieser Person ganz oder teilwei¬ 
se befreit werden. Der Fonds wird in jedem 
Fall in dem Umfang befreit, in dem der 
Schiffseigentümer gegebenenfalls nach Ar¬ 
tikel 111 Absatz 3 des Haftungsübereinkom¬ 
mens von 1992 befreit worden ist. Eine 
solche Befreiung des Fonds erfolgt jedoch 
nicht in bezug auf Schutzmaßnahmen. 

(4) 

a) Sofern die Buchstaben b und c nicht 
entgegenstehen, ist der Gesamtbetrag 
der vom Fonds nach diesem Artikel für 
ein einzelnes Ereignis zu zahlenden 
Entschädigung so begrenzt, daß die 
Gesamtsumme aus diesem Betrag und 
dem Betrag, der nach dem Haftungs- 
Übereinkommen von 1992 für innerhalb 
des in Artikel 3 bestimmten Anwen¬ 
dungsbereichs entstandene Verschmut¬ 
zungsschäden tatsächlich gezahlt wor¬ 
den ist, 135 Millionen Rechnungseinhei¬ 
ten nicht überschreitet. 

b) Sofern Buchstabe c nicht entgegen¬ 
steht, darf die Gesamtsumme der Ent¬ 
schädigung, die vom Fonds nach die¬ 
sem Artikel für Verschmutzungsschä¬ 
den zu zahlen ist, die durch ein außer¬ 
gewöhnliches, unvermeidbares und un¬ 
abwendbares Naturereignis verursacht 
worden sind, 135 Millionen Rechnungs¬ 
einheiten nicht überschreiten. 
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(c) The maximum amount of compensation 
referred to in subparagraphs (a) and (b) 
shall be 200 mlllion units of account with 
respect to any incident occuhng during 
any period when there are three Parties 
to this Convention in respect of which 
the comblned relevant quantity of con> 
tributing oil received by persons in the 
territories of such Parties, during the 
preceding calendar year, equaiied or 
exceeded 600 mlllion tons. 


(d) Interest accrued on a fund constituted in 
accordance with Articie V, paragraph 3, 
of the 1992 Uability Convention, if any, 
shall not be taken into account for the 
computation of the maximum compen- 
satfon payable by the Fund under this 
Articie. 

(e) The amounts mentioned in this Articie 
shall be converted into national currency 
on the basis ot the value of that currency 
by reference to the Special Drawing 
Right on the date of the decision of the 
Assembly of the Fund as to the first date 
of payment of compensation. 

5. Where the amount of established 
Claims against the Fund exceeds the ag* 
gregate amount of compensation payable 
under paragraph 4, the amount availabte 
shall be distributed in such a manner that 
the Proportion between any established 
Claim and the amount of compensation ac- 
tually recovered by the daimant under this 
Convention shall be the same for all clai’ 
mants. 

6. The Assembly of the Fund may decide 
that, in exceptionat cases, Compensation in 
accordance with this Convention can be 
paid even if the owner of the ship has not 
constituted a fund in accordance with Arti¬ 
cie V, paragraph 3, of the 1992 Uability 
Convention. In such case paragraph 4(e) of 
this Articie applies accordingly. 


7. The Fund shall, at the request of a 
Contracting State, use its good Offices as 
necessarv to asslst that State to secure 
promptly such personnel, material and Ser¬ 
vices as are necessary to enable the State 
to take measures to prevent or mitigate 
Pollution damage arising from an incident in 
respect of which the Fund may be called 
upon to pay compensation under this Con¬ 
vention. 

8. The Fund may on conditions to be laid 
down in the Internal Regulations provide 
credit facillties with a view to the taking of 
prevenUve measures against potiution dam¬ 
age arising from a particular ir>cident in re¬ 
spect of which the Fund may be called upon 
to pay compensation under this Conven¬ 
tion. 


c) Le montant maximal d’indemnisation 
vis4 aux alin4as a) et b) est fix4 ä 200 
millions d*un'it4s de compte pour un ^ve- 
nement determin4 survenant au cours 
de toute Periode pendant il y a trois 
Parties ä la präsente Convention pour 
lesquelles le total des quantitds perti¬ 
nentes d'hydrocarbures donnant lieu ä 
contribution qui ont 4t4 regues au cours 
de rannte civile pr^cödente par des 
personnes sur le territoire de ces Parties 
est egal ou sup^rieur a 600 millions de 
tonnes. 

d) Les interdts que pourrait rapporter un 
fonds constltu6 conformdment aux dis- 
positions du paragraphe 3 de Tarticle V 
de la Convention de 1992 sur la respon- 
aabilit^ ne sont pas pris en consktöra- 
tion dans le calcul du montant maximal 
des indemnit^ que le Fonds dort verser 
en vertu du präsent articie. 

e) Les montants mentionn^s dans le prä¬ 
sent articie sont convertis en mortnaie 
nationale sur la base de la valeur de 
cette monnaie par rapport au droit de 
tirage sp^ial ä la date de la ctöctsion de 
i'Assembl^e du Fonds concemant la da¬ 
te du Premier versement des indemni- 
tes. 

5. Si le montant des demar>des dtablies 
contre le Fonds exc^e le montant total des 
indemnitds que le Fonds dort verser en ver¬ 
tu du paragraphe 4, le montant disponible 
au titre de la präsente Convention est röpar- 
ti au marc le frar>c entre les demandeurs sur 
la base des cr4ances ^tablies. 


6. L*Assemb16e du Fonds peut decider 
que, dans .des cas exceptionr>els. une in- 
demnisation peut ^tre vers4e en application 
de la präsente Convention mdme si le pro- 
pri^taire du navire n'a pas constitu6 de 
fonds conform^ment aux dispositions de 
l'articie V, paragraphe 3, de la Convention 
de 1992 sur la responsabilit^. Dans ce cas, 
les dispositions de Talinda e) du paragra¬ 
phe 4 du präsent articie s*appliquent. 

7. A la demande d'un Etat contractant, le 
Fonds met ses Services ä la disposition de 
cet Etat dans la mesure oü iis sont näces- 
saires pour Taider ä disposer rapidement du 
personnel, du matäriel et des Services dont 
il a besoin pour prendre des mesures visant 
ä prävenir ou ä limlter un dommage par 
Pollution räsultant cfun ävänement pour le- 
quel le Fonds peut ätre appelä ä verser des 
indemnitäs en vertu de la präsente 
Convention. 

8. Le Fonds peut, dans des conditions qui 
devront etre präcisäes dans le räglement 
intärieur, accorder des facilitäs de paiement 
pour permettre de prendre des mesures 
präventives contre les dommages par pollu- 
tion räsultant d'un ävänement pour lequei le 
Fonds peut ätre appelä ä verser des indem- 
nites en vertu de la präsente Convention. 


c) Der Höchstbetrag der unter den Buch¬ 
staben a und b genannten Entschädi¬ 
gung beträgt 200 Millionen Rechnungs¬ 
einheiten hinsichtlich eines einzelnen 
Ereignisses, das während eines Zeitab¬ 
schnitts eintritt, in dem es drei Vertrags¬ 
parteien dieses Übereinkommens gibt, 
in bezug auf weiche die gesamte maß¬ 
gebliche Menge beitragspflichtigen Öls, 
die Personen in den Hoheitsgebieten 
dieser Vertragsparteien während des 
vorangegangenen Kalenderjahres er¬ 
halten haben, 600 Millionen Tonnen 
oder mehr betrug. 

d) Zinsen, die gegebenenfalls für einen 
nach Artikel V Absatz 3 des Haftungs¬ 
übereinkommens von 1992 errichteten 
Fonds anfallen, werden für die Berech¬ 
nung der vom Fonds nach diesem Arti¬ 
kel zu zahlenden Höchstentschädigung 
nicht berücksichtigt. 

e) Die in diesem Artikel genannten Beträge 
werden in die Landeswährung entspre¬ 
chend dem Wert dieser Währung ge¬ 
genüber dem Sonderziehungsrecht am 
Tag des Beschlusses der Versammlung 
des Fonds über den ersten Zeitpunkt 
einer Entschädigungszahlur>g umge¬ 
rechnet. 

(5) Überschreitet der Betrag der festge¬ 
stellten Ansprüche gegen den Fonds die 
nach Absatz 4 zu zahlende Gesamtsumme 
der Entschädigung, so wird der zur Verfü¬ 
gung stehende Betrag so aufgeteilt, daß 
jeweils das Verhältnis zwischen dem fest¬ 
gestellten Anspruch und dem Entschädi¬ 
gungsbetrag, den der Geschädigte nach 
diesem Übereinkommen tatsächlich erhal¬ 
ten hat, für alle Geschädigten dasselbe ist. 

(6) Die Versammlung des Fonds kann 
beschließen, daß in Ausnahmefällen eine 
Entschädigung nach diesem Übereinkom¬ 
men auch dann gezahlt werden kann, wenn 
der Eigentümer des Schiffes keinen Fonds - 
nach Artikel V Absatz 3 des Haftungsüber¬ 
einkommens von 1992 errichtet hat. In die¬ 
sem Fall findet Absatz 4 Buchstabe e des 
vorliegenden Artikels entsprechend An¬ 
wendung. 

(7) Auf Antrag eines Vertragsstaats ver¬ 
wendet sich der Fonds dafür, diesem Staat 
nach Bedarf bei der baldigen Beschaffung 
des Personals und Materials sowie der 
Dienstleistungen zu helfen, die der Staat 
benötigt, um Maßnahmen zur Verhütung 
oder Einschränkung von Verschmutzungs¬ 
schäden auf Grund eines Ereignisses 
durchzuführen, für das der Fonds mögli¬ 
cherweise nach diesem Übereinkommen 
Entschädigung zahlen muß. 

(8) Der Fonds kann unter Bedingungen, 
die in der Geschäftsordnung festzulegen 
sind. Kreditmöglichkeiten gewähren, damit 
Schutzmaßnahmen gegen Verschmut¬ 
zungsschäden auf Grund eines bestimmten 
Ereignisses durchgeführt werden können, 
für das der Fonds möglicherweise nach die¬ 
sem Übereinkommen Entschädigung zah¬ 
len muß. 
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Article 5 
(deleted) 

Article 6 

Rights to compensatlon under Article 4 
shall be extinguished unless an action is 
brought thereunder or a notlfication has 
been made pursuant to Article 7, Para¬ 
graph 6, within three years from the date 
when the damage occured. However, in no 
case shall an action be brought after six 
years from the date of the incldent which 
caused the damage. 


Article 7 

1. Subject to the subsequent provisions of 
this Article, any action against the Fund for 
compensatlon under Article 4 of this Con¬ 
vention shall be brought only before a court 
competent under Article IX of the 1992 üa- 
bility Convention in respect of actions 
against the owner who is or who would, but 
for the provisions of Article lli, paragraph 2, 
of that Convention, have been liable for 
Pollution damage caused by the relevant 
incident. 


2. Each Contracting State shall ensure 
that its Courts possess the necessary juris- 
diction to entertain such actions against the 
Fund as are referred to in paragraph 1. 

3. Where an action for compensatlon for 
Pollution damage has been brought before 
a court competent under Article IX of the 
1992 Liability Convention against the owner 
of a ship of his guarantor, such court shall 
have exclusive juhsdictlonai competence 
over any action against the Fund for com- 
pensation for pollution damage under the 
provisions of Article 4 of this Convention In 
respect of the same damage. However, 
where an action for compensatlon for pollu¬ 
tion damage under the 1992 Liability Con¬ 
vention has been brought before a court in a 
State Party to the 1992 Liability Convention 
but not to this Convention, any action 
against the Fund under Article 4 of this 
Convention shall at the Option of the clai- 
mant be brought either before a court of the 
State where the Fund has its headquarters 
of before any court of a State Party to this 
Convention competent under Article IX of 
the 1992 Liability Convention. 


4. Each Contracting State shall ensure 
that the Fund shall have the right to in- 
tervene as a party to any legal proceedings 
instituted in accordance with Article IX of the 
1992 Liability Convention before a compet¬ 
ent court of that State against the owner of a 
ship or his guarantor. 


Article 5 
(supprime) 

Article 6 

Les droits ä indemnisation prevus par 
l'article 4 s'§teignent ä d^faut d’action en 
justice intentde en application des disposi- 
tions de cet article, ou de notlfication falte 
conformöment ä l’article 7, paragraphe 6, 
dans les trois ans qui suivent la date ä 
laquelle le dommage est survenu. N6an- 
moins, aucune action en justice ne peut etre 
intent^e aprös un d^lai de six ans ä compter 
de la date ä laquelle s’est produit r§v6ne- 
ment ayant cause le dommage. 

Article 7 

1. Sous r^serve des dispositions ci-apr6s, 
il ne peut etre intentö d’action en reparation 
contre le Fonds en vertu de l'article 4 que 
devant les juridictions compdtentes aux ter- 
mes de l’article IX de la Convention de 1992 
sur la responsabilitö, pour les actions en 
justice contre le proprij§taire qui est respon¬ 
sable des dommages par pollution r4sultant 
de l’öv^nement en question ou qui en aurait 
etö responsable en l’absence des disposi¬ 
tions de l’article III, paragraphe 2 de la 
Convention de 1992 sur la responsabilitö. 


2. Chaque Etat contractant rend ses 
juridictions competents pour connaTtre de 
toute action contre le Fonds visee au para¬ 
graphe 1. 

3. Si une action en reparation de domma¬ 
ge par pollution est intentde devant un tribu- 
nai competent, aux termes de l’article IX de 
la Convention de 1992 sur la responsabilite, 
contre le proprietaire d’un navire ou contre 
son garant, le tribunal saisi de l’affaire est 
seu! competent pour connaltre de toute de- 
mande d’indemnisation du meme dommage 
introduite contre le Fonds conformement ä 
l’article 4 de la presente Convention. Tou- 
tefois, si une action en reparation de dom¬ 
mage par pollution est intentee en vertu de 
la Convention de 1992 sur la responsabilite 
devant un tribunal d’un Etat qui est Partie ä 
la Convention de 1992 sur la responsabilite 
Sans etre en meme temps Partie ä la pre¬ 
sente Convention, toute action contre le 
Fonds visee ä rarticle 4 de la presente 
Convention peut, au choix du demandeur, 
etre intentee soit devant le tribunal compe¬ 
tent de l’Etat oü se trouve le siege principal 
du Fonds, soit devant tout tribunal d’un Etat 
Partie ä cette Convention et qui a compe¬ 
tence en vertu de l’article IX de la Conven¬ 
tion de 1992 sur la responsabilite. 

4. Chaque Etat contractant est tenu de 
prendre toutes dispositions necessaires 
pour que le Fonds puisse se porter partie 
intervenante dans toute procedure judiciaire 
introduite, conformement ä l’article IX de la 
Convention de 1992 sur la resposabilite, 
devant un tribunal competent de cet Etat, 
contre le proprietaire d’un navire ou son 
garant. 


Artikel 5 
(gestrichen) 

Artikel 6 

Ansprüche auf Entschädigung nach Arti¬ 
kel 4 erlöschen, wenn nicht Innerhalb von 
drei Jahren nach Eintritt des Schadens eine 
Klage nach den genannten Artikeln anhän¬ 
gig gemacht worden oder eine Streitverkün¬ 
dung nach Artikel 7 Absatz 6 erfolgt ist. 
Nach Ablauf von sechs Jahren seit dem 
Ereignis, das den Schaden verursachte, 
kann jedoch keine Klage mehr anhängig 
gemacht werden. 


Artikel 7 

(1) Vorbehaltlich der weiteren Bestim¬ 
mungen dieses Artikels kann eine Klage 
gegen den Fonds wegen Entschädigung 
nach Artikel 4 dieses Übereinkommens nur 
bei einem Gericht anhängig gemacht wer¬ 
den, das nach Artikel IX des Haftungsüber¬ 
einkommens von 1992 für Klagen gegen 
den Eigentümer zuständig isf, der für Ver¬ 
schmutzungsschäden, die durch das betref¬ 
fende Ereignis verursacht wurden, haftbar 
ist oder gewesen wäre, wenn die Vorschrif¬ 
ten des Artikels 111 Absatz 2 des letztge¬ 
nannten Übereinkommens nicht bestün¬ 
den. 

(2) Jeder Vertragsstaat trägt dafür Sorge, 
daß seine Gerichte die erforderliche Zu¬ 
ständigkeit haben, um über die in Absatz 1 
genannten Klagen gegen den Fonds zu er¬ 
kennen. 

(3) Ist bei einem nach Artikel IX des Haf¬ 
tungsübereinkommens von 1992 zuständi¬ 
gen Gericht eine Klage auf Entschädigung 
für Verschmutzungsschäden gegen den 
Eigentümer eines Schiffes oder seinen 
Sicherheitsgeber anhängig gemacht wor¬ 
den, so ist dieses Gericht ausschließlich 
zuständig für alle Klagen gegen den Fonds 
auf Entschädigung nach Artikel 4 des vorlie¬ 
genden Übereinkommens wegen dieser 
Schäden. Ist jedoch eine Klage auf Ent¬ 
schädigung für Verschmutzungsschäden 
nach dem Haftungsübereinkommen von 
1992 bei einem Gericht eines Staates an¬ 
hängig gemacht worden, der Vertragspartei 
des Haftungsubereinkommens von 1992. 
nicht jedoch des vorliegenden Übereinkom¬ 
mens ist. so steht es dem Kläger frei, eine 
Klage gegen den Fonds nach Artikel 4 des 
vorliegenden Übereinkommens entweder 
bei einem Gericht des Staates, in dem der 
Fonds seinen Sitz hat, oder bei einem nach 
Artikel IX des Haftungsübereinkommens 
von 1992 zuständigen Gericht eines Ver¬ 
tragsstaats des vorliegenden Übereinkom¬ 
mens anhängig zu machen. 

(4) Jeder Vertragsstaat trägt dafür Sorge, 
daß der Fonds das Recht hat, jedem 
Rechtsstreit, der nach Artikel IX des Haf¬ 
tungsübereinkommens von 1992 bei einem 
zuständigen Gericht des betreffenden Staa¬ 
tes gegen den Schiffseigentümer oder sei¬ 
nen Sicherheitsgeber anhängig gemacht 
worden Ist, als Nebenintervenient beizutre¬ 
ten. 




692 


Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil 11 Nr. 19, ausgegeben zu Bonn am 2. Mai 1996 


5. Except as otherwise provided in Para¬ 
graph 6. the Fund shali not be bournJ by any 
ludgirrent or decision in proceedings to 
which it has not been a party of by any 
Settlement to which it is not a party. 

6. Without prejudice to the provisions of 
Paragraph 4, wl^re an action under the 
1992 üability Convention for compensation 
for Pollution damage has been brought 
against an owner or his guarantor betöre a 
competent court in a Contracting State, 
each party to the proceedings shall be en- 
titied under the national taw of that State to 
notify the Fund of the proceedings. Where 
such notification has been made in accord- 
ance with the formalities requtred by the law 
of the court seized and in such time and in 
such a manner that the Fund has In fact 
been in a Position effectively to intervene as 
a party to the proceedings, any judgment 
rendered by the court in such proceedings 
shall, after it has become final and enforce- 
able in the State where the judgment was 
given, become binding upon the Fund in the 
sense that the facts and findtngs in that 
judgment may not be disputed by the Fund 
even if the Fund has not actuaily intervened 
in the proceedings. 


Article 8 

Subject to any decision conceming the 
distribution referred to in Article 4, Para¬ 
graph 5, any Judgment given against the 
Furid by a court having Jurisdiction in ac- 
cordance with Article 7, paragraphs 1 and 3, 
shall, when it has become enforceable in 
the State of origin artd is in that State no 
longer subject to ordinary forms of review, 
be recognized and enforceable in each 
Contracting State on the same conditions 
as are prescribed in Articte X of the 1992 
üability Convention. 


Article 9 

1. The Fund shall, in respect of any 
amount of compensation for pollution dam¬ 
age pakf by the Fund In accordance with 
Article 4, paragraph 1, of this Convention, 
acquire by subro^tion the rights that the 
person so compensated may enjoy under 
the 1992 üability Convention against the 
owner or his guarantor. 


2. Nothing in this Convention shall preju¬ 
dice any right of recourse or Subrogation of 
the Fund against persons other than those 
referred to in the preceding paragraph. In 
any event the right of the Fund to Subroga¬ 
tion against such person shall not be less 
favourabie than that of an insurer of the 
person to whom compensation has been 
paid. 

3. Without pr^udice to any other rights of 
Subrogation or recourse against the FufKl 


5. Sauf dispositior^ contraires du para- 
graphe 6, le Forrds n*est \\6 par aucun juge- 
ment ou autre decision rendue ä la suite 
d*une proc4dure judiciaire ni par aucun r^- 
glement ä l'amiable auxquels ii n'a pas 4t4 
Partie. 

6. Sans pröjudice des dispositions du pa- 
ragraphe 4, si ur)e action en röparation de 
dommage pa poliution a öt4 intentde devant 
un thbunai compdtent d’un Etat contractant 
contre un prophötaire ou son garant, aux 
tenmes de la Convention de 1992 sur ia 
responsabilitö, la loi nationale de TEtat en 
question doit permettre ä toute partie ä la 
proc^ure de notifier cette action au Fonds. 
St une teile notificatton a 4t4 faite sutvant les 
modalitds presentes par la loi de TEtat oü se 
trouve le thbunai saisl en laissant au Fonds 
un ddlal süffisant pour pouvoir intervenir 
utilement comnie partie ä la proc4dure, tout 
Jugement rendu par le thbunai darrs cette 
proc4dure et qui est devenu döfinitif et ex4- 
cutoire dans TEtat oCt it a prononcö est 
opposable au FotkIs, mdme si ceiui-ci n*est 
pas intervenu dans la proc4dure, en ce 
sens qu'ii n*est pas en droit de contester les 
motifs et le dispositif de jugement. 


Article 8 

Sous r^serve de toute d^ision concer- 
nant la r^partition prdvue ä rarticle 4, para- 
graphe 5, tout Jugement rendu contre le 
Fonds par un thbunai compdtent en vertu 
de rarticle 7, paragraphes 1 et 3, et qui, 
dans TEtat d’ohgir>e, est devenu ex4cutoire 
et ne peut plus faire l'objet cfun recours 
ordinaire est reconnu ex4cutoire dans tout 
Etat contractant aux conditions pr4vues ä 
rarticle X de la Convention de 1992 sur la 
responsabilitd. 


Article 9 

1. Le Fonds acquiert par Subrogation, ä 
l’egard de toute somme vers6e par lui, 
conform4ment ä rarticle 4, paragraphe 1, 
de la präsente Convention, en r^paration de 
dommages par pollution, tous les droits qui, 
en vertu de la Convention de 1992 sur la 
responsabilitö, seraient dövolus ä la per¬ 
sonne ainsi indemnis4e et qu*elle aurait pu 
faire valoir contre le proph^taire ou son 
garant. 

2. Aucune disposition de la präsente 
Convention ne porte atteinte aux droits de 
recours ou de Subrogation du FotkJs contre 
des personnes autres que ceiles qui sont 
vis4^ au paragraphe pr4c4dent. En toute 
hypothdse le FotkIs bdn^ficie cfun droit de 
Subrogation ä rencontre de telles person¬ 
nes qui ne saurait dtre molndre que c^lui 
dont dispose fassureur de la personne in- 
demnis^. 

3. Sans prejudice des autres droits 4ven- 
tueis de Subrogation ou de recours contre )e 


(5) Soweit Absatz 6 nichts anderes be¬ 
stimmt, ist der Fonds durch Urteile und 
Entscheidungen, die in Verfahren ergehen, 
in denen er nicht Partei war, oder durch 
Vergleiche, an denen er nicht beteiligt war, 
nicht gebunden. 

(6) Unbeschadet des Absatzes 4 ist in 
Fällen, in denen vor einem zuständigen Ge¬ 
richt eines Vertragsstaats gegen einen Ei¬ 
gentümer oder seirren Sk^rheitsgeber ei¬ 
ne Klage nach dem Haftungsübereinkom¬ 
men von 1992 auf Entschädigung für Ver¬ 
schmutzungsschäden anhängig gemacht 
worden ist. Jede Prozeßpartei nach dem 
Recht des betreffenden Staates berechtigt, 
dem Fond In dem Verfahren den Streit zu 
verkünden. Erfolgt diese Streitverkündung 
nach den Förmlichkeiten, die das Recht des 
angerufenen Gerichts vorschreibt, und zu 
einer Zeit und in einer Weise, die es ciem 
Fonds tatsächlich ermö^icht, dem Verfah¬ 
ren wirksam als Nebenintervenient beizu¬ 
treten, so wird ein ürteU des Gerichts in 
diesem Verfahren nach Eintritt der Rechts¬ 
kraft und Vollstreckbarkeit in dem Staat, in 
dem es ergangen ist, für den FotkIs in dem 
Sinne verbindlich, daß die Sachverhalts¬ 
feststellung und der Urteilsspruch vom 
Fonds nicht angegriffen werden körmen, 
auch wenn dieser dem Verfahren nicht bei¬ 
getreten war. 


Artikel 8 

Vorbehaltlich einer Entscheidung über 
die in Artikel 4 Absatz 5 erwähnte Verteilung 
wird jedes Urteil gegen den Fonds, das von 
einem nach Artikel 7 Absätze 1 und 3 zu¬ 
ständigen Gericht erfassen wurde. In jedem 
Vertragsstaat anerkannt und nach den in 
Artikel X des Haftungsübereinkommerts von 
1992 vorgeschriebenen Bedingungen voll¬ 
streckbar, wenn es im Ursprungsstaat voll¬ 
streckbar geworden ist und in diesem Staat 
nicht mehr mit ordentlichen Rechtsmitteln 
angefochten werden kann. 


Artikel 9 

(1) Der Fonds tritt bezüglich aller Ent¬ 
schädigungsbeträge für Verschmutzungs¬ 
schäden, die von ihm nach Artikel 4 Ab¬ 
satz 1 dieses Übereinkommens gezahlt 
worden sind, in die dem Empfänger der 
Entschädigung gegenüber dem Eigentümer 
oder seinem Sicherheitsgeber nach dem 
Haftungsübereinkommen von 1992 zuste¬ 
henden Rechte ein. 

(2) Dieses Übereinkommen beeinträch¬ 
tigt nicht etwaige Rückgriffs- oder Eintritts¬ 
rechte des FotkIs gegenüber anderen als 
den in Absatz 1 genannten Personen. In 
jedem Fall ist das Recht des Fonds, in 
Rechte gegen solche Personen einzutreten, 
nicht geringer als das eirtes Versicherers 
des Empfängers einer Entschädigung. 


(3) Unbeschadet etwaiger anderer Ein¬ 
tritts- oder Ruckgriffsrechte gegen den 
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which may exist, a Contracting State or 
agency thereof which has paid compensa* 
tion for poilution damage in accordance with 
provisions of national law shall acquire by 
Subrogation the rights which the person so 
compensated would have enjoyed under 
this Convention. 

Contributions 

Article 10 

1. Annual contributions to the Fund shall 
be made in respect of each Contracting 
State by any person who, in the calender 
year referred to in Article 12, paragraphs 2 
(a) or (b), has received in total quantities 
exceeding 150 000 tons: 

(a) In the ports of terminal installations in 
the territory of that State contributing oil 
cariied by sea to such ports or terminal 
installations; and 


(b) in any installations situated in the terri¬ 
tory of that Contracting State contribut¬ 
ing oil which has been carrIed by sea 
and discharged In a port or terminal 
Installation of a non-ContractIng State, 
provided that contributing oil shall only 
be taken into account by virtue of this 
sub-paragraph on first receipt in a Con¬ 
tracting State after its discharge in thaT 
non-Contracting State. 


2 . 

(a) For the purposes of paragraph 1, where 
the quantity of contributing oil received 
in the territory of a Contracting State by 
any person in a calendar year when 
aggregated with the quantity of con¬ 
tributing oll received in the same Con¬ 
tracting State in that year by any associ- 
ated person or persons exceeds 
150 000 tons, such person shall pay 
contributions in respect of the actual 
quantity received by him notwithstand- 
ing that that quantity did not exceed 
150 000 Ions. 


(b) “Associated person” means any subsi- 
diary or commonly controlled entity. The 
question whether a person comes within 
this definition shall be determined by the 
national law of the State concemed. 

Article 11 
(deleted) 

Article 12 

1. With a view to assessing the amount of 
annual contributions due, if any, and taking 


Fonds, un Etat contractant ou organisme de 
cet Etat qui a versö, en vertu de sa lögisla- 
tion nationale, des indemnitös pour des 
dommages par poilution est subrogö aux 
droits que la personne indemnis^ aurait 
eus en vertu de la präsente Convention. 


Contributions 

Article 10 

1. Les contributions annuelles au Fonds 
sont vers6es, en ce qui conceme chacun 
des Etats contractants, par toute personne 
qui, au cours de Tannde civile mentionn^e ä 
rarticle 12, paragraphe 12, alinöa a) ou b), a 
regu des quantit^s totales sup^rieures ä 
150 000 tonnes: 

a) d’hydrocarbures donnant Neu ä contri- 
bution transport^s par mer jusqu’ä desti- 
nation dans des ports ou installations 
terminales situ^es sur le territoire de cet 
Etat; et 

b) d’hydrocarbures donnant Neu ä contri- 
bution transport^s par mer et d^charg^s 
dans un port ou dans une Installation 
terminale d’un Etat non contractant, 
dans toute Installation situöe sur le terri¬ 
toire d’un Etat contractant, ^tant enten- 
du que les hydrocarbures donnant Neu ä 
contribution ne sont pris en compte, en 
vertu du präsent sous-paragraphe, que 
lors de leur premidre r^ception dans 
l’Etat contractant aprds leur d^charge- 
ment dans l’Etat non contractant. 

2 . 

a) Aux fins du paragraphe 1 du present 
article, lorsque le montant total des 
quantit^s d’hydrocarbures donnant Neu 
ä contribution qui ont regues au 
cours d’une ann^ civile par une per¬ 
sonne sur le territoire d’un Etat contrac¬ 
tant et des quantit^s d’hydrocarbures 
donnant Neu ä contribution qui ont 4t4 
regues au cours de la meme annäe sur 
ce territoire par une ou plusieurs per- 
sonnes associ^es, döpasse 150 000 
tonnes, cette personne est tenue de 
verser des contributions calcul^es en 
fonction des quantitös d’hydrocarbures 
effectivement regues par eile, nonobs- 
tant le fait que ces quantit^s ne d4pas- 
sent pas 150 000 tonnes. 

b) Par «personne associ6e» on entend 
toute fiiiale ou entitö sous contröle 
commun. La l^gislation nationale de 
l’Etat intöress^ d^termine les personnes 
qui sont yis6es par cette ddfinition. 

Article 11 

(supprime) 

Article 12 

1. Pour döterminer, s’il y a Neu, le montant 
des contributions annuelles, l’Assembl^e 


Fonds treten Vertragsstaaten oder deren 
Stellen, die nach innerstaatlichem Recht 
Entschädigung für Verschmutzungsschä¬ 
den gezahlt haben, in die Rechte ein, die 
dem Entschädigungsempfänger nach die¬ 
sem Übereinkommen zugestanden hätten. 


Beiträge 

Artikel 10 

(1) Jahresbeiträge zum Fonds werden für 
jeden Vertragsstaat von allen Personen 
erbracht, die in dem in Artikel 12 Absatz 2 
Buchstabe a oder b erwähnten Kalender¬ 
jahr insgesamt mehr als 150 000 Tonnen 


a) beitragspflichtiges Öl in Häfen oder Um¬ 
schlagplätzen im Hoheitsgebiet dieses 
Staates erhalten haben, das auf dem 
Seeweg zu diesen Häfen oder Um¬ 
schlagplätzen befördert worden ist, 
und 

b) beitragspflichtiges öl in Anlagen, die im 
Hoheitsgebiet dieses Vertragsstaats 
liegen, erhalten haben, das auf dem 
Seeweg befördert und in einem Hafen 
oder Umschlagplatz eines Nichtver¬ 
tragsstaats gelöscht worden ist, wobei 
beitragspflichtiges öl nach dieser Vor¬ 
schrift nur bei der ersten Entgegen¬ 
nahme in einem Vertragsstaat nach sei¬ 
ner Löschung in dem Nichtvertragsstaat 
berücksichtigt wird. 

( 2 ) 

a) Für die Zwecke des Absatzes 1 zahlt in 
Fällen, in denen die Menge des Im 
Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats von 
einer Person während eines Kalender¬ 
jahrs erhaltenen beitragspfüchtigen Öls, 
zusammengerechnet mit der Menge 
beitragspflichtigen Öls, das in diesem 
Vertragsstaat in demselben Jahr eine 
oder mehrere assoziierte Personen er¬ 
halten haben, 150 000 Tonnen über- 
. schreitet, die Person Beiträge für die 
tatsächlich erhaltene Menge, auch 
wenn diese Menge 150 000 Tonnen 
nicht überschreitet. 


b) „Assoziierte Person“ ist jede Tochter¬ 
gesellschaft und jeder gemeinsam kon¬ 
trollierte Rechtsträger. Ob eine Person 
unter diese Begriffsbestimmung fällt, be¬ 
stimmt sich nach dem Recht des betref¬ 
fenden Staates. 

Artikel 11 
(gestrichen) 

Artikel 12 

(1) Zur Ermittlung des gegebenenfalls zu 
zahlenden Jahresbeitrags erstellt die Ver- 
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account of the necessity to malntaln suffi- 
cient liquid funds, the Assembty shail for 
e&dh calerKlar year make an estimate in the 
form of a budget of: 

(i) Expenditure 

(a) costs and expenses of the admini- 
stration of the Fund in the relevant 
year and any deficit from operations 
in preceding years; 


(b) payments to be made by the Fund in 
the relevant year for the satisfaction 
of clairns against the Fund due un- 
der Article 4, including repayment on 
loans previously taken by the Fund 
for the satisfaction of such Claims, 
to the extent that the aggregate 
amount of such Claims in respect of 
any one Irtcident does not exceed 
four million units of account; 


(c) payments to be made by the Fund in 
the relevant year for the satislaction 
of Claims against the Fund due un* 
der Article 4, including repayments 
on loans previously taken by the 
Fund for the satisfaction of such 
Claims, to the extent that the aggreg¬ 
ate amount of such Claims in respect 
of any one incident is in excess of 
four million units of account; 

(ii) Income 

(a) surpius funds from operations in pre¬ 
ceding years, including any In¬ 
terest; 

(b) annual contributions, if required to 
balance the budget; 

(c) any other income. 

2. The Assembly shall decide the total 
amount of contr^utions to be levied. On the 
basis of that decision, the Director shall. in 
respect of each Contracting State, calculate 
for each person referred to in Article 10 the 
amount of his annual contribution: 

(a) In so far as the contribution is for the 
satisfaction of payments referred to in 
Paragraph 1 (i) (a) and (b) on the basis 
of a fixed sum for each ton to contribut- 
ing Oil recerved in the relevant State by 
such persons during the preceding 
calendar year, and 

(b) In so far as the contribution is for the 
satisfaction of payments referred to in 
Paragraph 1 (i) (c) of this Article on the 
basis of a fixed sum for each ton of 
contributing oil received by such person 
during the calendar year preceding that 
in which the incident in question oc- 
cured, provided that State was a Party 
to this Convention at the date of the 


ötablit pour chaque ann4e civile, en tenant 
compte de la n4cessitö d'avoir suffisam- 
ment de liquiditös. une estimation pr^sen- 
töe sous forme de budget comme suit: 

i) Depenses 

a) Frais et depenses pr^vus pour 
Tadminlstration du Fonds au cours 
de rannte consid^röe et pour la 
Couverture de tout deficit r6sultant 
des op^ratioris des annees prece- 
dentes. 

b) Versements que le Fonds devra 
vraisembiablement effectuer au 
cours de rann4e consider^e pour 
regier les indemnites dues en appli- 
cation de Tarticle 4, dans la mesure 
oü le montant total des sommes 
vers^es, y compris le rembourse- 
ment des emprunts contractds antö- 
rieurement par le FotkIs pour s’ac- 
qultter de ses obligations, ne d^pas- 
se pas 4 millions d’unit^s de compte 
par ev6nement. 

c) Versements que le Fonds devra 
vraisembiablement effectuer au 
cours de rannte consid^r^e pour 
regier les somme dues en applica- 
tion de Tarticle 4, y compris le rem- 
boursement des pr§ts contractu an- 
törieurement par le Fonds pour s'ac- 
quitter de ses obligations, dans. la 
mesure oü le montant total des in- 
demnitis ctöpasse 4 millions d’unites 
de compte par 4v4nement. 

ii) Revenus 

a) Exc^ent resultant des operations 
des annees precedentes, y compris 
les interets qui pourraient etre per- 
gus. 

b) Contributions annuelies qui pourront 
etre necessaires pour equilibrer le 
budget. 

c) Tous autres revenus. 

2. UAssembiee arrdte le montant total 
des contributions ä percevoir. L'Administra- 
teur, se fondant sur la decision de 
l’Assembiee. catcule, pour chacun des 
Etats contractants, le montant de la contri¬ 
bution annuelle de chaque persorvie visee 
ä rarticle 10: 

a) dans la mesure oü la contribution est 
destlnee ä regier les sommes visees au 
paragraphe 1 i). alineas a) et b), sur la 
base d’une somme fixe par tonne d’hy- 
drocarbures donnant tieu ä contribution 
et regus dans un Etat contractant par 
cette personne pendant l’annee civile 
precedente; et 

b) dans la mesure oü la contribution est 
destinee ä regier les sommes visees au 
paragraphe 1 i). alinea c), du present 
article, sur la base d*une somme fixe par 
tonne d'hydrocarbures donnant lieu ä 
contribution et regus par cette personne 
aü cours de l'annee civile precedant 
celle oü s’est produit revenement 
considere, si cet Etat est Partie ä la 


Sammlung unter Berücksichtigung der Tat¬ 
sache, daß stets ausreichend flüssige Mittel 
vorhanden sein müssen, für jedes Kalen¬ 
derjahr einen Voranschlag in Form eines 
Haushaltsplans über 

i) Ausgaben 

a) Unkosten und Ausgaben für die Ver¬ 
waltung des Fonds im betreffenden 
Jahr sowie etwaige Fehlbeträge aus 
den vorangegangenen Jahren; 


b) Zahlungen des Fonds im betreffen¬ 
den Jahr zur Befriedigung von An¬ 
sprüchen gegen den Fonds nach Ar¬ 
tikel 4, soweit die Gesamtsumme 
solcher Ansprüche bezüglich jedes 
einzelnen Ereignisses vier Millionen 
Rechnungseinheiten nicht über¬ 
schreitet, einschließlich Rückzahlun¬ 
gen auf Darlehen, die der Fonds zur 
Befriedigung solcher Ansprüche auf¬ 
genommen hatte; 

c) Zahlungen des Fonds im betreffen¬ 
den Jahr zur Befriedigung von An¬ 
sprüchen gegen den Fonds nach 
Artikel 4, soweit die Gesamtsumme 
solcher Ansprüche bezüglich jedes 
einzelnen Ereignisses vier Millionen 
Rechnungseinheiten überschreitet, 
einschließlich Rückzahlungen auf 
Darlehen, die der Fonds zur Befrie¬ 
digung solcher Ansprüche aufge¬ 
nommen hatte; 

ii) Einnahmen 

a) Überschüsse aus der Tätigkeit vor¬ 
angegangener Jahre, einschließlich 
etwaiger Zirpen; 

b) Jahresbeiträge, falls zur Ausglei¬ 
chung des Haushalts erforderlich; 

c) sonstige Einnahmen. 

(2) Die Versammlung setzt den Gesamt¬ 
betrag der zu erhebenden Beiträge fest. Auf 
der GrurKflage dieses Beschlusses errech¬ 
net der Direktor in bezug auf jeden Ver¬ 
tragsstaat für jede in Artikel 10 genannte 
Person die Höhe ihres Jahresbeitrags wie 
folgt: 

a) soweit der Betrag der Befriedigung der 
in Absatz 1 Ziffer 1 Buchstaben a und b 
genannten Verpflichtungen dient, unter 
Zugrundelegung eines festen Betrags 
für jede Tonr>e beitragspflichtigen Öls, 
das eine solche Person in dem betref¬ 
fenden Staat während des vorangegan¬ 
genen Kalenderjahrs erhalten hat, und 

b) soweit der Beitrag der Befriedigung der 
in Absatz 1 Ziffer i Buchstabe c genann¬ 
ten Verpflichtungen dient, unter Zu¬ 
grundelegung eines festen Betrags für 
jede Tonne beitragspflichtigen Öls, das 
eine solche Person währerxl des Kalen¬ 
derjahrs erhalten hat, das dem Jahr, in 
dem sich das fragliche Ereignis zugetra¬ 
gen hat, vorangegangen ist, sofern der 
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incident. 

3. The sums referred to in paragraph 2 
above shall be arrived at by dividing the 
relevant total amount of contributions re- 
quired by the total amount of conthbuting oil 
received in all Contracting States in the 
relevant year. 

4. The annual contribution shall be due on 
the date to be laid down in the Internal 
Regulations of the Fund. The Assembly 
may decide on a different date of pay¬ 
ment. 

5. The Assembly may decide, under con- 
ditions to be laid down In the Financial Re¬ 
gulations of the Fund, to make tansfers 
between funds received in accordance with 
Article 12.2 (a) and funds received in ac¬ 
cordance with Article 12.2 (b). 


Article 13 

1. The amount of any contribution due 
under Article 12 and which is in arrear shall 
bear interest at a rate which shall be dter- 
mined in accordance with the Internal Regu¬ 
lations of the Fund, provided Ihat different 
rates may be fixed for different circum- 
stances. 

2. Each Contracting State shall ensure 
that any Obligation to contribute to the Fund 
arising under this Convention in respect of 
oil recieved within the territory of that State 
is fulfilied and shall take any appropriate 
measures under its law, including the im- 
posing of such sanctlons as it may deem 
necessary, with a view to the effective ex- 
ecution of any such Obligation; provided, 
however, that such measures shall only be 
directed against those persons who are 
under an Obligation to contribute to the 
Fund. 

3. Where a person who is liable in accord¬ 
ance with the provisions of Article 10 and 13 
to make contributions to the Fund does not 
fulfil his obligations in respect of any such 
contribution or any part thereof and is in 
arrear, the Director shall take all appropriate 
action against such person on behalf of the 
Fund with a view to the recovery of the 
amount due. However, where the defaulting 
contributor is manifestly insolvent or the 
circumstances othenwise so warrant, the 
Assembly may, upon recommendation of 
the Director, decide that no action shall be 
taken or continued against the contributor. 


Article 14 

1. Each Contracting State may at the time 
when it deposits its instrumenl of ratiflcatiort 
or accession or at any time thereafter de- 
clare that it assumes itself obligations that 
are incumbent under this Convention on 
any person who Is liable to contribute to the 
Fund in accordance with Article 10, par- 
graph 1, in respect of oil received within the 
territory of that State. Such declaration shall 


Convention ä la date ä laquelle est sur- 
venu rövönement. 

3. Les sommes mentlonn^es au paragra- 
phe 2 ci-dessus sont calcul^es en divisant 
le total des contributions ä verser par le total 
des quantites d'hydrocarbures donnant lieu 
ä contribution qui ont 6t^ regues, au cours 
de rannte consid^röe, dans l’ensemble des 
Etats contractants. 

4. La contribution annuelle est due ä la 
date qui sera fix^e par le r^glement Interieur 
du Fonds. L’Assembl6e peut arröter une 
autre date de paiement. 

5. L'Assembl^e peut d^ider, dans les 
conditions qui seront fixöes par le r^glement 
financier du Fonds, d’op^rer des Virements 
entre des fonds regus conformöment aux 
dispositions de l'article 12, paragraphe 2, 
alinea a) et des fonds regus conformöments 
aux dispositions de Tarticle 12, paragra¬ 
phe 2, allin^a b). 

Article 13 

1. Le montant de toute contribution en 
retard visee ä l'article 12 est accru d'un 
inter^t dont le taux est fixö conform^ment 
au räglement Interieur du Fonds, etant en- 
tendu que difförents taux peuvent etre fix6s 
selon les circonstances. 

2. Chaque Etat contractant veille ä pren- 
dre des dispositions pour qu'il soit satisfait ä 
l'obligatlon de contribuer au Fonds, confor- 
möment aux dispositions de la präsente 
Convention, pour les hydrocarbures regus 
sur le territoire de cet Etat; il prend toutes 
mesures legislatives appropriöes, y compris 
les sanctions qu’il juge necessaires, pour 
que cette Obligation soit efficacement rem- 
plie, SOUS rdserve toutefois que ces me¬ 
sures ne visent que les personnes qui sont 
tenues de contribuer au Fonds. 

3. Sl une personne qui est tenue, en vertu 
des dispositions des articles 10 et 12. de 
verser des contributions ne remplit pas ses 
obligations en ce qui concerne la totalite ou 
une partie de cette contribution, l’Adminis- 
trateur prendra, au nom du Fonds, toutes 
mesures appropri^es ä l’^gard de cette per¬ 
sonne en vue d’obtenir le recouvrement des 
sommes dues. Toutefois, si le contributaire 
ddfaillant est manifestement insolvable ou 
si les circonstance le justifient, l’Assembl^e 
peut, sur la recommandation de TAdminis- 
trateur, döcider de renoncer ä toute action 
contre le contributaire. 


Article 14 

1. Tout Etat contractant peut, au moment 
du d^pöt de son Instrument de ratification 
ou d’adhösion ainsi qu’ä tout moment ultö- 
rieur, d^clarer qu’il assume lui-meme les 
obligations qui incombent, aux termes de la 
präsente Convention, ä toute personne te¬ 
nue de contribuer au Fonds, en vertu de 
l’article 10, paragraphe 1, pour les hydro¬ 
carbures qu’elle a regus sur le territoire de 


Staat zur Zelt des Ereignisses Vertrags¬ 
partei dieses Übereinkommens war. 

(3) Die in Absatz 2 genannten Beträge 
werden errechnet, indem die Gesamtsum¬ 
me der zu entrichtenden Beiträge durch die 
Gesamtsumme des in allen Vertragsstaaten 
im betreffenden Jahr erhaltenen beitrags¬ 
pflichtigen Öls geteilt wird. 

(4) Der Jahresbeitrag ist zu dem in der 
Geschäftsordnung des Fonds festzulegen¬ 
den Termin fällig. Die Versammlung kann 
einen anderen Zahlungstermin festsetzen. 

(5) Die Versammlung kann unter Vor¬ 
aussetzungen, die in der Finanzordnung 
des Fonds festzulegen sind, beschließen, 
zwischen den nach Artikel 12 Absatz 2 
Buchstabe a und den nach Artikel 12 Ab¬ 
satz 2 Buchstabe b eingenommenen Beträ¬ 
gen Übertragungen vorzunehmen. 


Artikel 13 

(1) Nach Artikel 12 fällige rückständige 
Beiträge werden mit einem nach der Ge¬ 
schäftsordnung des Fonds zu bestimmen¬ 
den Zinssatz mit der Maßgabe verzinst, daß 
je nach den Umständen verschiedene Zins¬ 
sätze festgesetzt werden können. 

(2) Jeder Vertragsstaat trägt dafür Sorge, 
daß eine Verpflichtung nach diesem Über¬ 
einkommen, für im Hoheitsgebiet dieses 
Staates erhaltenes öl einen Beitrag an den 
Fonds zu zahlen, erfüllt wird; er trifft die 
geeigneten gesetzlichen Maßnahmen, ein¬ 
schließlich der Auferlegung der Ihm zur 
wirksamen Erfüllung dieser Verpflichtungen 
erforderlich erscheinenden Sanktionen, wo¬ 
bei sich jedoch diese Maßnahmen nur ge¬ 
gen Personen richten dürfen, die verpflich¬ 
tet sind, einen Beitrag zum Fonds zu lei¬ 
sten. 

(3) Erfüllt ein nach den Artikeln 10 und 12 
Beitragspflichtiger seine Verpflichtungen 
hinsichtlich eines solchen Beitrags oder 
eines Teiles desselben nicht und ist er 
damit im Rückstand, so trifft der Direktor 
namens des Fonds alle geeigneten Maß¬ 
nahmen gegen den Betreffenden, um den 
fälligen Beitrag einzutreiben. Ist jedoch der 
säumige Beitragspflichtige offensichtlich 
zahlungsunfähig oder liegen andere recht¬ 
fertigende Umstände vor, so kann die Ver¬ 
sammlung auf Empfehlung des Direktors 
beschließen, daß gegen den Beitragspflich¬ 
tigen keine Maßnahmen getroffen oder fort¬ 
gesetzt werden. 

Artikel 14 

(1) Jeder Vertragsstaat kann bei Hinter¬ 
legung seiner Ratifikations- oder Beitritts¬ 
urkunde oder jederzeit danach erklären, 
daß er Verpflichtungen eines Beitragspflich¬ 
tigen nach Artikel 10 Absatz 1 in bezug auf 
Öl, das jener im Hoheitsgebiet dieses Staa¬ 
tes erhalten hat, selbst übernimmt. Eine 
solche Erklärung ist schriftlich abzugeben 
und hat die übernommenen Verpflichtungen 
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be made in writing and shall specify which 
Obligations are assumed. 

2. Where a declaration under paragraph 1 
is made prior to the entry into force of this 
Convention in accordance with Article 40, it 
shall be deposited with the Secretary-Gen- 
eral of the Organization who shall after the 
entry into force of the Convention commu- 
nicate the declaration to the Director. 

3. A declaration under paragraph 1 which 
is made after the entry into force of this 
Convention shall be deposited with the 
Director. 

4. A declaration made in accordance with 
this Article may be withdrawn by the rel¬ 
evant State glving notice thereof in writing to 
the Director. Such notification shall take 
effect three months after the Director’s re¬ 
ceipt thereoff. 

5. Any State which is bound by a declara¬ 
tion made under this Article shall, in any 
proceedings brought against it before a 
competent court in respect of any Obligation 
specified in the declaration, waive any im- 
munity that it would otherwise be entitled to 
invoke. 


Article 15 

1. Each Contracting State shall ensure 
that any person who receives contributing 
oil within its territory in such quantities that 
he is liable to contribute to the Fund ap- 
pears on a list to be established and kept up 
to date by the Director in accordance with 
the subsequent provisions of this Article. 


2. For the purposes set out in para¬ 
graph 1, each Contracting State shall 
communicate, at a time and in the manner 
to be prescribed in the Internal Regulations, 
to the Director the name and address of any 
person who In respect of that State is liable 
to contribute to the Fund pursuant to Arti¬ 
cle 10, as well as data on the relevant 
quantities of contributing oil recelved by any 
such person during the preceding calendar 
year. 

3. For the puroposes of ascertaining who 
are, at any given time, the persons liable to 
contribute to the Fund in accordance with 
Article 10, paragraph 1, and of establishing, 
where applicable, the quantities of oil to be 
taken into account for any such person 
when determining the amouni of his con- 
tribution, the list shall be prima facie evid- 
ence of the facts stated therein. 

4. Where a Contracting State does not 
fulfil Its obligations to submit to the Director 
the communication referred to in para¬ 
graph 2 and this results in a financial loss for 
the Fund, that Contracting State shall be 
liable to compensate the Fund for such loss. 
The Assembly shall, on the recommenda- 
tion of the Director, decide whether such 
compensation shall be payable by that Con¬ 
tracting State. 


cet Etat. Une teile declaration est faite par 
öcrit et doit pr^ciser les obligations qui sont 
assumees. 

2. Si ia declaration vis^e au paragraphe 1 
est faite avant rentröe en vigueur de Ia 
präsente Convention conformöment ä l’arti- 
cle 40, eile est adress^e au Secretaire ge¬ 
neral de rOrganisation qui Ia communique ä 
l'Administrateur apr^s l'entr^ en vigueur 
de Ia Convention. 

3. Toute declaration faite, conformement 
au paragraphe 1, apr^s t’entr^ en vigueur 
de Ia presente Convention est adressee ä 
l’Administrateur. 

4. Tout Etat qui a falt Ia d^laration visde 
par les dispositions du präsent article peut 
Ia retirer sous r6serve d’adresser une notifi¬ 
cation ecrite ä TAdministrateur. La notifica¬ 
tion prend effet trois mois apres sa date de 
r^eption. 

5. Tout Etat lie par une declaration faite 
conformement au present article est tenu, 
dans toute proc^dure judiciaire devant un 
tribunal comp6lent et relative au respect de 
l'obligation d^finie dans cette declaration. 
de renoncer ä i'immunit^ de juridiction qu*il 
aurait pu invoquer. 


Article 15 

1. Chaque Etat contractant s’assure que 
toute personne qui regoit, sur son territoire, 
des hydrocarbures donnant lieu ä contribu- 
tion en quantites telles qu'elle est tenue de 
contribuer au Fonds, figure sur une liste 
etablie et tenue ä jour par TAdministateur 
conformement aux dispositions suivantes. 


2. Aux fins prevues au paragraphe 1, tout 
Etat contractant communique par ecrit ä 
rAdministrateur, ä une date qui sera fixee 
dans le regiement interieur, le nom et 
l’adresse de toute personne qui est tenue, 
en ce qui conceme cet Etat, de contribuer 
au Fonds conformement ä l’article 10, ainsi 
que des indications sur les quantites d*hy- 
drocarbures donnant lieu ä contributlon qui 
ont ete regues par cette personne au cours 
de l’annee civile precödente. 

3. La liste fait foi jusqu’ä preuve contraire 
pour ^tablir quelies sont, ä un moment 
donnd, les personnes tenues, en vertu de 
Tarticle 10, paragraphe 1, de contribuer au 
Fonds et pour d^terminer, s"il y a lieu, les 
quantites d'hydrocarbures sur Ia base des- 
quelles est fixe le montant de Ia contribution 
de chacune de ces personnes. 

4. Lorsqu’un Etat contractant ne remplit 
pas Pobligation qu’il a de soumettre ä 
rAdministrateur les renseignement vis4s au 
paragraphe 2 et que cela entralne une perte 
financiere pur le Fonds, cet Etat contractant 
est tenu d’indemniser le Fonds pour (a perte 
subie. Apres avls de rAdministrateur, 
l’Assemblee decide ci cette indemnisation 
est exigible de cet Etat contractant. 


im einzelnen aufzuführen. 


(2) Wird eine Erklärung nach Absatz 1 vor 
dem Inkrafttreten dieses Übereinkommens 
nach Artikel 40 abgegeben, so wird sie beim 
Generalsekretär der Organisation hinter¬ 
legt, der sie nach Inkrafttreten des Überein¬ 
kommens dem Direktor mitteilt. 

(3) Eine nach Inkrafttreten dieses Über¬ 
einkommens gemäß Absatz 1 abgegebene 
Erklärung wird beim Direktor hinterlegt. 

(4) Eine nach diesem Artikel abgegebene 
Erklärung kann von dem betreffenden Staat 
durch schriftliche Mitteilung an den Direktor 
zuruckgenommen werden. Eine solche Mit¬ 
teilung wird drei Monate nach ihrem Ein¬ 
gang beim Direktor wirksam. 

(5) Jeder Staat, der durch eine nach die¬ 
sem Artikel abgegebene Erklärung gebun¬ 
den ist, verzichtet in einem Verfahren, das 
wegen einer der in der Erklärung aufgeführ¬ 
ten Verpflichtungen vor einem zuständigen 
Gericht gegen ihn anhängig gemacht wird, 
auf jede Immunität, die er anderenfalls gel¬ 
tend machen könnte. 

Artikel 15 

(1) Jeder Vertragsstaat trägt dafür Sorge, 
daß jede Person, die in seinem Hoheitsge¬ 
biet beitragspflichtiges Öl in solchen Men¬ 
gen erhält, daß sie dem Fonds gegenüber 
zu Beitragszahlungen verpflichtet Ist, in 
einer Liste aufgeführt wird, die vom Direktor 
entsprechend den folgenden Bestimmun¬ 
gen dieses Artikels anzulegen und auf dem 
laufenden zu halten ist. 

(2) Für die in Absatz 1 angeführten Zwek- 
ke teilt jeder Vertragsstaat dem Direktor 
schriftlich zu der Zeit und in der Weise, wie 
sie in der Geschäftsordnung zu bestimmen 
sind, Namen und Anschrift aller Personen 
mit, die hinsichtlich dieses Staates ver¬ 
pflichtet sind, nach Artikel 10 Beiträge zum 
Fonds zu leisten, und macht Angaben über 
die maßgeblichen Mengen beitragspflichti¬ 
gen Öls, die diese Personen während des 
vorangegangenen Kalenderjahrs erhalten 
haben. 

(3) Für die Feststellung, welche Personen 
zu einer bestimmten Zelt nach Artikel 10 
Absatz 1 dem Fonds gegenüber beitrags¬ 
pflichtig sind, und für die Bestimmung der 
Ölmengen, die gegebenenfalls für jede die¬ 
ser Personen bei der Festsetzung ihrer Bei¬ 
träge zu berücksichtigen sind, gelten die 
Angaben in der Liste bis zum Beweis des 
Gegenteils als richtig. 

(4) Erfüllt ein Vertragsstaat nicht seine 
N^erpflichtung, dem Direktor die in Absatz 2 
bezeichnete Mitteilung zu machen, und er¬ 
gibt sich daraus für den Fonds ein finanziel¬ 
ler Verlust, so ist dieser Vertragsstaat ver¬ 
pflichtet, den Fonds für diesen Verlust zu 
entschädigen. Die Versammlung beschließt 
auf Empfehlung des Direktors, ob diese 
Entschädigung von dem betreffenden Ver¬ 
tragsstaat zu zahlen ist. 
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Organization and Administration 

Article 16 

The Fund shall have an Assembly and a 
Secretariat headed by a Director, 

Assembly 

Article 17 

The Assembly shall conslst of all Con¬ 
tracting States to this Convention. 

Article 18 

The functions of the Assembly shall be; 

1. to elect at each regulär session Its 
Chairman and two Vice-Chairmen who 
shall hold Office until the next regulär 
Session; 

2. to determine its own rules of pro- 
cedure, subject to the provisions of this 
Convention: 

3. to adopt Internal Regulations necess- 
ary for the proper functioning of the 
Fund; 

4. to appoint the Director and make provi¬ 
sions for the appointment of such other 
personnel as may be necessary and 
determine the terms and conditions of 
Service of the Director and other per¬ 
sonnel; 

5. to adopt the annual budget and fix the 
annual conthbutions; 

6. to appoint auditors and approve the 
accounts of the Fund; 

7. to approve Settlements of Claims 
against the fund, to take decisions in 
respect of the distribution among clai- 
mants of the available amount of com- 
pensation in accordance with Article 4, 
Paragraph 5, and to determine the 
terms and conditions according to 
which provisional payments in respect 
of Claims shall be made with a vrew to 
ensuring that victims of pollution dam¬ 
age are compensated as promptly as 
possible; 

8. (deleted) 

9. to establish any temporary or perma¬ 
nent subsidiary body it may consider to 
be necessary, to define its terms of 
reference and to give it the authority 
needed to perform the furtctions en- 
trusted to it; when appointing the mem- 
bers of such body, the Assembly shall 
endeavour to secure an equitable geo- 
graphical distribution of members and 
to ensure that the Contracting States, 
in respect of which the largest quan- 
tities of contributing oil are being re- 
ceived, are appropriately represented; 


Organisation et administration 

Article 16 

Le Fonds comprend une Assemblee et un 
Secrötariat dirige par un Administrateur. 


Assembl4e 
Article 17 

L’Assemblee se compose de tous les 
Etats contractants- 


Article 18 

L’Assemblee a pour fonctions; 

1. d’ölire, ä chaque session ordinaire, un 
Präsident et deux vice-präsidents qui 
restent en fonctions jusqu’ä la session 
ordinaire suivante; 

2. d’ätablir son propre räglement interie- 
ru, pour ce qui n’aura pas ätä expres¬ 
sement prevu par ta präsente Conven¬ 
tion; 

3. d’adopter le räglement intäiieur du 
Fonds necessaire ä son bon fonction- 
nement; 

4. de nommer l’Administrateur, d’edicter 
des rägtes en vue de la nomination des 
autres membres du personnel näces- 
saires et de fixer les conditions d’em- 
ploi de TAdministrateur et des autres 
membres du personnel; 

5. d’adopter le budget annuel et de fixer 
les contributions annuelles; 

6. de nommer les commissaires aux 
comptes et d'approuver les comptes 
du Fonds; 

7. d’approuver le räglement des deman- 
des cTindemnisation adressäes au 
Fonds, de se prononcer sur la räparti- 
tion entre les demandeurs du montant 
disponible au titre de la räparation des 
dommages conformäment ä Tarticle 4. 
pararaphe 5, et de fixer tes conditions 
dans lesquelles peuvent etre effectuäs 
des versements provisoires afin que 
les victimes de dommages par pollu¬ 
tion soient indemnisäes (e plus rapide¬ 
ment possible; 

8. (supprimä) 

9. d’instituer tout Organe substdiaire, per¬ 
manent ou temporaire, qu’elle juge 
näcessaire, de däfinier son mandat et 
de lui donner les pouvoirs requis pour 
exercer les fonctions qui lui ont ätä 
confiäes; lorsqu'elle nomme les mem¬ 
bres d’un tel Organe, l’Assembläe veilte 
ä assurer une räpartition gäographique 
äquitable des membres et ä ce que les 
Etats contractants qui regoivent les 
plus grandes quantitäs d’hydrocar- 
bures donnant lieu ä contribution 
soient repräsentäs de maniäre satis- 


Organisation und Verwaltung 

Artikel 16 

Der Fonds hat eine Versammlung und ein 
von einem Direktor geleitetes Sekretariat. 

Die Versammlung 

Artikel 17 

Die Versammlung setzt sich aus allen 
Vertragsstaaten dieses Übereinkommens 
zusammen. 

Artikel 18 

Die Versammlung hat folgende Auf¬ 
gaben: 

1. Sie wählt bei jeder ordentlichen Ta¬ 
gung ihren Vorsitzenden und zwei 
stellvertretende Vorsitzende, die bis 
zur nächsten ordentlichen Tagung 
amtieren; 

2. sie bestimmt im Rahmen dieses Über¬ 
einkommens ihre eigenen Verfahrens¬ 
regeln; 

3. sie beschließt die für den ordnungsge¬ 
mäßen Betrieb des Fonds notwendige 
Geschäftsordnung; 

4. sie ernennt den Direktor und erläßt 
Vorschriften für die Ernennung sonsti¬ 
gen erforderlichen Personals; sie be¬ 
stimmt die Ansteltungsbedingungen 
des Direktors und des sonstigen Per¬ 
sonals; 

5. sie genehmigt den Jahreshaushalt und 
setzt die Jahresbeiträge fest; 

6. sie ernennt Rechnungsprüfer und ge¬ 
nehmigt die Rechnungslegung des 
Fonds; 

7. sie genehmigt die Regelung von An¬ 
sprüchen gegen den Fonds, beschließt 
über die Verteilung des zur Verfügung 
stehenden Entschädigungsbetrags un¬ 
ter die Geschädigten entsprechend Ar¬ 
tikel 4 Absatz 5 und bestimmt die Be¬ 
dingungen, nach denen vorläufige 
Zahlungen und Ansprüche geleistet 
werden, um sicherzustellen, daß von 
Verschmutzungsschäden Betroffene 
so schnell wie möglich entschädigt 
werden; 

8. (gestrichen) 

9. sie setzt die ihr erforderlich erschei¬ 
nenden zeitweiligen oder ständigen 
Unterorgane ein, bestimmt deren Auf¬ 
gabenbereiche und erteilt ihnen die 
Befugnisse, die zur Durchführung der 
ihnen übertragenen Aufgaben notwen¬ 
dig sind; bei der Ernennung der Mitglie¬ 
der dieser Organe bemüht sich die 
Versammlung, für eine ausgewogene 
geographische Verteilung der Mitglie¬ 
der zu sorgen und sicherzustellen, daß 
die Vertragsstaaten, in denen die größ¬ 
ten Mengen beitragspflichtigen Öls in 
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the Rules of Procedure of the Assem- 
biy may be applied, mutatis mutandis, 
for the Work of such subsidiary body; 


10. to determine which non-Contracting 
States and which inter-govemmental 
and international non-govemmental 
organizations shall be admitted to take 
pari, without voting rights, in meetings 
of the Assembly and subsidiary 
bodies; 

11. to give instructions conceming the ad- 
ministration of the Fund to the Director 
and subsidiary bodies; 

12. (deleted) 

13. to supervise the proper execution of 
the Convention and of its own deci- 
sions; 

14. to perform such other functions as are 
allocated to it under the Convention or 
are otherwise necessary for the proper 
Operation of the Fund. 


Article 19 

1. Regular sessions of the Assembly shall 
take place once every caiendar year upon 
convocation by the Director. 

2. Extraordinary sessions of the Assem- 
biy shall be convened by the Director at the 
request of at least one-third of the members 
of the Assembly and may be convened on 
the Director’s own initiative after consulta* 
tion with the Chairman of the Assembly. The 
Director shall give members at least thirty 
days’ notice of such sessions. 


Article 20 

A majority of the members of the Assem¬ 
bly shall constitute a quorum for its mee¬ 
tings. 

• 

Art!des 21-27 
(deleted) 

Secretariat 

Article 28 

1. The Secretariat shall comprise the 
Director and such staff as the adminstration 
of the Fund may require. 

2. The Director shall be the legal re- 
presenlative of the Fund. 

Article 29 

1. The Director shall be the chief adminis¬ 
trative officer of the Fund. Subject to the 
instructions given to him by the Assembly, 
he shall perform those functions which are 
assigned to him by this Convention, the 


faisante; le r^lement Interieur de 
t’Assembi^e peut rögir, mutatis mu¬ 
tandis, les travaux de cet Organe sub- 
sidiaire; 


10. de d^terminer parmi les Etats qui ne 
sont pas Parties ä la Convention et 
parmi les organisations intergouveme- 
mentales ou internationales non gou- 
vemementales ceux qui seront auto- 
risds ä participer, sans droit de vote, 
aux sessions de l'Assemblee et des 
Organes subsidiaires; 

11. de donner ä TAdministrateur et aux 
Organes subsidiaires toutes instruc¬ 
tions relatives ä la gestion du Fonds; 

12. (supprimö) 

13. de veiller ä la bonne application des 
dispositions de la Convention et de ses 
propres döcisions; 

14. de s’acquitter de toute autre fonction 
qui est de sa comp^terKe aux termes 
de la präsente Convention ou qui est 
n^essaire au bon fonctlonnement du 
Fonds. 


Article 19 

1. L’Assembly se r6unit en session or- 
dinaire, chaque ann^e civile, sur convoca¬ 
tion de TAdministrateur. 

2. UAssemblde se r^unlt en session ex- 
traordinäire sur convocation de l’Adminis- 
trateur ä la demande d’un tiers au moins 
des membres de l’Assemblee. Elle peut 
egalement dtre convogude ä Tinitiative de 
TAdministrateur, apr^s consultation du Pre¬ 
sident de l’Assemblee. Les membres sont 
informes de ces sessions par l'Administra- 
teur au moins trente jours a l’avance. 


Article 20 

La majorite des membres de l’Assemblee 
constitue le quorum requis pour ses 
reunions. 


Articles 21 ä 27 
(supprimes) 


Secretariat 

Article 28 

1. Le Secretariat comprend TAdministra- 
teur et le persqnnel qui est necessaire ä 
l’Administration du Fonds. 

2. L’Administrateur est le representant 
legal du Fonds. 


Article 29 

1. L ’Administrateur est le plus haut fonc- 
tionnaire du Fonds. Sous reserve des ins¬ 
tructions qui lui sont donnees par l’Assem- 
biee, II s’acquitte des fonctions qui (ui sont 
devolues aux termes de la presente 


Empfang genommen werden, ange¬ 
messen vertreten sind; die Verfahrens¬ 
regeln der Versammlung können für 
die Tätigkeit dieser Unterorgane ent¬ 
sprechend angewendet werden; 

10. sie bestimmt, welche Nichtvertrags¬ 
staaten und welche zwischenstaat¬ 
lichen und internationalen nichtstaat¬ 
lichen Organisationen ohne Stimm¬ 
recht zur Teilnahme an den Sitzungen 
der Versammlung und der Unterorga¬ 
ne zugelassen werden; 

11. sie erteilt dem Direktor und den Unter¬ 
organen Weisungen für die Verwaltung 
des Fonds; 

12. (gestrichen) 

13. sie überwacht die ordnungsgemäße 
Durchführung des Übereinkommens 
und ihrer eigenen Beschlüsse; 

14. sie nimmt alle sonstigen Aufgaben 
wahr, die ihr rwich dem Übereinkom¬ 
men übertragen oder die sonst für den 
ordnungsgemäßen Betrieb des Fonds 
erforderlich sind. 

Artikel 19 

(1) Ordentliche Tagungen der Versamm¬ 
lung finden nach Einberufung durch den 
Direktor einmal in jedem Kalenderjahr 
statt. 

(2) Außerordentliche Tagungen der Ver¬ 
sammlung werden auf Antrag mirKlestens 
eines Drittels der Mitglieder der Versamm¬ 
lung vom Direktor einberufen; der Direktor 
kann auch von sich aus nach Konsultierung 
des Vorsitzenden der Versammlung eine 
außerordentliche Tagung einberufen. Der 
Direktor unterrichtet die Mitglieder minde¬ 
stens dreißig Tage im voraus von einer 
solchen Tagung. 

Artikel 20 

Die Versammlung Ist beschlußfähig, 
wenn die Mehrheit ihrer Mitglieder bei einer 
Sitzung anwesend ist. 

Artikel 21 bis 27 

(gestrichen) 

Das Sekretariat 

Artikel 28 

(1) Das Sekretariat setzt sich aus dem 
Direktor und dem für die Verwaltung des 
Fonds erforderlichen Personal zusammen. 

(2) Der Direktor ist der gesetzliche Vertre¬ 
ter des Fonds. 

Artikel 29 

(1) Der Direktor ist der höchste Venval- 
tungsbedienstete des Fonds. Vorbehaltlich 
der ihm von der Versammlung erteilten Wei¬ 
sungen nimmt er die ihm durch dieses 
Übereinkommen, die Geschäftsordnung 
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Internal Regulations of the Fund and the 

Assembly. 

2. The Director shall in particular 

(a) appoint the personnel required for the 
administratlon of the Fund; 

(b) take all appropriate measures with a 
View to the proper administratlon of the 
Fund’s assets; 

(c) collect the contributions due under this 
Convention while observing in particular 
the provisions of Artlcle 13. Para¬ 
graph 3; 

(d) to the extent necessary to deal with 
Claims against the Fund and carry out 
the other functions of the Fund, employ 
the Services of legal, financial and other 
experts; 

(e) take all appropriate measures for deal- 
ing with Claims against the Fund with in 
the limits and on conditions to be laid 
down in the Internal Regulations, includ- 
ing the final Settlement of Claims without 
the prior approval of the Assembly 
where these Regulations so provide; 


(f) prepare and submit to the Assembly the 
financial Statements and budget es- 
timates for each calendar year; 

(g) prepare, in consultation with the Chair¬ 
man of the Assembly, and publish a 
report on the activities of the Fund dur- 
ing the previous calendar year; 

(h) prepare, collect and circulate the 
papers, documents, agenda, minutes 
and Information that may be required for 
the work of the Assembly and subsidlary 
bodies. 

Article 30 

In the Performance of their duties the 
Director and the staff and experts appointed 
by him shall not seek or receive instructions 
from any Government or from any authority 
extemal to the Fund. They shall refrain from 
any action which might reflect on their Posi¬ 
tion as international officials. Each Contract¬ 
ing State on its pari underiakes to respect 
the exclusively international character of the 
resposibilities of the Diretor and the staff 
and experts appointed by him, and not to 
seek to influence them in the discharge of 
their duties. 


Finances 

Article 31 

1. Each Contracting State shall bear the 
salary, travel and other expenses of its own 


Convention et du r^lement intörieur du 

Fonds et de celles qui lui sont attribu^s par 

l’Assemblöe. 

2. II lui irrcombe notamment: 

a) de nommer le personne) n^cessaire ä 
l’administration; 

b) de prendre toute mesure utile ä ia bonne 
gestion des actifs du Fonds; 

c) de recouvrer les contributions dues en 
vertu de Ia prösente Convention, en Ob¬ 
servant notamment les dispositions de 
rariicle 13. paragraphe 3; 

d) de faire appel aux Services d'experis 
juridiques, financiers ou autres, dans Ia 
mesure oü leur assistance est n^es- 
saire au r^tement des demandes intro- 
duites contre le Fonds ou ä l'exercice 
d'autres fonctions de celui-ci; 

e) de prendre toutes mesures en vue du 
r^glement des demandes d'indemnisa- 
tion prösent^es au Fonds, dans les li- 
mites et conditions fixöes par le rögle- 
ment int4rieur, y compris le r^glement 
final des demandes d'indemnisation 
Sans Tapprobation pr^alable de 
TAssembl^e, si le r^glement Interieur en 
dispose ainsi; 

f) d'^tablir et de präsenter ä l’Assembl^e 
les ötats financiers et les provisions bud- 
getaires pour chaque annOe civile; 

g) d’Otablir, en liaison avec le President de 
TAssemblOe, et de publier un rappori sur 
les activites du Fonds au cours de 
Tannee civile prOcOdente; 

h) d’elaborer, rassembler et diffuser les 
notes, documents, ordres du jour, comp- 
tes rendus et renseignements requis 
pour les travaux de TAssemblOe et des 
Organes subsidiaires. 


Article 30 

Dans Texercice de leurs devoirs, l’Admi- 
nistrateur ainsi que le personnel nommO et 
les experts dOsignOs par lui ne sollicitent ou 
n’acceptent d'instructions d’aucun gouver- 
nement ni d’aucune autoritO OtrangOre au 
Fonds. Hs s’abstiennent de tout acte incom- 
patible avec leur Situation de fonctionnaires 
intemationaux. Chaque Etat contractant 
s’engage ä respecter le caractOre exclusi- 
vement internaftonal des fonctions de 
l’Administrateur ainsi que du personnel 
nommO et des experts dOsignOs par celut-ci 
et ä ne pas chercher ä les influencer dans 
rexOcution de leur täche. 


Finances 
Article 31 

1. Chaque Etat Partie ä (a Convention 
prend ä sa Charge les rOmunOrations, frais 


des Fonds und die Versammlung übertra¬ 
genen Aufgaben wahr. 

(2) Der Direktor hat insbesondere folgen¬ 
de Aufgaben: 

a) Er ernennt das für die Verwaltung des 
FotkIs erforderliche Personal; 

b) er trifft alle zur odnungsgemäßen Ver¬ 
waltung des Fondsvermögens erforder¬ 
lichen Maßnahmen; 

c) er zieht unter besonderer Beachtung 
des Artikels 13 Absatz 3 die nach die¬ 
sem Übereinkommen zu zahlenden Bei¬ 
träge ein; 

d) soweit die Regelung von gegen den 
Fonds geltend gemachten Ansprüchen 
und die Durchführung der anderen Auf¬ 
gaben des Fonds es erfordern, nimmt er 
die Hilfe von Rechts-, Finanz- und ar>de- 
ren Sachverständigen in Anspruch; 

e) er trifft alle geeigneten Maßnahmen zur 
Regelung von gegen den Fonds geltend 
gemachten Ansprüchen nach Maßgabe 
der Geschäftsordnung, einschließlich 
der endgültigen Regelung von Ansprü¬ 
chen ohne vorherige Genehmigung der 
Versammlung, sofern die Geschäftsord¬ 
nung dies vorsieht; 

f) er erstellt für jedes Kalenderjahr den 
Finanzbericht und die Haushaltsvoran¬ 
schläge und legt sie der Versammlung 
vor; 

g) er erstellt im Benehmen mit dem Vorsit¬ 
zenden der Versammlung einen Bericht 
über die Tätigkeit des Fonds im voran¬ 
gegangenen Kalenderjahr und veröf¬ 
fentlicht ihn; 

h) er erstellt, sammelt und verteilt die 
Schriftstücke, Unterlagen, Tagesord¬ 
nungen, Protokolle und Informationen, 
die für die Arbeit der Versammlung und 
der Unterorgane benötigt werden. 

Artikel 30 

Bei der Erfüllung ihrer Pflichten dürfen 
der Direktor, das von ihm ernannte Perso¬ 
nal und die von ihm bestimmten Sachver¬ 
ständigen von einer Regierung oder einer 
arKleren Stelle außerhalb des Fonds Wei¬ 
sungen weder erbitten noch entgegen¬ 
nehmen. Sie haben sich jeder Tätigkeit zu 
enthalten, die mit ihrer Stellung als inter- 
riationaie Bedienstete unvereinbar ist Je¬ 
der Veriragsstaat verpflichtet sich seiner¬ 
seits, den ausschließlich intematiortalen 
Charakter der Aufgaben des Direktors, des 
von ihm ernannten Personals und der von 
ihm bestimmten Sachverständigen zu ach¬ 
ten und nicht zu versuchen, sie bei der 
Erfüllung ihrer Pflichten zu beeinflussen. 


Finanzen 

Artikel 31 

(1) Jeder Veriragsstaat übernimmt die 
Gehälter, die Reisekosten und die sonsti- 
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delegation to the Assembly and of its re- 
presentatives on subsidiary. bodies. 

2. Any other expenses ir>curred in the 
Operation of the Fund shall be bome by the 
Fund. 


Voting 

Articfe 32 

The following provislons shall apply to 

voting in the Assembly; 

(a) each member shall have one vote; 

(b) except as otherwise provided in Arti- 
cle 33, decisions of the Assembly shall 
be by a majority vote of the members 
present and voting; 

(c) decisions where a three-fourths or a 
two-thirds majority is required shall be 
by a three fourths or two-thirds majority 
vote, as the case may be, of those pre¬ 
sent; 

(d) for the purpose of this Article the phrase 
“members present” means “members 
present at the meeting at the time of the 
vote”, and the phrase “members present 
and voting” means “members present 
and Casting an affirmative or negative 
vote”. Members who abstain from voting 
shall be considered as not voting. 


Article 33 

The following decisions of the Assembly 

shall require a two-thirds majority: 

(a) a decision under Article 13, Para¬ 
graph 3, not to take or continue action 
against a contributor; 

(b) the appointment of the Director under 
Article 18, paragraph 4; 

(c) the establishment of subsidiary bodies, 
under Article 18, paragraph 9, and mat- 
ters relating to such establishment. 


Article 34 

1. The Fund, its assets, income, including 
contributions, and other property shall enjoy 
in all Contracting States exemption from all 
direct taxation. 

2. When the Fund makes substantial 
purchases of movable or immovable prop¬ 
erty, or has important work carried out 
which is necessary for the exercise of its 
official activities and the cost of which in- 
cludes indirect taxes or sales taxes, the 
Government of Member States shall take, 
whenever possible, appropriate measures 
for the remission or refund of the amount of 
such duties and taxes. 


de d^lacement et autres döpenses de sa 
delegation ä TAssembl^e et de ses repre- 
sentants dans les Organes subsidiaires. 

2, Toute autre d^pense engag^ pour le 
fonctionnement du Fonds est ä la Charge de 
ce dernier. 


Vote 

Article 32 

Le vote ä l’Assembl^e est r6gi par les 
dispositions suivantes; 

a) chaque membre dispose d’une voix; 

b) sauf dispositions contraires de t'article 
33, les döcisions de l'Assemblöe sont 
prises ä la majority des membres pr6- 
sents et votants; 

c) lorsqu’une majoritö des trois quarts ou 
des deux tiers est requise, ä la majority 
des trois quarts ou des deux tiers des 
membres pr^sents; 

d) aux fins du präsent article, l’expression 
«membres prösents» signifie «membres 
prösents ä la s4ance au moment du 
vote». Le membre de phrase «membres 
prösents et votants» dösigne les «mem¬ 
bres pr^sents et exprimant un vote affir- 
matif ou n6gatif». Les membres qui 
s’abstiennent sont consid6r6s comme 
ne votant pas. 

Article 33 

Les decisions suivantes de l'Assemblee 
exigent une majorite des deux tiers: 

a) toute decision, prise conformement aux 
dispositions de l’article 13, paragraphe 3. 

' de renoncer ä une action en justice 
contre un contributaire; 

b) la nomination de TAdministrateur confor¬ 
mement aux dispositions de l'article 18, 
paragraphe 4; 

c) la cröation d'organes subsidiaires 
conformöment ä l’article 18, paragra¬ 
phe 9, et les decisions qui s’y rappor- 
tert. 

Article 34 

1. Le Fonds, ses avoirs, revenus y com- 
pris les contributions et autres biens sont 
exonäres de tout impöt direct dans tous les 
Etats contractants. 

2. Lorsque le Fonds effectue des achats 
importants de biens mobiliers ou immobi- 
liers ou fait exöcuter des prestations de 
Services importantes, nöcessaires ä l’exer- 
cice de ses activitds officielles et dont le prix 
comprend des droits indirects ou des taxes 
ä la vente, les gouvernements des Etats 
Membres prennent, chaque fois qu’ils le 
peuvent, des dispositions appropriees en 
vue de la remise ou du remboursement du 
montant de ces droits et taxes. 


gen Ausgaben für seine Delegation bei der 
Versammlung und für seine Vertreter in den 
Unterorganen. 

(2) Alle anderen durch die Tätigkeit den 
Fonds entstehenden Kosten werden von 
diesem übernommen. 


Abstimmung 

Artikel 32 

Die Abstimmungen in der Versammlung 
unterliegen folgenden Bestimmungen: 

a) Jedes Mitglied hat eine Stimme; 

b) sofern Artikel 33 nichts anderes vor¬ 
sieht, bedürfen die Beschlüsse der Ver¬ 
sammlung der Mehrheit der anwesen¬ 
den und abstimmenden Mitglieder; 

c) Beschlüsse, für die eine Dreiviertel¬ 
oder Zweidrittelmehrheit erforderlich ist, 
bedürfen einer Dreiviertel- bzw. Zwei¬ 
drittelmehrheit der anwesenden Mit¬ 
glieder; 

d) im Sinne dieses Artikels bedeutet der 
Ausdruck , 3 nwesende Mitglieder“ „Mit¬ 
glieder, die zur Zelt der Abstimmung bei 
der Sitzung anwesend sind“, der Aus¬ 
druck „anwesende ur>d abstimmende 
Mitglieder“ bedeutet „Mitglieder, die an¬ 
wesend sind und eine Ja- oder Nein¬ 
stimme abgeben“. Mitglieder, die sich 
der Stimme enthalten, gelten als nicht 
an der Abstimmung teilnehmend. 

Artikel 33 

Folgende Beschlüsse der Versammlung 
bedürfen einer Zweidrittelmehrheit: 

a) ein Beschluß nach Artikel 13 Absatz 3, 
keine Maßnahmen gegen einen Bei¬ 
tragspflichtigen zu treffen oder fortzu¬ 
setzen: 

b) die Ernennung des Direktors nach Arti¬ 
kel 18 Nummer 4: 

c) die Einsetzung von Unterorganen nach 
Artikel 18 Nummer 9 und die mit dieser 
Einsetzung zusammenhängenden An¬ 
gelegenheiten. 

Artikel 34 

(1) Der Fonds, seine Guthaben, seine 
Einnahmen einschließlich der Beiträge und 
seine sonstigen Vermögenswerte sind in 
den Vertragsstaaten von jeder direkten 
Steuer befreit. 

(2) Kauft der ForKJs in beträchtlichem 
Umfang bewegliche oder unbewegliche 
Vermögenswerte oder läßt er größere Ar¬ 
beiten durchführen, die für die Ausübung 
einer amtlichen Tätigkeit erforderlich sind 
und deren Kosten indirekte oder Verkaufs¬ 
abgaben einschließen, so treffen die Regie¬ 
rungen der Mitgliedstaaten nach Möglich¬ 
keit geeignete Maßnahmen zum Erlaß oder 
zur Erstattung dieser Abgaben. 
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3. No exemptfon shad be accorded in the 
case of duties, taxes or dues which merety 
constitute payment for public Utility Ser¬ 
vices. 

4. The Fund shall enjoy exemption from 
all customs duties, taxes and other related 
taxes on articles Importes or exported by it 
or on its behalf for its official use. Articles 
thus imported shall not be transferred either 
for consideration or gratis on the territory of 
the country into which they have been Im¬ 
ported except on conditions agreed by the 
Government of that country. 


5. Persons contributing to the Fund and 
victims and owners of ships receiving com- 
pensatlon from the Fund shall be subject to 
the fiscal legislatlon of the State where they 
are taxable, no special exemption or other 
benefit being conferred on them in this re- 
spect. 

6. Information relating to individual con- 
tributors supplied for the purpose of this 
Convention shall not be divulged outside 
the Fund except in so far as it may be stiictly 
necessary to enable the Fund to carry out 
its functions Including the biinging and de- 
fending of legal proceedings. 


7. Independently of existing or future re- 
gulations conceming currency or transfers, 
Contracting States shall authorize the trans- 
fer and payment of any contribution to the 
Fund and of any compensation paid by the 
Fund without any restriction. 


Transitional Provisions 
Article 35 

Claims for compensation under Article 4 
arising from incldents occuring after the 
date of entry into force of this Convention 
may not be brought against the FurKt earlier 
than the one hundred and twentieth day 
after that date. 


Article 36 

The Secretary-General of the Organiza¬ 
tion shall convene the first session of the 
Assembly. This session shall take place as 
soon as possible after entry into force of this 
Convention and, In any case, not more than 
thirty days after such entry into force. 


Article 36^ 

The foiiowing transitional provisions shall 
appiy in the period, hereinafter referred to 
as the transitional period, commerKing with 
the date of entry into force of this Conven- 


3. Aucune exon^ration n’est accord^e en 
ce qui conceme les impdts, taxes et droits 
qui ne constituent que la simple r^mundra- 
tion de Services d’utilit^ publique. 

4. Le Fonds est exon^r^ de tous droits de 
douane, taxes et autres impöts connexes ä 
rdgard des objets Importes ou export^s par 
lui ou en son nom pour son usage officiel. 
Les objets ainsi Importes ne seront pas 
c^^s ä titre on^reux ou gratult sur le terri- 
toire du pay dans lequel ils auront 6td in- 
troduits, ä moins que ce ne soit ä des condi¬ 
tions agr^^es par le gouvernement de ce 
pays. 


5. Les personnes qui contribuent au 
Fonds aussi bien que les victimes et pro- 
pri^taires de navires qui regoivent des ver- 
sements du Fonds restent soumis ä la lögis- 
lation fiscale de TEtat oCi ils sont imposa- 
bles, Sans que la präsente Convention ne 
leur confdre d’exemption ni d’autre avan- 
tage fiscal. 

6. Les renseignements ooncemant cha- 
que conthbutaire foumis aux fins de la prä¬ 
sente Convention ne sont pas divulgu^s en 
dehors du Fonds, sauf si cela est absolu- 
ment ndcessaire pour permettre au Fonds 
de s'acquitter de ses fonctions, notamment 
en tant que demandeur ou d^fendeur dans 
une action en justice. 

7. Quelle que soit leur räglementation 
actuelle ou future en matidre de contröle 
des changes ou de transferts de capitaux, 
les Etats contractants autorisent, sans au¬ 
cune restriction, les transferts et verse- 
ments des contributions au Fonds ainsi que 
des indemnitös pay^es par le Fonds. 


DIsposItions transttoires 
Article 35 

Les demandes d’indemnisation vis4es ä 
rarticle 4 qui d^coulent d*^v4nements sur- 
venus aprös la date d*entrde en vtgueur de 
la präsente Convention ne peuvent ötre pr^ 
sent^es au Fonds avant l’expiration d’un 
ddlai de cent vingt jours ä compter de cette 
date. 


Article 36 

Le Secr^taire gönäral de TOrganisation 
convoque PAssembl^ pour sa premiöre 
session. Cette session se tient däs que 
possible aprds l’entröe en vlgueur de la 
Convention et, en tout cas, dans un d^lai de 
trente Jours, ä compter de la date de cette 
entrde en vlgueur. 


Article 36*^ 

Les dispositions transitoires sulvantes 
s’appliquent pendant la pöriode, ci-aprbs 
d^nommöe «pöriode transitoire», qui va de 
la date d*entr6e en vlgueur de la präsente 


(3) Eine Befreiung wird nicht gewährt bei 
Steuern, Gebühren und sonstigen Abga¬ 
ben, die lediglich eine Vergütung für Dienst¬ 
leistungen öffentlicher Versorgungsbetriebe 
darstellen. 

(4) Der Fonds genießt Befreiung von al¬ 
len Zöllen, Steuern urnf anderen damit zu¬ 
sammenhängenden Abgaben auf Waren, 
die von ihm oder In seinem Namen für sei¬ 
nen amtlichen Gebrauch ein- oder ausge¬ 
führt werden. Auf diese Weise eingeführte 
Waren dürfen weder gegen Bezahlung 
noch unentgeltlich im Hoheitsgebiet des 
Staates, in den sie eingeführt worden sind, 
abgegeben werden, es sei denn zu Bedin¬ 
gungen, denen die Regierung des betref¬ 
fenden Staates zugestimmt hat. 

(5) Personen, die Beiträge zum Fonds 
leisten, sowie Geschädigte und Schiffs¬ 
eigentümer, die vom Fonds Entschädigung 
erhalten, unterliegen den Steuervorschiif- 
ten des Staates, in dem sie steuerpflichtig 
sirKl; ihnen wird insoweit keine besorKfere 
Befreiung oder sonstige Vergünstigung 
gewährt. 

(6) Auskünfte, die über einzelne Beitrags¬ 
pflichtige für die Zwecke dieses Überein¬ 
kommens erteilt wurden, dürfen außerhalb 
des Fonds nur dann bekanntgegeben wer¬ 
den, wenn dies unbedingt erforderlich ist, 
um dem Fonds die Durchführung seiner 
Aufgaben, insbesondere als Kläger oder 
Beklagter in einem Rechtsstreit, zu ermög¬ 
lichen. 

(7) Unabhängig von bestehenden oder 
künftigen Devisen- oder Transferbestim¬ 
mungen gestatten die Vertragsstaaten die 
uneingeschränkte Transferierung und Zah¬ 
lung aller Beiträge an den Fonds und der 
vom Fonds gezahlten Entschädigungsbe¬ 
träge. 


Übergangsvorschriften 
Artikel 35 

Entschädigungsansprüche nach Artikel 4, 
die sich aus Ereignis^n ergeben, die nach 
Inkrafttreten dieses Übereinkommens ein¬ 
getreten sind, können gegen den Fonds 
nicht vor Ablauf von hundertzwanzig Tagen 
nach diesem Zeitpunkt geltend gemacht 
werden. 


Artikel 36 

Der Generalsekretär der Organisation be¬ 
ruft die Versammlung zu Ihrer ersten Ta¬ 
gung ein. Diese Tagung findet so bald wie 
möglich nach Inkrafttreten dieses Überein¬ 
kommens statt, jedoch keinesfalls später 
als dreißig Tage nach seinem Inkraft¬ 
treten. 


Artikel 36^ 

Folgende Übergangsbestimmungen gel¬ 
ten in der Zeit, im folgenden als «Über- 
gangszeir bezeichnet, die mit dem Tag des 
Inkrafttretens dieses Übereinkommens be- 
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tion and ending with the date on which the 
denunciations provkJed for in Article 31 of 
the 1992 Protocol to amend the 1971 Fund 
Convention take effect: 

(a) in the appiication of paragraph 1(a) of 
Artfeie 2 of this Convention, the refer- 
ence to the 1992 Liability Convention 
shall include reference to the Interna^ 
tionat Convention on Civit Liability for Oil 
Pollution Damage, 1969, either in its 
original Version or as amended by the 
Protocol thereto of 1976 (referred to in 
this Article as “the 1969 Liability Con¬ 
vention”), and also the 1971 Fund Con¬ 
vention. 


(b) Where an incident has caused pollution 
damage within the scope of this Con¬ 
vention, the Fund shall pay compensa- 
tion to any person suffering pollution 
damage only if, and to the extent that, 
such person has been unable to obtain 
full and adequate compensation for the 
damage under the terms of the 1969 
Liability Convention, the 1971 Fund 
Convention and the 1992 Liability Con¬ 
vention provided that. in respect of pol¬ 
lution damage within the scope of this 
Convention in respect of a Party to this 
Convention but rwt a Party to the 1971 
Fund Convention, the Fund shall pay 
compensation to any person suffering 
pollution damage only if, arfe to the ext¬ 
ent that, such person would have been 
unable to obtain full and adequate com¬ 
pensation had that State been party to 
each of the above mentioned Conven¬ 
tions. 


(c) In the appiication of Article 4 of this 
Convention, the amount to be taken into 
account in determlning the aggregate 
amount of compensation payabte by the 
Fund shall also include the amount of 
compensation actually paid under the 
1969 Liability Convention, if any, and 
the amount of compensation actually 
paid or deemed to have been paid under 
the 1971 Fund Convention. 


(d) Paragraph 1 of Article 9 of this Conven¬ 
tion shall also apply to the rights enjoyed 
urKler the 1969 Liability Convention. 


Article 

1. Subject to Paragraph 4 of this Article, 
the aggregate amount of the annual con- 
tributlons payable in respect of contributing 
oil received in a sirrgle Contracting State 
duhng a calendar year shall not exceed 
27.5 % of the total amount of annual con- 
tributions pursuant to the 1992 Protocol to 


Convention ä la date ä laquelle prennent 
effet les denonciatlons prövues ä Tarticle 31 
du Protocole de 1992 modifiant la Conven¬ 
tion de 1971 portant cröatlon du Fonds: 

a) Aux fins de Tapplication de l’article 2, 
paragraphe la), de la präsente Con¬ 
vention, toute mention de la Convention 
de 1992 sur la responsabilitd vise la 
Convention internationale de 1969 sur 
la responsabilit^ civile pour les domma- 
ges dus ä la pollution par les hydrocar- 
bures, dans sa Version initiale ou teile 
que modif^e par le Protocole de 1976 y 
reiatif (d^nomm^e ci-apres dans le prä¬ 
sent article la «Convention de 1969 sur 
la responsabilit^»), et ^galement la 
Convention de 1971 portant creation du 
Fonds. 

b) Lorsqu’un ^v^nement a caus^ des dom- 
mages par pollution relevant du champ 
d'application de la präsente Convention, 
le Fonds verse une indemnisation ä tou¬ 
te personne ayant subi un dommage par 
pollution seutement au cas et dans la 
mesure oü une teile personne n’a pas 
pu obtenir une indemnisation int^rale 
et approprt^ en r^paration du domma¬ 
ge subi, en appiication de la Convention 
de 1969 sur la responsabilitö, de la 
Convention de 1971 portant creation du 
Fonds et de la Convention de 1992 sur 
la responsabilit^; toutefois, en ce qui 
conceme des dommages par pollution 
relevant du champ d’application de (a 
presente Convention pour une Partie ä 
la präsente Convention qui n'est pas 
Partie ä la Convention de 1971 portant 
creation du Fonds, te Fonds verse une 
indemnisation ä toute personne ayant 
subi un dommage par pollution seule- 
ment au cas et dans la mesure oü une 
teile personne n’aurait pas pu obtenir 
une indemnisation integrale et appro- 
priee en reparation du dommage subi, si 
cet Etat avait 6X6 Partie ä chacune des 
conventions susmentionnees. 

c) Aux fins de Tapplfeation de l’artfele 4 de 
la presente Convention, le montant ä 
prendre en consid^ration pour d^termi- 
ner le montant total des indemnit^s que 
le Fonds doit verser comprend e^ale- 
ment le montant des indemnit^s effecti- 
vement vers^es en vertu de la Conven¬ 
tion de 1969 sur la responsabilitö, le cas 
echeant, et le montant des indemnitös 
effectivement versöes ou r6put6es avoir 
etö versees en vertu de la Convention 
de 1971 portant cröation du Fonds. 

d) L’article 9, paragraphe 1. de la präsente 
Convention s’applique ^galement aux 
droits d^volus en vertu de la Convention 
de 1969 sur la responsabilite. 

Article 36**' 

1. Sous r^serve des dispositions du para¬ 
graphe 4 du präsent article, le montant total 
des contributions annuelles dues au titre 
des hydrocarbures donnant lieu ä contribu- 
tion regus dans un seul Etat contractant au 
cours d’une ann^ civile donn^ ne doit pas 
ddpasser 27,5% du montant total des 


ginnt und mit dem Tag endet, an dem die in 

Artikel 31 des Protokolls von 1992 zum 

Fondsubereinkommen von 1971 vorgese¬ 
henen Kündigungen wirksam werden: 

a) Bei der Anwendung des Artikels 2 Ab¬ 
satz 1 Buchstabe a umfaßt die Bezug¬ 
nahme auf das Haftungsübereinkom¬ 
men von 1992 die Bezugnahme auf das 
Internationale Übereinkommen von 
1969 über die zivilrechtliche Haftung für 
Ölverschmutzungsschäden entweder In 
seiner ursprünglichen Fassung oder in 
der durch das Protokoll von 1976 zu 
jenem Übereinkommen geänderten 
Fassung (in diesem Artikel als „Haf¬ 
tungsübereinkommen von 1969“ be¬ 
zeichnet) und auch auf das Fondsüber¬ 
einkommen von 1971. 

b) Hat ein Ereignis Verschmutzungsschä¬ 
den innerhalb des Anwendungsbereichs 
dieses Übereinkommens verursacht, so 
zahlt der Fonds an eine Person, die 
Verschmutzungsschäden erlitten hat, 
eine Entschädigung nur, wenn und so¬ 
weit diese Person nach dem Haftungs¬ 
übereinkommen von 1969. dem Fonds¬ 
übereinkommen von 1971 ur>d dem Haf¬ 
tungsübereinkommen von 1992 nicht 
voll und angemessen für den Schaden 
entschädigt werden konnte; in bezug 
auf Verschmutzungsschäden innerhalb 
des Anwendungsbereichs des vorlie¬ 
genden Übereinkommens für eine Ver¬ 
tragspartei des Übereinkommens, die 
nicht Vertragspartei des Fondsüberein¬ 
kommens von 1971 ist, zahlt der Fonds 
an eine Person, die Verschmutzungs¬ 
schäden erlitten hat, eine Entschädi¬ 
gung jedoch nur. wenn und soweit diese 
Person nicht voll und angemessen für 
den Schaden hätte entschädigt werden 
können, wenn der betreffende Staat 
Vertragspartei jedes der genannten 
Übereinkommen gewesen wäre. 


c) Bei der Anwendung des Artikels 4 um¬ 
faßt der Betrag, der bei der Feststellung 
des Gesamtbetrags der vom Fonds zu 
zahlenden Entschädigung zu berück¬ 
sichtigen ist, auch den gegebenenfalls 
auf Grund des Haftungsübereinkom¬ 
mens von 1969 tatsächlich gezahlten 
Entschädigungsbetrag sowie den auf 
Grund des Fondsübereinkommens von 
1971 tatsächlich gezahlten oder als ge¬ 
zahlt geltenden Entschädigungsbetrag. 

d) Artikel 9 Absatz 1 firtdet auch auf die 
nach dem Haftungsübereinkommen von 
1969 zustehenden Rechte Anwen¬ 
dung. 

Artikel 36*”' 

(1) Vorbehaltlich des Absatzes 4 darf der 
Gesamtbetrag der Jahresbeiträge, die für 
beitragspflichtiges Öl, das in einem einzel- 
rten Vertragsstaat während eines Kalernler- 
jahrs in Empfang genommen wurde, zu 
zahlen sirfe, 27,5 v. H. des Gesamtbetrags 
der Jahresbeiträge gemäß dem Protokoll 
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amend the 1971 Fund Convention, in re- 
spect of that calendar year. 


2. If the application of the provisions in 
paragraphs 2 and 3 of Article 12 would 
result in the aggregate amount of the con- 
tributions payable by contributors In a single 
Contracting State in respect of a given 
calendar year exceeding 27.5 % of the total 
annual contributions, the contributions pay¬ 
able by all contributors in that State shall be 
reduced pro rata so that their aggregate 
contributions equal 27.5 % of the total an¬ 
nual contributions to the Fund in respect of 
that year. 

3. If the contributions payable by persons 
in a given Contracting State shall be re¬ 
duced pursuant to paragraph 2 of this Arti¬ 
cle, the contributions payable by persons in 
alt other Contracting States shall be in- 
creased pro rata so a$ to ensure that the 
total amount of contributions payable by all 
persons Nable to contribute to the Fund in 
respect of the calendar year in questlon will 
reach the total amount of contributions de- 
cided by the Assembly. 

4. The provisions in paragraphs 1 to 3 of 
this Article shall operate until the total quan- 
tity of contributing oil received in all Con¬ 
tracting States in a calendar year has 
reached 750 million tons or until a period of 
5 years after the date of entry into force of 
the said 1992 Protocol has elapsed, which- 
ever occurs earlier. 


Article 36*’“^^ 

Notwithstanding the provisions of this 
Convention, the following provisions shall 
apply to the administration of the Fund dur- 
ing the period in which both the 1971 Fund 
Convention and this Convention are in 
force: 

(a) The Secretariat of the Fund, established 
by the 1971 Fund Convention (herein- 
after referred to as Ihe 1971 Funcf), 
headed by the Director, may also func- 
tion as the Secretariat and the Director 
of the Fund. 

(b) If, in accordance with subparagraph (a), 
the Secretariat and the Director of the 
1971 Fund also perform the function of 
Secretariat and Director of the Fund, the 
Fund shall be represented, in cases of 
conflict of Interests between the 1971 
Fund arxj the Fund; by the Chairman of 
the Assembly of the Furvl. 

(c) The Director and the staff and experts 
appointed by him, performing their du- 
ties under this Convention and the 1971 
Fund Convention, shall not be regarded 
as contravening the provisions of Arti¬ 
cle 30 of this Convention in so far as 
they discharge their duties in accord- 


confributions annuelles pour Tannde civile 
en questlon conform^ment au Protocole de 
1992 modifiant la Convention de 1971 por- 
tant cr^ation du Fonds. 

2. Si, du fait de l’application des disposi- 
tions des paragraphes 2 et 3 de Tarticle 12, 
le montant total des contributions dues par 
les contributaires dans un seul Etat contrac- 
tant pour une annöe civile donn^ d^passe 
27,5% du montant total des contributions 
annuelles, les contributions dues par tous 
les contributaires dans cet Etat doivent 
alors §tre röduites proportionnellement, afin 
que le total des contributior\s de ces contri¬ 
butaires soit 4gal ä 27,5 % du montant total 
des contributions annuelles au Fonds pour 
cette mdme ann^e. 

3. Si le contributions dues par les person- 
nes dans un Etat contractant d^termind 
sont r^uites, en vertu du paragraphe 2 du 
präsent article, les contributions dues par 
les personnes dans tous les autres Etats 
contractants doivent dtre augment^es pro¬ 
portionnellement afin de garantir que le 
montant total des contributions dues par 
toutes les personnes qui sont tenues de 
contribuer au Fonds pour Tannde civile en 
questlon atteindra te montant total des 
contributions arrdtö par TAssembl^e. 

4. Les dispositions des paragraphes 1 d 3 
du präsent article seront applicables jusqu'ä 
ce que la quantitö totale d’hydrocarbures 
donnant Heu ä contribution regus dans 
Tensemble des Etats contractants au cours 
cTune annde civile atteigne 750 millions de 
tonnes ou jusqu*ä Texpiration d*une pöriode 
de cinq ans apr^s Tentrde en vigueur dudit 
Protocole de 1992, si cette demidre date est 
plus rapproch^e. 

Article 36'*^**" 

Nonobstant les disposttons de la präsen¬ 
te Convention, les dispositions qui suivent 
s'appliquent ä l'administration du FotkIs 
pendant la Periode durant laquelle la 
Convention de 1971 portant cr^ation du 
Fonds et la präsente Convention sont tou¬ 
tes deux en vigueur; 

a) Le Secretariat du Fonds cree par la 
Convention de 1971 portant creatiön du 
Fonds (ci-apres d^nomme «le Fonds de 
1971**) et TAdministrateur qui le dirige 
peuvent egalement exercer les fonc- 
tions de Secretariat et d’Administrateur 
du Fonds. 

b) Si, conformement ä Talinea a), le Secre¬ 
tariat et TAdministrateur du Fonds de 
1971 exercent egalement les fonctions 
de Secretariat et d'Administrateur du 
Fonds, le Fonds est represente, en cas 
de conftit dMnterets entre le Fonds de 
1971 et le Fonds, par te President de 
TAssembiee du Fonds. 

c) Dans Texercice des fonctions qui leur 
incombent en vertu de la presente 
Convention et de la Convention de 1971 
portant creation du Forvds, l’Administra- 
teur alnsi que le personnel nomme et les 
experts id^ignes par lul ne sont pas 
consideres comme contrevenant aux 


von 1992 zum Fondsübereinkommen von 
1971 für dieses Kalendeqahr nicht über¬ 
schreiten. 

(2) Würde die Anwendung des Artikels 12 
Absätze 2 und 3 dazu führen, daß der Ge¬ 
samtbetrag der von Beitragspflichtigen in 
einem einzelnen Vertragsstaat für ein be¬ 
stimmtes Kalenderjahr zu zahler>den Beiträ¬ 
ge 27,5 v.H. der gesamten Jahresbeiträge 
überschreitet, so werden die von allen Bei¬ 
tragspflichtigen in diesem Staat zu zahlen¬ 
den Beiträge anteilig so herabgesetzt, daß 
ihre Beiträge insgesamt 27,5 v.H. der ge¬ 
samten Jahresbeiträge an den Fonds für 
dieses Jahr entsprechen. 

(3) Werden die von Personen in einem 
bestimmten Vertragsstaat zu zahlenden 
Beiträge nach Absatz 2 herabgesetzt, so 
werden die von Personen in allen ar>deren 
Vertragsstaaten zu zahlenden Beiträge an¬ 
teilig erhöht, um sicherzustellen, daß der 
Gesamtbetrag der Beiträge, die von allen 
zur Zahlung von Beiträgen an den Fonds 
verpflichteten Personen für das betreffende 
Kalenderjahr zu zahlen sind, den von der 
Versammlung beschlossenen Gesamtbe¬ 
trag der Beiträge erreicht. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 finden Anwen¬ 
dung, bis die Gesamtmenge des in allen 
Vertragsstaaten in einem Kalenderjahr In 
Empfang genommenen beitragspflichtigen 
Öls 750 Millionen Tonnen erreicht hat oder 
bis ein Zeitraum von fünf Jahren r^ch dem 
Inkrafttreten des genannten Protokolls ver¬ 
strichen ist, je nachdem, welcher Zeitpunkt 
früher liegt. 


Artikel 36^ 

Ungeachtet der Bestimmungen dieses 
Übereinkommens gelten folgende Bestim¬ 
mungen für die Verwaltung des Fonds wäh¬ 
rend der Zeit, in der sowohl das Fondsüber¬ 
einkommen von 1971 als auch dieses Über¬ 
einkommen in Kraft sir>d: 

a) Das durch das Fondsübereinkommen 
von 1971 eir>gerichtete Sekretariat des 
Fonds (im folgenden als JFonös von 
1971"* bezeichnet) und der Direktor, der 
es leitet, können auch als Sekretariat 
und Direktor des Fonds tätig sein. 

b) Sind r^ach Buchstabe a das Sekretariat 
und der Direktor des Fonds von 1971 
auch als Sekretariat urtd als Direktor des 
Fonds tätig, so wird der FotkIs bei tnter- 
essenkollisionen zwischen dem For>ds 
von 1971 und dem Fonds durch den 
Vorsitzenden der Versammlung des 
FotkIs vertreten. 

c) Der Direktor, das von ihm ernannte Per¬ 
sonal und die von ihm bestimmten 
Sachverständigen werden bei der Erfül- 
lur^ ihrer Pflichten r\ach diesem Über¬ 
einkommen und dem Fondsüberein¬ 
kommen von 1971 nicht so angesehen, 
als verstießen sie gegen Artikel 30 die- 
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ance with this Artlcle. 


(d) The Assembly of the Fund shall endea- 
vour not to take decisions which are 
incompatible with decisions taken by the 
Assembly of the 1971 Fund. If differ- 
ences of opinion with respect to com¬ 
mon administrative issues arise, the As¬ 
sembly of the Fund shall try to reach a 
Consensus with the Assembly of the 
1971 Fund, in a spirit of mutual Coopera¬ 
tion and with the common aims of both 
organizations in mind. 

(e) The Fund may succeed to the rights, 
obligations and assets of the 1971 Fund 
if the Assembly of the 1971 Fund so 
decides, in accordance with Article 44, 
Paragraph 2, of the 1971 Fund Conven¬ 
tion. 

(f) The Fund shall reimburse to the 1971 
Fund all costs and expenses arising 
from administrative Services performed 
by the 1971 Fund on behalf of the 
Fund. 

Article 

Final clauses 

The final clauses of this Convention shall 
be Articles 28 to 39 of the Protocol of 1992 
to amend the 1971 Fund Convention. Refer- 
ences in this Convention to Contracting 
States shall be taken to mean references to 
the Contracting States of that Protocol. 


dispositions de Tarticle 30 de la präsen¬ 
te Convention, dans ia mesure oü ils 
executent leur täche conformement aux 
dispositions du present article. 

d) L*Assemblee du Fonds s'efforce de ne 
pas prendre de decisions qui soient in- 
compatibles avec des decisions prises 
par TAssemblee du Fonds de 1971. Si 
des questions administratives d'int^ret 
commun donnent Neu ä des diver- 
gences d'opinions, l’Assemblee du 
Fonds s'efforce de parvenir ä un 
Consensus avec l’Assemblee du Fonds 
de 1971, dans un esprit de Cooperation 
mutuelle et en tenant compte des objec- 
tifs communs des deux organisations. 

e) Le Fonds peut succeder aux droits et 
obligations ainsi qu’ä l’actif du Fonds de 
1971 en decide ainsi, conformement 
aux dispositions de Tarticle 44, paragra- 
phe 2, de la Convention de 1971 portant 
Creation du Fonds. 

f) Le Fonds rembourse au Fonds de 1971 
tous les frais et toutes les ddpenses 
encourus au titre des täches administra¬ 
tives que le Fonds de 1971 a accom- 
plies pour le compte du Fonds. 

Article 

Clauses finales 

Les clauses finales de la präsente 
Convention sont les articles 28 ä 39 du 
Protocole de 1992 modtfiant la Convention 
de 1971 portant cr^ation du Fonds. Dans la 
präsente Convention, les r^f^rences aux 
Etats contractants sont considerees comme 
des rdf^rences aux Etats contractants ä ce 
protocole. 


ses Übereinkommens, soweit sie ihre 
Pflichten im Einklang mit dem vorliegen¬ 
den Artikel erfüllen. 

d) Die Versammlung des Fonds bemüht 
sich, keine Beschlüsse zu fassen, die 
mit Beschlüssen der Versammlung des 
Fonds von 1971 unvereinbar sind. 
Kommt es zu Meinungsverschiedenhei¬ 
ten bezüglich gemeinsamer Verwal¬ 
tungsfragen. so versucht die Versamm¬ 
lung des Fonds, im Geist der Zusam¬ 
menarbeit und unter Beachtung der ge¬ 
meinsamen Ziele beider Organisationen 
Einvernehmen mit der Versammlung 
des Fonds von 1971 herzustellen. 

e) Der Fonds kann in die Rechte, die 
Pflichten und das Vermögen des Fonds 
von 1971 eintreten, wenn die Versamm¬ 
lung des Fonds von 1971 dies nach 
Artikel 44 Absatz 2 des Fondsüberein¬ 
kommens von 1971 beschließt. 

f) Der Fonds erstattet dem Fonds von 
1971 alle Kosten und Auslagen für 
Verwallungsdienstleistungen, die der 
Fonds von 1971 im Namen des Fonds 
erbracht hat. 

Artikel 36'^"'^^^'^» 

Schlußbestimmungen*) 

Die Schlußbestimmungen dieses Über¬ 
einkommens sind die Artikel 28 bis 39 des 
Protokolls von 1992 zum Fondsüberein¬ 
kommen von 1971. Bezugnahmen in die¬ 
sem Übereinkommen auf Vertragsstaaten 
gelten als Bezugnahmen auf die Vertrags¬ 
staaten des Protokolls. 


*) Vom Abdruck der im Bur>desgesetzblatt 1994 ii 
S, 1150, 1160 abgedruckten Schlufk^estimmungen 
wnjrde abgesehen. 









